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Die Keichsgründung.

(Zum 18. Januar.)
Vier Jahrzehnte nach der Kaiſerproklamation zu Verſailles

hallt in den Reichslanden der Ruf: es lebe die Republik! Und
als ſinnige Huldigung für dieſe Gedenkzeiten legt die preu-
ßiſche Regierung dem Reich einen Verfaſſungsentwurf für das
eroberte Land vor, der es zu einer Kolonie Preußens macht,
während vor vierzig Jahren nichts ſo ſehr als großmütiger
Akt preußiſcher Entſagung und Uneigennützigkeit gefeiert
wurde, als der Entſchluß Bismarcks, Elſaß-Lothringen nicht
für Preußen zu annektieren, ſondern unter die Obhut des
neuen Reiches zu ſtellen. Die Unfähigkeit Preußens. mit Ge-
walt geraffte Länder ſich innerlich anzupaſſen, erſcheint nicht
minder kraß in der reichsländiſchen Geſchichte wie in der
Entwicklung der polniſchen Landesteile oder der Nordmark.
Selbſt gegen den deutſchen Süden drohen nach vierzigjähriger
Angliederung noch preußiſche Junker öffentlich, mit Bajonetten
dort Ordnung zu ſchaffen, und als Echo wird die populärſte
aller Loſung zurückgerufen: Los von Preußen! Was England
in wenigen Jahren gelungen iſt, die in einem grauſamen Krieg
unterjochten Buren mit ſeiner Herrſchaft auszuſöhnen, vermag
Preußßen in einem halben und ganzen Jahrhundert nicht inner-
halb desſelben Reiches zu erwirken. Niemals hat das Preußen-
tum es verſtanden, morali ſche Eroberungen zu machen.

Der Gedenktag des 18. Januar 1871 wird von den heute
noch herrſchenden Gewalten eben für gut genug gehalten, daß
eine an den Opfern jener Zeiten außer den hungernden Vete-
ranen, unbeteiligte Generation mit leeren Jubelgepränge ver
fucht, die gärende Volksmaſſe durch patriotiſche Wallungen ab-
zulenken. Die Echtheit des nationalen Feiertags iſt ſeit vierzig
Jahren nicht größer geworden. Vollzog ſich ſchon der welt-
geſchichtliche Akt ſelbſt in dem wirren Gepolter und dem auf
geregten Zank einer höfiſchen Poſſe, ſo hat jedes Jahrzehnt
die innere Lüge der deutſchen Reichseinigung zu noch verſchärf-
ter Empfindung gebracht. Dem deutſchen Volk iſt die längſt
fällige geſchichtliche Notwendigkeit der nationalen Einigung in
ihrer übelſten Form beſchaffen worden. Kein vernünftiger
Menſch wird heute jenen Akt rückgängig machen wollen und
niemand wird beſtreiten, daß die Reichsgründung dennoch
ein Fortſchritt geweſen iſt. Aber zugleich iſt heute die Ueber-
zeugung tiefer und weiter verbreitet als je, daß die inner-
liche Vollendung der nationalen Einigung erſt noch zu er-
ringen iſt. Die Bismarckſche Reichsgründung der kontrerevolu-
tionären Kaiſerkrone ſollte, nach dem Willen ihrer Urheber,
das Ende der demokratiſchen Bewegung ſein. Heute wiſſen
wir, daß jene erfolgreiche Politik mit all dem Blut und dem
mörderiſchen Eiſen die Entwicklung nur gehemmt hat. Der
dürftige und eilige Notbau der deutſchen Reichsverfaſſung hat
in den vierzig Jahren ſeiner Dauer nicht eine einzige Ver-
beſſerung, nicht in der geſetzlichen Rechtsſchöpfung und auch
nicht in der praktiſchen Uebung, erfahren. Dieſe Verfaſſung
ertrug keine Verbeſſerung, weil jeder Verſuch die vom deut
ſchen Volke noch nicht einmal begonnenen Verfaſſungs-
kämpfe um die wirkliche nationale Selbſtbeſtimmung entfeſſelt
haben würde. Und wieder iſt es eine anmutige Huldigung für
den Kaiſertag von Verſailles, daß die einzige durchgreifende
Aenderung der Reichsverfaſſung, die eben jetzt unternommen
werden ſoll, eine Zerreißung der deutſchen Einheit und einen
Rückfall um ein Jahrhundert bringen ſoll: die Wiederbelebung
der Binnenzölle auf den Flüſſen.

Ueber die geſchichtlichen Vorgänge, unter denen ſich die Reichs-
gründung vollzog, müſſen die deutſchen Archive immer noch
ſchweigen. Während das beſiegte Frankreich es wagen darf,
eben jetzt die diplomatiſchen Urkunden über den Urſprung des
Krieges von 1870-71 lückenlos und wahrhaftig zu veröffent-
lichen, muß das ſiegreiche Deutſchland heute noch ſich davor
fürchten, die Dokumente der Reichsgründung der Oeffentlichkeit
vorzulegen. Entſtand doch ſchon wegen der Veröffentlichung
von ein paar harmloſen Tagebuchblättern des preußiſchen
Kronprinzen, die noch dazu von ihrem Herausgeber käaſtriert
waren, eine mit allen Mitteln Bismarckſcher Brutalität be-
triebene Hetze! Gleichwohl können wir jetzt aus den zahl
reichen privaten Veröffentlichungen beteiligter Perſonen ein
ziemlich klares Bild von den Vorgängen gewinnen, die zu dem
Tage von Verſailles führten. Schon was wir jetzt wiſſen, zer-
ſtört auch den letzten Hauch eines heroiſchen Nimbus. Jn
einer Sereniſſimusfarce, in der die Geſpenſter des achtzehnten
Jahrhunderts tanzen, ſpielte ſich der erhabene Akt ab. Höfiſche
Jntrigen, dynaſtiſche Rivalitäten, diplomatiſche Ränke und
Schwänke wirbeln durcheinander. Nirgends eine Spur echter
nationaler Begeiſterung und Hingebung. Jm Hintergrunde
aber die blutige Tragödie zweier Völker, die gegeneinander
getrieben werden, und mit den eigenen Händen der demokra-
kiſchen Einheit Europas das Grab ſchaufeln müſſen. Selbſt
die nationalen Hiſtoriker, die ſich heute mit der Zeit der Reichs
gründung wiſſenſchaftlich beſchäftigen, verbergen nicht die
innere Enttäuſchung und tröſten ſich im Anblick der gehäufken
Niedrigkeiten und Widrigkeiten, mit der Beſtaunung der Vis-
marckſchen Genialität, mit der es ihm gelungen, ſeine Pläne
zu erliſten und zu erpreſſen.

Spricht man nach dieſen vier Jahrzehnten von Deutſchland,
ſo ſagt man nicht Deutſches Reich, ſondern Preußen Deutſch
land, oder Reichspreußen, oder vedient ſich einer ähnlichen
Wendung, um zu bezeichnen, daß die deutſche Einheit nur eine
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preußiſche Einheit ſei. Nichts anderes aber erſtrebte und
erreichte auch bie Bismarckſche Politik. Der kaiſerliche Abſolu
tismus, den man heute bellagt, iſt nicht die zufällige Aus
ſirömung einer monarchiſchen Perſönlichteit, ſondern er wurzelt
im tiefſten Weſen der deutſchen Reichsgründung und der deul-
ſchen Reichsverfaſſung. Die Träger des preußiſchen Abſo
lutismus haben gewechſelt zwei Jahrzehnte war es ein
Kanzler, die beiden folgenden ein Kaiſer preußiſcher Abfolu
tismus war es von Anfang an und ſollte es ſein.

Das war das Prohlem der Bismarckiſchen Politik, deren zähe
bedenkenloſe Geſchicklichkeit zum Erfolge führte, deren liſten-
reiche Beweglichkeit man bewundern mag, deren Glück freilich
auch nur durch die politiſche Beſcheidenheit und Unterwürfig-
keit des deutſchen Bürgertums möglich ward. Die kapita-
liſtiſch aufſtrebende deutſche Bourgeoiſie bedurfte für ihre
wirtſchaftlichen Zwecke einer Art nationaler Einigung. Sie
war ungcufſchiebbar. Aber dieſe Bourgeoiſie ſollte politiſch
nicht herrſchen dürfen. Und in der Verbindung der deutſchen
Staaten ſollte Preußens Macht ſich nicht verlieren ſondern ver-
ſtärken, und die monarchiſch junkerliche Klaſſenherrſchaft ver-
ewigt werden. Ein Bundesſtaat ohne Gleichberechtigung der
Bundesglieder, eine Verfaſſung ohne wirkliche parlamentariſche
Rechte, bürgerliche Wirtſchaft unter junkerlich-agrariſcher Vor
mundſchaft, eine nationale Bewegung ohne Volk, liberale Ent-
wicklung zur Ausrottung der Demokratie, ein Staatenbund
unter abſolutiſtiſcher Führung das war die Aufgabe, und ſie
wurde gelöſt. Wenn ſich in dieſes noch halb feudale Ver-
faſſungsweſen ſchließlich als Fremdkörper eine Art demokra-
tiſchen Wahlrechts einſchlich, ſo war das durchaus nicht als
Zugeſtändnis an die Demokratie gedacht, ſondern als cäſari-
ſtiſches Mittel der Demagogie: aus den Erfahrungen der Kon-
fliktszeit haßte Bismarck das Dreiklaſſenwahlſyſtem und be-
abſichtigte den „urteilsloſen Pöbel“ mittels des demokratiſchen
Wahlrechts gegen Herrſchaftsgelüſte der Bourgeoiſie zu ge-
brauchen Um Erlöfung von dieſem „größten Fehler Bis-
marcks“ flehen nach vierzig Jahren alle Patrioten!

Wie Wilhelm I., ſo iſt auch Bismarck im Grunde nie über
die oſtelbiſche Befangenheit emporgewachſen. Für die Jnter-
eſſen der hohenzollernſchen Dynaſtie ſorgte der eine, ſür die
des preußiſchen Junkertums der andere, und beide trafen ſich
in der nie verblaßten Empfindung, daß der ſchrecklichſte Tag
Preußens jener Märztag des Jahres 1848 geweſen ſei, da die
Berliner Garde die ſchwarz-rot-goldene Kokarde der deutſchen
Einheit trug und der preußiſche König das Aufgehen Preußens
in Deutſchland proklamierte. Der ſchwarz- weißrote 18. Januar
1871 ſollte die endgültige Ueberwindung des ſchwarz-rot-gol-
denen 18. März 1848 ſein. Die Kaiſerkrönung von Verſailles
ſollte das Aufgehen Deutſchlands in Preußen vollenden!

Jm Juni 1859 hielt der Prinzregent Wilhelm in Berlin an
die zu den Militärkonferenzen der mitteldeutſchen Staaten er-
ſchienenen Offiziere dieſe grimmige Anſprache: „Es hat mich
tief gekränkt, indem man meine Politik für keine offene erklärt,
mich gekränkt und ſogar geſagt hat, ich wolle die preußiſche
Armee gegen Deutſchland führen. Gehen Sie nach Hauſe und
ſchlagen Sie dem, der Jhnen dies ſagt, eins ins Geſicht, in
meinem Namen. Jch war es, der es mit Freuden begrüßte, daß
endlich einmal etwas einheitliches geſchehen ſoll und eine natio-
nale Regung ſich kundgibt. Aber dieſer Enthuſiasmus iſt in
Uebermut ausgeartet und ich halte es für meine Pflicht, dem
ſelben entgegenzutreten.“ Sieben Jahre darauf führte derſelbe
Wilhelm Preußen gegen Deutſchland! Es war auch ganz auf-
richtig gemeint, wenn Bismarck zu Beginn der Schleswig-
Holſteiniſchen Kataftrophe, Ende 1863, zu dem Geſandten Napo
leons, Grafen Fleury, äußerte: „Lieber ſterben, als unſere
Beſitzungen in Poſen in Frage ſtellen laſſen. Da würde ich
noch eher unſere rheiniſchen Provinzen abtreten!“ Die dyna-
ſtiſche Vergrößerung Alt-Preußens beherrſchte die Bismarckiſche
wie die Wilhelminiſche Politik. Die preußiſchen Annexionen
von 1884 und 1866, die Abrechnung mit Oeſterreich, geſchah, wie
im Ausgang des 18. Jahrhunderts in den Revolutionskriegen,
unter nichts weniger als nationalen preußjiſch- franzöſiſchen
Spekulationen. Und wenn 1870 aus fortgenommenen fran-
zöſiſchen Geheimpapieren ein von Benedetti geſchriebener Ent-
wurf in Bismarcks Hände geriet, der in einem franzöſiſch-
preußiſchen Vertrag eine Annexion Belgiens durch Frankreich
vorſah, ſo war das nur ein weiterer Beweis, daß man an derlei
Geſchäfte mit Preußen gewöhnt war. Aber nachdem ſich
Preußen an deutſchem Beſitz geſättigt und gekräftigt hatte,
bedurfte es nun des „nationalen“ Krieges, einmal um die
Schwierigkeiten der inneren Politik zu überwinden und jede
nicht nur demokratiſche, ſondern auch liberale Oppoſition für
immer zu zerrütten, ſodann um den Süden in preußiſche Für-
ſorgeerziehung zu bringen. Dieſe preußiſche Einheit aller
deutſchen Staaten außerhalb Oeſterreichs war ein Lebens-

intereſſe der oſtelbiſchen Politik. Bayern, Württemberg, Baden,
Heſſen nicht in einem preußiſchen Deutſchland zu vereinigen,
hieße in Deutſchland eine für Preußen höchſt gefährliche Hilfs-
macht Oeſterreichs beſtehen und erſtarken laſſen. Gelang es
aber, Frankreich zum Hrieg zu zwingen, ſo waren die ſüddeut-
ſchen Staaten für die preußiſchen Pläne gefangen.

Nicht aus nationaler Begeiſterung hatten die ſüddeutſchen
Könige mobiliſiert, nicht Württemberg und ganz und gar nicht
Bayern. Die Sorge um die eigene Exiſtenz hatte ſie getrieben.
Schloſſen ſie ſich Preußen nicht an, ſo wußten ſie, daß ihnen im
Falle des preußiſchen Sieges das Schickſal Hannovers und
Kurheſſens beſchieden ſein würde. Aber hatten ſie von einer
deutſchen Einheit preußiſcher Art, auch wenn ſie mit Preußen
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gingen, nicht ebenſoviel zu fürchten Das war jetzt die Angſt
bei der Reichsgründung. Die dynaſtiſche Selbſtſucht hatte einen
ſtarken Rückhalt in dem Preußenhaß der ſüddeutſchen Bevoölke-
rung, deren Mißtrauen durch all ungeheure, aus dem
Welfenfonds geſpeiſte Preß- und Stimmungsmache nicht weg-
geſchwatzt werden konnte. Eine jämmerliche Politik des Feil-
ſchens, des Verſprechens, des Ueberliſtens, des Täuſchens und
Drohens hub an, drang bis in den 18. Januar hinein, und
endete auch nach der Proklamation nicht. Könige, die die
Kaiſerkrone nicht geben und ein König, der ſie nicht nehmen
wollte das waren die Händel jener Tage. Dem erſten Wil-
helm mußte die Kaiſerkrone faſt gewaltſam auf das preußiſch
eigenſinnige Haupt geſetzt werden; er wurde gleichſam über
ſeinen Kopf hinweg gekrönt. Sein einziger Troſt war, daß an
dieſer deutſchen Krone kein Hauch eines volkstümlichen Ur-
ſprungs haftete; keine Gabe eines Parlaments, war ſie nicht
aus dem „Straßenſchmutz entſtiegen“, wie die Frankfurter
Krone von 1849. Für die ſüddeutſchen Staaten, die von Bis-
marck kunſtvoll iſoliert und gegeneinander ausgeſpielt wurden,
wollte es das Glück, daß der preußiſche Staatsmann in der be-
drängten kriegeriſchen, politiſchen und perſönlichen Lage der
damaligen Zeit ſofort der Welt das Schauſpiel eines „ge-
einigten Deutſchlands“ bieten mußte. Dieſem Ungefähr ver-
dankt namentlich Bayern ſeine Refervatrechte. Der Kultur-
kampf, der bald darauf begann, war die Rache für dieſe Zuge-
ſtändniſſe und für den Widerſtand des bayeriſchen Parlaments.

Als proteſtantiſche Kaiſerkrone feierte der Liberalis-
mus den neuen preußiſchen Kopfſchmuck des 18. Januar. Die
deutſche Einigung ſollte ein ſtrahlender Triumph über den
jeſuitiſchen und zugleich partikulariſtiſchen Geiſt des klerikalen
Südens ſein. Nach vierzig Jahren ſteckt dieſe proteſtantiſche
Kaiſerkrone in der Schutzhülle einer pechſchwarzen Kutte und
Rom betrachtet die deutſche Reichshauptſtadt als das ſicherſte
Aſyl ſeiner überall verfolgten Herrſchaft.
Bismarck aber empfand ſein Werk als den endgültigen Sieg

des reaktionären Preußentums über ſüddeutſche Demokratie
und norddeutſches Fortſchrittlertum. Nach vierzig Jahren aber
ruht die vom Bürgertum verlaſſene Demokratie in den ſtarken
und unüberwindlichen Händen des Prole!ariats, das an dieſem
18. Januar nicht in geſchminkten Erinnerungen einer legen-
dariſchen Reichsgründung zu ſchwelgen braucht, weil es im
Jnnerſten von dem ſtürmiſchen Tatwillen erfüllt iſt: es wird

ſein Reich gründen! K. E.
Kleine Sozialiſtengeletzchen.

Die Regierung des Herrn v. Bethmann Hollweg hat am
Sonnabend, wie ſchon berichtet, im preußiſchen Abgeordneten
hauſe durch den Miniſter v. Dallwitz eine Erklärung abgegeben,
durch die die preußiſche Wahlrechtsreform abermals auf unbe-
ſtimmte Zeit vertagt wird. Dieſelbe Regierung aber, die ſich
außerſtande findet, das Wort des Königs von der „wichtigſten
Aufgabe der Gegenwart“ einzulöſen, wird getrieben von der
faſt krankhaften Neigung, in jedes Geſetz, das ſie dem Reichs
tage oder dem Landtage vorlegt, ein kleines Sozia-
liſtengeſetzchen hineinzuarbeiten. Für ſie iſt nicht die
Wahlreform, ſondern die Bekämpfung des Umſturzes
durch die Geſetzgebung wichtigſte Aufgabe der Gegenwart“,
der ſie ſich mit monomaner Leidenſchaftlichkeit hingibt.

Dafür liegen aus der allerneueſten Zeit wieder zwei Beweiſe
vor. Auf der einen Seite plant die Regierung auf dem Aus-
weg der Verſchärfung der Beleidigungsparagraphen eine Art
Enteignungsgeſetz gegen die politiſche Oppoſition, auf
der anderen Seite ſoll im Namen der „Jugendpflege“ eine
Million preußiſcher Staatsgelder aufgewendet
werden, um die Beſtrebungen dieſer ſelben Oppoſition zu be-
kämpfen. Jn beiden Fällen kann man aber jetzt ſchon ſagen:
ſollte es der Regierung auch gelingen, die beabſichtigten
Aktionen durchzuführen, ihren Zweck würde fie weder in dem
einen noch in dem andern Falle erreichen.

Es iſt gar kein Wunder, daß die beabſichtigte Verſchärfung
der Beleidigungsſtrafen, namentlich die außerordentliche Er
höhung der Geldſtrafen, die vom Reichstag in zweiter Leſung
infolge einer konſervativen Ueberrumpelung debattelos be-
ſchloſſen wurde, bei der liberalen Preſſe mehr Beunruhigung
hervorgerufen hat als bei der ſozialdemokratiſchen. Denn wenn
die Regierung die Richter finden ſollte, die ſie zur Durchfüh-
rung ihres Geſetzes braucht, und wenn es wirklich in Zukunft
noch mehr Geldſtrafen von vielen Tauſenden regnen ſollte,
dann werden ſich zwar die Kriegskoſten der ſozialdemo-
kratiſchen Partei gewaltig erhöhen, es wird ihr aber trotzdem
nicht an Mitteln fehlen, den Krieg durchzuführen. Denn die
ſozialdemokratiſche Partei und Preſſe kämpft in einem großen
Verbande gegen den Feind, ſie vermag daher Lücken, die da
oder dort entſtehen, immer wieder raſch auszufüllen. Ganz

anders iſt es bei der liberalen Preſſe; da iſt jedes Blatt ein
beſonderes kapitaliſtiſches Geſchäft, das zugleich mit dem Partei
intereſſe oder vielmehr weit vor dieſem auch dem Privatinter
eſſe des Unternehmens zu dienen hat. Kommt nun das neue
Geſetz zuſtande, dann wird kein Zeitungsunternehmer der Pro-
vinz es mehr wagen, Oppoſition gegen das Junkerregiment zu
machen, aus Furcht, es werde in Beleidigungsprozeſſe verwickelt
und durch hohe Geldſtraſen wirtſchaftlich ruiniert werden. Die
ſozialdemokratiſche Preſſe aber, die die ſolidariſche Macht der
Arbeiterklaſſe hinter ſich hat, würde genau, wie bisher, kein
Blatt vor den Mund nehmen und die erhöhten Prozeßverfahren,



zu den Geſchäftskoſten ſchlagen. Mit dem anti-ſozialdemo
kratiſchen Enteigaungsgeſetz würde es aus anderen Gründen
alſo genau ſo gehen, wie mit dem antipolitiſchen, und die
eigentlichen Leidtkagenden würden zum Schluß ganz andere
Leute ſein als die Sozialdemokraten.

Jm Jntereſſe der Freiheit, die wir für die ganze Preſſe, nicht
bloß für die ſozialdemokratiſche, programmatiſch fordern, iſt
die geplante Verſchärfung der VBeleidigungsſtrafen auf das
entſchiedenſte zu verwerfen; als Maßnahme zur Bekämpfung
der Sozialdemokratie, als die ſie gedacht iſt, iſt die geplante
Geſetzesänderung ein grotesker Fehlgriff und zur Erfolgloſig-
keit von vornherein verurteilt.

Die Millionenforderung der preußiſchen Regierung zur Be-
kämpfung der ſozialdemokratiſchen Jugenderziehung bildet ge-
wiſſermaßen die Ergänzung zu der im Reichstag beabſichtigten
Schröpfung der Sozialdemotratie. Auf der einen Seite will
man der ſozialdemokratiſchen Preſſe ungezählte Tauſendmark-
ſcheine abknöpfen, auf der anderen Seite ſoll eine bare, blanke
Million ausgegeben werden „zu Beihilfen ſür Veranſtaltungen
Dritter“, die der roten Jugendbewegung das Waſſer abgraben
ſollen. Man will die heran wachſende Jugend des preußiſchen
Volkes zu Knechten und Streitbrechern erziehen. Daß das
preußiſche Dreik!aſſenhaus in ſeiner gegenwärtigen Zuſammen-
ſetzung jede zu ſo edlen Zwecken geforderte Summe mit Hurra
bewilligt, iſt ja geradezu ſelbſtverſtändlich. Man muß ſich bei-
nahe wundern, daß die Regierung ſo beſcheiden geweſen iſt;
hätte ſie ſtatt der Million eine Milliarde verlangt, der Landtag
hätte ihr auch die Milliarde bewilligt, ſelbſtverſtändlich unter
der Vorausſetzung daß ſie nicht aus Junkers Taſchen zu be-
zahlen iſt.

Auf dem Gebiete der Umſturzhekämpfung berrſcht fieberhafte
Tätigkeit, auf dem r Wahlreform rührt ſich nichts da wird
nur heimlich in aller Stille ein neuer Volksbeirug vorbereitet.
Und darum iſt es notwendig, daß ſich das Volt
wieder einmal zum Worte meldet. Die Hundert
tauſende, die Millionen, die das gleiche Recht in Preußen
wollen, müſſen wieder einmal zeigen, daß ſie da ſind. Vrauſend
muß der Freiheitsruf der Maſſen, das wüſte Umſturzgeſchrei
der Feinde übertönen. Gleiches Wahlrecht! Gleiches
Wahlrecht!

9

Der Schutzmann als Jugenderzieher.
Die Berliner Polizei, die in den fortgeſetzten Krawall-

prozeſſen zum Ruhmeskranz des letzten Gerichtsurteils immer
neue Lobeeren erntet, ſetzt jetzt ihre ordnungsſtiftende Tätigkeit
mit beſonderem Eifer und Erfolg auf dem Gebiete der
„Jugendpflege“ fort. Seit Wochen regnet es Auflöſungen,
Verbote, Siſtierungen, Jnhibierungen, Strafmandate, und noch
immer will der Segen kein Ende nehmen. So gelang es der

12 112Polizei am letzten Sonntag wieder einmal um in der
Detektivromanſprache zu ſprechen einen Hauptſchlag zu tun
und ein gefährliches Neſt auszunehmen. Sie drang in ein
Lokal ein, in dem etwa 60 junge Arbeiter und Arbeiterinnen
in friedlicher, ordentlicher Beſprechung oder Unterhaltung bei-
ſammen ſaßen, ſtellte bei 37, 31 männlichen und 6 weiblichen,
feſt, daß ſie das Alter von 18 Jahren noch nicht erreicht hatten,
und erſtattete gegen dieſe Uebeltäter Strafanzeige wegen
Uebertretung der 88 17 und 138 des Reichsvereinsgeſetzes.

Man hat der Berliner Polizei in der letzten Zeit bittere
Vorwürfe gemacht, daß fie ſich den Mörder der Witwe Hoff
mann gleichſam aus den Händen ſchläpfen ließ und ihn trotz
zahlreicher Jndizien nicht auffinden kann. Nun hat die Poli-
zei zwar dieſen einen Verbrecher noch immer nicht, dafür hat
ſie jetzt aber gleich 37 auf einmal erwiſcht. Ein neuer Ordens-
regen wird daher wohl nicht mehr lange auf ſich warten laſſen.

Nach allgemeinen, in der ganzen Welt anerkannten ſtraf-
rechtlichen Grundſätzen gilt Jugend als Grund der Strafaus-
ſchließung oder doch der Strafmilderung. Von den 60 Perſonen,
die in Berlin, Samariterſtr. 11 verſammelt geweſen ſind, ſollen
aber die 23, die über 18 Jahre alt ſind, ſtraffrei bleiben, die
37 unter 18 Jahren werden aber beſtraft, weil ſie noch nicht
18 Jahre alt ſind. Daß ein Menſch beſtraft werden kann, weil
er noch nicht 18 Jahre alt iſt, klingt einigermaßen unwahr-
ſcheinlich, und doch hat die Sache ihre Richtigkeit, denn nach
dem neuen Reichsvereinsgeſetz, das mit freiſinniger Zu-
ſtimmung im Reichstag angenommen wurde, wird ein junges
Menſchenkind, das ſich in einer wirklich oder bloß angeblich

„politiſchen“ Verſammlung blicken läßt, dafür mit Geldſtrafe
bis 150 Mark beſtraft, an deren Stelle im Unvermögensfalle
Haft tritt.

Man verlangt von den jungen Menſchen vom begonnenen
erſten bis zum vollendeten 18. Lebensjahre, daß ſie wiſſen,
was politiſch iſt: eine Frage, über die ſieben ſiebzigjährige
Juriſten beſtimmt ſieben verſchiedene Meinung haben werden.
Die jungen Leute aber müſſen dieſe Kenntnis beſitzen, ohne
ſich um Politik kümmern zu dürfen, ſonſt werden ſie ja beſtraft!
Der Begriff der Politik. muß in ihrem Geiſte als angeborene
Jdee vorhanden ſein. So will es das Geſetz, das mit Hilfe
der Freiſinnigen gemacht worden iſt. Zweifellos das geiſt-
reichſte Geſetz, das in allen 40 Bänden des deutſchen Reichs
geſetzblattes zu finden iſt, ein Geſetz, das wie geſchaffen iſt zur
Betätigung des Scharfſinns der preußiſchen Polizei.

Wie ſich dieſer polizeiliche Scharfſinn betätigt, hat man in
dieſem neueſten Fall und zahlreichen vorausgegangenen erlebt.
Auch der Streit um den Begriff der Politik wird dabei auf die
einfachſte Weiſe gelöſt: Politik iſt, was der Regierung nicht
gefällt. Keine Politik iſt es z. B., wenn man die Hohen-
zollern ſämtlich für Genies erklärt, Politik iſt es aber zu be-
haupten, es ſeien auch einige Minderbegabte darunter geweſen.
Keine Politik iſt es, wenn man für den Militarismus be-
dingqungsloſe Propaganda mäacht, Politik iſt es, wenn man die
kulturelle Schattenſeiten dieſer Jnſtitution nicht ganz über-
ſieht. Keine Politik iſt es, wenn man die jungen Leute
für gelbe Streikbrechervereine keilt, Politik aber iſt es, wenn
ſie ſich ſelber gegenſeitig zu braven Kameraden der älteren
gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter zu erziehen ſuchen.

Die Regierung hat mit liberaler Hilſe den Schutzmann
zum politiſchen Erzieher der Jugend gemacht. Der Jugend
wird es nicht ſchaden! Denn auch für ſie gilt noch das Wort,
das Sombart einſt in ſeiner guten Zeit für die ganze moderne
Arbeiterbewegung geprägt hat: „Seligſind, diedanoch
kämpfen können!“

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., 17. Januar 1911.

Aus dem Reichstage.
Der Reichstag begann am Montag die zweite Leſung des

ſogenannten Reichswertzuwachsſteuergeſetzes, das
heißt des elenden Pfuſchwerks, das die bürgerliche Mehrheit der
Kommiſſion fabriziert hat. Die tatſächliche Generaldebatte,
die ſich bei den erſten Paragraphen entſpann, wurde noch nicht
zu Ende geführt. Feſt ſteht aber ſchon heute, daß noch nie-
mand weiß, wie der Haſe läuft. Das Schickſal der Reichs-
wertzuwachsſteuer iſt ebenſo ungewiß wie das der übrigen ge-
ſetzgeberiſchen Geiſteskinder des langen Bethmann. Die Regie-
rungsvorlage war ganz ſicherlich, wie ſich das von ſelbſt ver-
ſteht, kein ſehr kräftiges Gebräu; die Kommiſſion hat für
ſtarke Verdünnung geſorgt und nunmehr wetteifern bei der
Plenarberatung die verſchiedenſten bürgerlichen Parteien, noch
ganze Tonnen voll Waſſer in dieſen Steuerbottich zu ſchütten.
Der Reichsſchatzſekretär ſteht dabei und ringt die Hände, denn
er ſieht die Erträgniſſe, die die Steuer bringen ſollte, unter
ſeinen Händen zerfließen und die Hoffnungen, die man an die
Heranziehung des Wertzuwachſes geknüpft, ſich in blauen Dunſt
verflüchtigen. Ein energiſches Halt! den Verwäſſerern und
Verſchlechterern entgegenzurufen, traut ſich natürlich die Re
gierung Bethmann nicht; man hat den Eindruck, daß ſie ſchließ
lich alles ſchlucken wird, vorausgeſetzt, daß überhaupt was zu
ſchlucken übrig bleibt und die vielen Ausnahmen von der
Steuer noch etwas übrig laſſen. Die Zentrumsleute als angeb-
liche Mittelſtandsfreunde, die Nationalliberalen in ihrer zarten
Sorge um den Geldſack, der freiſinnige Cuno aus immerhin
achtungswerten kommunalpolitiſchen Bedenken: Alle kamen mit
Abänderungs-, Abſchwächungs- und ſonſtigen Anträgen herbei.
Es ergab ſich, daß die einzige Partei, die wirklich und ent-
ſchieden auf dem Boden einer wirklichen Beſteuerung des Wert-
zuwachſes ſteht, die Sozialdemokratie iſt, deren Stand-
punkt Gen. Göhre in einer guten Jungfernrede vertrat. Die
Richtigkeit der Ausführungen unſeres Fraktionsredners über
die junkerliche Steuerhinterziehungen wurde von der Rechten
durch Tierlaute beſcheinigt. Am Dienstag geht die Beratung
weiter.

Kleines Feuilleton.

Großkapitaliſtiſche Menſchheitsbeglücker.
e i und Rockefeller haben zu Weihnachten

jeder 10 Millionen Dollars geſtiftet: der erſte zur Förderung
des der zweite für die von ihm errichtete Univer-
ſität Chikago, insbeſondere zum Ausbau der Univerſitätskirche.
Beide Wohltäter haben ſchon rieſige Summen für öffentliche
Zwecke hingegeben und ſind dafür von der kapitaliſtiſchen
Preſſe und vielen gläubigen Nachbetern in den Himmel gehoben
worden. Was es mit dieſen Spenden in Wirklichkeit auf ſich
Pay erfahren wir aus einem treffenden Artikel des Genoſſen

erger im ſozialdemokratiſchen Herald. Er bemerkt, daß
Carnegie bisher rund 180 Mill. Dollar (zu 4,20 Mk.) für Biblio-
theken und andere gemeinnützige Zwecke gegeben hat; Rocke
feller etwa 130 Millionen für Univerſität, Kirchen, Heidenmiſ-
ſion u. a., und fährt fort: „Große Männer ſind beide, dieſe
Blüten unſerer Truſtherrſchaft. Aber betrachten wir auch die
andere Seite. Carnegies Einkommen beträgt zwiſchen 20
und 25 Millionen Dollars' jährlich aus dem Stahltruſt allein.
Seit er ſich vom Geſchäft zurückgezogen hat, hat er etwa 300
Millionen Dollars in Zinſen und Profit als ſeinen Anteil be-
zogen. Wohl hat er 180 Millionen fortgegeben; ſo hatte der
Arme in dieſer Zeit nur 120 Millionen zum Leben m ohne
das Kapital anzurühren. Er hat einmal geſagt, er
betrachte es als eine Schande, als reicher Mann zu
ſt erben. Aber wenn er ſich nicht einen Stoß gibt und eine
halbe Milliarde der ſozialiſtiſchen Propaganda widmet,
fürchte ich ſehr, daß er in ſehr großer Schande ſterben und
eine Milliarde Dollar oder mehr hinterlaſſen wird.
Sollte er aber unſeren Rat befdlgen und die Summe für ſozia-
liſtiſche Propaganda beſtimmen, ſo iſt ſehr wahrſcheinlich, daß
die Schande, als Milliardäre zu ſterben, von Carnegie und
Rockefeller genommen werden würde.

Der Fall Rockefellers iſt ſogar noch ſchimpflicher, von
Carnegies Standpunkt aus betrachtet. Sein Einkommen
wird zwiſchen 65'und 80 Millionen Dellars geſchätzt. Er hat
in ſeinem ganzen Leben an 130 Millionen fortgegeben.
Wie kann er ſich mit dieſer Summe loskaufen? Wenn ein
Kamel eher durch ein Nadelöhr geht, als ein reicher Mann in
den Himmel eingeht, wie kann er dann der ewigen Verdamm-
nis entgehen, ungeachtet all der Kirchen, die er gebaut, und der
ſchwarzen Heiden, zu denen er lilienweiße Miſſionare geſandt
hat? Nein, er müßte auch den Rat befolgen, den wir Carnegie
gegeben haben. Dann wäre es ſicher, daß ſie beide und alle
anderen ihrer Bürden bald entledigt und wirklich ihr Ziel er-
reichen würden: nämlich ihr eigenes Gewiſſen zu beruhigen
und den Abſcheu des Volkes zu beſänftigen.

Aber das iſt nicht alles. Wie hat Carnegie ſein
Vermögen gemacht? Ein gut Teil kam von der Fabri-
kation von Panzerplatten die zum Teil brüchig ge

weſen ſein ſollen. Aber zum größten Teil ſtammt der Reich-
tum aus dem Hochzol-Monopol. A. Hewitt, deſſen Schwieger-
vater ſelbſt in der Eiſeninduſtrie ſtand, zeigte zahlenmäßig in
den achtziger Jahren, daß Eiſen, das zu 70 Dollar die Tonne
verkauft wurde, leicht zu 25 Dollar herzuſtellen war, und daß
der Profit eines oder höchſtens zweier Jahre ausreichte, die
Koſten der Errichtung einer Fabrik zu decken. Das iſt die Ge
ſchichte des Aufkommens der Eiſenmagnaten. Auf die Ge-
ſchichte Rockefellers im einzelnen einzugehen, iſt hier
überflüſſig Sie iſt zu gut bekannt.

Wo aber war Carnegies Liebe zum Frieden, als er mit
ſeinen eigenen Arbeitern 1892 in Homeſtead Krieg
führte? Als die Schlacht von Monongahela zwiſchen
dem Eiſentruſt und dem Metallarbeiterverband geſchlagen
wurde, hätte es Carnegie nur zwei Worte gekoſtet, den Streik
und alles Blutvergießen zu vermeiden. Aber damals war nicht
Friede auf Erden und den Menſchen ein Wohlgefallen, ſoweit
Carnegie in Frage kam. Und es iſt auch lächerlich. anzunehmen,
daß dieſe Stiftung von 10 Millionen Dollar irgend etwas zur
Verhinderung des Kriegs unter Völkern beitragen werde. Ge-
rade jetzt verlangt Präſident Taft zwei neue Kriegsſchiffe,
für die Carnegies Stahltruſt zweifellos die Panzerplatten
liefern wird. Mehr als einige Bände, von Schmeichlern zu Ehren
C.'s geſchrieben, wird dabei nicht herauskommen.

Gewiß hat die Erziehungsſache etwas gewonnen durch die
Errichtung der Univerfität Chikago. Aber wäre das Volk nicht
ausgeraubt durch die Truſts, es könnte leicht hundertmal ſoviel
für Erziehung verwenden, ohne es als Gnade annehmen zu
müſſen. Die Univerſität ſteht da als Denkmal unverdienten
Gewinns, und ſie ſoll die intellektuellen Verteidiger für Ultra-
kapitalismus und modernen Feudalismus liefern. Wäre das
Volk nicht in der Truſtſtlaverei, es könnte ſeine eigenen Uni-
verſitäten bauen. Und ſeinen Kindern ſtände der Weg dahin
offen, der ihnen heute verſchloſſen iſt.

Friede auf Erden und den Menſchen ein Wohlgefallen!
das wird erſt kommen, wenn der Typus Carnegie und Rocke-
feller, Milliardäre und Truſtherrſcher, verſchwunden ſein
werden!

Die Kaiſerproklamation in Verſailles.
(Aus dem Tagebuch Kaiſer Friedrichs.) 17. Januar 1871.

Nachmittags beim König eine Sitzung von Bismarck, Schleinitz
und mir von drei Stunden im überheizten Zimmer über Titel,
Thronfolge uſw. Bei Beratung des Titels bekennt Bismarck,
daß bereits bei Berakung der Verfaſſung die bayriſchen Be
vollmächtigren das „Kaiſer von Deuſchland“ nicht hätten zu-
laſſen wolen und daß er endlich Jhnen zu Liebe aber aller
dings ohne Se. Majeſtät vorher zu fragen die Formel „deut-
ſcher HKaiſer“ zugeſtanden habe. Dieſe Bezeichnung mißfiel
dem König, ebenſo wie mir, aber vergeblich. Vismarck ſuchte
zu beweiſen, daß „Kaiſer von Deutſchland“ eine Territorial-
macht bedeute, die wir über das Reich gar nicht beſäßen, wäh-
rend deutſcher Kaiſer“ die natürliche Konſequeng des Im-
perator Romanus ſei. Wir mußten uns fügen jedoch ſoll im

Abrechnung im Klaſſenhauſe.
Jm preußiſchen Dreiklaſſenhauſe erklangen am Montag bei

der Fortſetzung der Etatsberatung endlich einmal ſchärfere
Oppoſitionstöne. Schon Herr Wiemer ſprach immerhin
energiſcher als der laue Friedberg, und das Sündenregiſter, das
Genoſſe Ströbel dem ofſiziellen Boruſſentum vorhielt, war
ron erquickender Deutlichkeit.

Zuerſt ſprach der neugebackene Finanzminiſter Dr. Lentze,
der frühere Magdeburger Oberbürgermeiſter. Seine Aus-
führungen zeugten von engherzigem, konſervativem Bureau-
kratismus. Man kann die Stadt Magdeburg zu der Beförde-
rung ihres früheren Oberhauptes beglückwünſchen. Daß der
folgende Redner, der Pole von Jadzewski, mehr Worte über
die Nichtbeſetzung des Gneſener erzbiſchöflichen Stuhles als
über die hakatiſtiſche Schikanierung ſeiner Landsleute verlor,
reiht ſich würdig an der Abſtimmung der Polenfraktion zu-
gunſten der Zivilliſte. Der Fraktionsredner der Fort-
ſchrittler, Herr Wiemer, nahm ſich zunächſt den frommen
Trott vor, der, wie erwähnt, am Sonnabend das Zentrum mit
einem Bekenntnis zum Moderniſteneide erfreut hatte. Herr
Wiemer ſprach auch nicht übel über allerlei überflüſſiges
Dekorationswerk verſchiedenſter Art. Hoffentlich iſt die Zeit
vorbei, in der bei den präſidialen Bierabenden im Reichstage
der Frack eingeführt wurde, um den Freiſinnigen Gelegenheit
zu geben, ihre Blockorden bewundern zu laſſen. Was Wiemer
über das konſervative Parteiregiment der Landräte und über
die maltzaniſierte Juſtiz ſagte, konnte durchweg auch von
unſerer Seite unterſchrieben werden.

Durch Wiemers Angriff veranlaßt, ergriff der Kultus-
miniſter erneut das Wort. Er ſcheint ſich inzwiſchen ſeine
Ausführungen vom Sonnabend etwas überiegt zu haben und
zu der Anſicht gelangt zu ſein, daß Preußen ſchließlich doch
tein Lehnsſtaat des heiligen Stuhles iſt. So mimte er denn
eiwas wie Lutherzorn und verſprach, die Staatsbegmten, die
wegen des Moderniſteneides mit der katholiſchen Kirche in Kon
flitt kommen ſollten, gegen Sartos und Merry des Vals
Grimm zu ſchützen. Jmmerhin möchten wir dem Betreffen-
den raten, ſich nicht allzu feſt auf dieſen Schutz zu verlaſſen.
Wie Exempel zeigen, ſind die Canoſſagänge hoher und höchſter
Herrſchaften auch zu Pius X. Zeiten ſehr in Mode.

Aus den Niederungen atoaviſtiſcher ſtaatlich-kirchlicher
Streitigkeiten hob die zweiſtündige Rede des Genoſſen Strö-
bel die Klaſſendebatte auf die Höhe des großen, modernen,
weltgeſchichtlichen Gegenſatzes. Die Rede nahm ihren Aus-
gang von der Wahlrechtsfrage, die den Angelpunkt
preußiſcher Politik bedeutet. Jn flammenden Worten brand-
markte unſer Redner die mieße Schnorrerart, mit der das
Zentrum dieſe Angelegenheit behandelt hat. Mit Jronie und
Humor beleuchtete er die ſchwächliche, nationalliberale Zag-
haftigkeit. Jm Miitelpunkt der Ausführungen Ströbels ſtan-
den die Ergebniſſe des Moabiter Prozeſſes. Den Scharf-
machern ſind die Felle davongeſchwommen wie betrübten Loh-
gerbern. Schutz vor Schutzleuten, Schutz vor Spitzeln: das ſind
die Reſultate, die objektive Unbefangenheit aus dem Monſtre-
prozeß zu ziehen hätte. Mit der Aufforderung an alle ehr-
lichen Liberalen, ſich im Kampfe gegen die ſchwarze und die
blaue Reaktion mit der Sozialdemokratie zu verbünden, ſchloß
Ströbel ſeine vortrefflichen Ausführungen.

Am Dienstag geht die Beratung weiter.

Liberaler Vorſpann für die nene Zuchthausvorlage.
Höchlichſt zufrieden ift die Kreuzzeitung mit den Aus

führungen, die der nationalliberale Herr Friedberg neulich
im Abgeordnetenhaus über den Moabiter Prozeß und die vom
Reichskanzler angekündigte neue Zuchthausvorlage gemacht hat.
Das konſervative Hauptorgan ſchreibt über dieſe Rede des
nationalliberalen Parteiführers:

Dieſe Auslaſſungen ſind erfreulich und werden hoffent-
lich auch parteipolitiſche Konſequenzen haben.
Die „Verſcharrung“ einer Arbeitswilligen-
vorlage unter Baſſermanns Führung wird
man alſo wohl nicht mehr befürchten müſſen.
Dann aber werden die Nationalliberalen auch nicht umhin
können, unter allen Umſtänden die Großblockpolitik rückſichts-
los zu bekämpfen, ja ſogar von Wahlbündniſſen mit den der
Sozialdemokratie naheſtehenden Links liberalen abzu-
ſehen. Denn dieſe Bündniſſe haben ja den Zweck, diejenigen

gewöhnlichen Sprachgebrauch das „von Deutſchland zur An
wendung kommen, die Anrede ſein „Ew. Kaiſerl. und Königl.
Maheſtät“; niemals das K. K. gebraucht werden. Da wir alſo
bekennen, keine Territorialmacht über das Reich zu beſitzen, ſo
iſt der Träger der Krone nebſt ſeinen Erben gewiſſermaßen
aus der königlichen Familie von Preußen allein herausgenom-
men und dadurch wird meine Anſicht hinfällig, daß unſere
ſamte Familie den kaiſerlichen Titel erhalten ſoll. Nun lange
Debatten über das Verhältnis von Kaiſer zu Kaiſer, weil Se.
Mayeſtät, der alten preußiſchen Tradition zuwider einen
Kaiſer höher ſtellt. Beide Miniſter widerſprachen mit mir
unter Berufung auf die Archive, wonach Friedrich I. bei An-
erkennung des Zaren als Kaiſers ausdrücklich hervorhob, daß
derſelbe niemals den Vorrang vor dem preußiſchen König
haben dürfe. Friedrich Wilhelm I. habe ſelbſt verlangt, bei
der Begegnung mit dem deutſchen Kaiſer gleichzeitig mit dem-ſelben in ein Zeit einzutreten, das zwei Türen beſaß, und end

lich hob Bismarck hervor, daß Friedrich Wilhelm IV. nur aus
der bekannten, ihm perſönlich eigentümlichen Demut vor
Oeſterreich das Prinzip der Unterordnung unter das erz-
herzogliche Haus jenes Kaiſerſtaates eingeführt habe. Der
König aber erklärte 7 da Friedrich Wilhelm III. bei Begeg-
pung mit Alexander J. beſtimmt habe, daß Letzterem als Kaiſer
der Vortritt gebühre, auch gegenwärtig der Wille des königlichen
Vaters maßgebend ſei. Als indes im Laufe der Verhandlung
beſtimmt wurde, daß unſere Familie ihre gegenwärtige Stel
lung beibehalten ſolle, ſprach der König doch wieder das Ver-
langen aus, die Gleichſtellung derſelben mit den kaiſerlichen
Häuſern auszudrücken. Schließlich ward nichts hierüber feſt

eſetzt und der Beſchluß bis zum Frieden oder einer etwaigen
Krönung aufgeſchoben. Von Reichsminiſtern war keine Rede,
Bismarck wird Reichskanzler, wiewohl ihm die gleichnamige
Bezeichnung mit Beuſt (dem öſterreichiſchen Kanzler) ſo zu-
wider, daß er rief, er käme dadurch in eine zu ſchlechte Geſell
ſchaft. Die Reichsfarben machen wenig Bedenken, da, wie der
König ſagte, ſie nicht aus dem Straßenſchmutz entſtiegen doch
werde er die Kokarde nur neben der preußiſchen dulden, er
verbat ſich die Zumutung, von einem kaiſerlichen Heere zu
hören, die Marine aber möge kaiſerlich genannt werden
Als ich auf die Hausgeſchichte hinwies erwiderte er:
„Mein Sohn iſt mit ganzer Seele bei dem neuen Stand der
Dinge, während ich mir nicht ein Haar breit daraus mache,
und nur zu Preußen halte

18. Jänner. Die Anſage des Hofmarſchallamtes war: „Die
Feier des Ordensfeſtes findet ſtatt,“ uſw. Da das Kommando,
der „Helm ab, zum Gebet“, vergeſſen mußte ich es ſelber laut
geben, das „einfache Gebet“ beſtand in einer Strafrede auf
Ludwig XIV., ſowie einer hiſtoriſch-religiöſen Abhandlung
über die Bedeutung des 18. Januar Nachdem Se. Mahe
ſtät eine kurze Anſprache an die deutſchen Souveräne verleſen,
trat Bismarck vor und verlas in tonloſer, ja geſchäftlicher Art
die „Anſprache an das deutſche Volk“; bei den Worten „Mehrer
des Reichs“, bemerkte ich eine zuckende Bewegung in der Ver
ſammlung, die ſonſt lautlos blieb



Parteien zu ſtärken, die ſcharfe Gegner des Arbeitswilligen-
ſchutzes und lebhafte Verfechter einer ſchrankenloſen
Koalitio nsfreiheit ſind, ſie würden alſo die erfreu-
lichen Zuſicherungen Dr. Friedbergs in einem etwas merk-
würdigen Lichte erſcheinen laſſen.

Der Spott, den die Kreuzzeitung in ihr Lob miſcht,
iſt nicht unberechtigt. Denn ſie hat ja vollkommen recht mit
ihrer Auffaſſung, daß der von Dr. Friedberg eingenommene
Standpunkt nicht feſtgehalten werden kann ohne die Abſicht, nun
einmal einen konſequent reaktionären Kurs einzuſchlagen. Wer
in einer ſo grundſätzlichen in das Volksleben tief einſchneiden-
den Frage, wie die Frage der Koalitionsfreiheit eine iſt, Hand
in Hand mit den Konſervativen geht, der täte gut oder handelte
wenigſtens aufrichtig, wenn er auf alle liberal ſchillernde
Redensarten verzichten wollte.

„Beſchränkter politiſcher Haß.“
Es war vorauszuſehen, daß die Scharfmacherpreſſe über den

Heimarbeitertag und ſeinen Verlauf nur wenig Wohl
gefallen äußern würde. Es war zu erwarten, daß ſie ſich etliche
liebliche Schimpfartikel leiſten würde. Trotzdem wird man
überraſcht, wenn man folgende Ausführungen der Poſt lieſt:

Wir haben ſelten einen Kongreßbericht geleſen, der uns
ſo faſt ausſchließlich Mißvergnügen verurſacht
hätte, wie der über den Heimarbeitertag. Wir vertreten die
Anſicht und ſind uns bewußt, ſie bei uns auch durchzuführen),
bei ſolchen Kongreßberichten jeden, welcher politiſchen Partei
und welcher Weltanſchauung er auch angehöre, zu Wort
kommen zu laſſen, wenn er nur ſachlich etwas zu ſagen hat,
wenn ſich ſeine Ausführungen auf Arbeit, Studium oder Er-
fahrungen gründen. Offen geſagt, wir befinden uns bei
dem Heimarbeitertag in ernſter Verlegenheit, welchem Red-
ner, der für geſetzliche Ordnung der Heimarbeit eintrat, wir
das Wort bei uns geben ſollten. Wir haben keinen gefunden,
der neben allgemeinen Klagen praktiſch Durchführbares ge-
ſagi hätte, und wir haben uns ſchließlich darauf beſchränken
müſſen, die Entſchließung allein abzudrucken. Was wir von
weltfremder Profeſſorenweisheit und von
beſchränktem politiſchen Haß und geſchickter
parteipolitiſcher Ausſchlachtung von beiden weltfremder
Profeſſorenweisheit und beſchränktem politiſchen Haß
hören mußten, das war ſchlimm. Und es war ſehr
ſchlimm, daß ſolches unter der Maske eines unpyartei-
iſchen, objektiven Kongreſſes, mit dem Heiligenſchein wiſſen
ſchaftlicher Untergründe in die Welt geſetzt werden konnte.
Es muß geſagt werden, daß die ſchlimmſten Befürchtungen,
die ſich an dieſen Heimarbeitertag knüpften, weit übertroffen
worden ſind. Niemals haben wir allerdings auch die inne-
ren Beziehungen zwiſchen ideologiſchem Katheder-
ſozialismus und politiſch-ſozialdemokra-
tiſcher Verhetzung ſo klar geſehen. Dieſe Verbindung
erinnerte uns an die Fabel von dem Fuchs, der dem von
Schafen gegründeten allgemeinen Friedensbündnis beitritt.

Gegenüber der ideologiſchen Phraſeologie und den ſo zi al-
demokratiſchen Hetzreden waren die zwei Reden,
die auf die ungeheuren Schwierigkeiten einer geſetzlichen
Regelung der Heimarbeit hinwieſen, wollte man nicht ſoundſo
viele häusliche Wirtſchaften dem Untergang überliefern, ſo
und ſo viele Frauen, die Fabrikarbeit nicht mehr leiſten
können, des Berdienſtes berauben, nicht ſo und ſo viele
Mütter ihren Kindern entziehen, wie Oaſen in der Wüſte
eines profeſſoralen Wolkenkuckucksheims und einer ſkrupel
loſen ſozialdemokratiſchen Verhezung. Der Sozialdemo-
kratie kommt es nur darauf an, Unfrieden zu ſäen. Wie
viel Glück, wieviel Familienleben dabei zerſtört wird, iſt
einerlei, wenn nur das Heer derer, die nichts mehr zu ver
lieren haben, vermehrt wird.

Das iſt der Wutſchrei ſkrupelloſer Ausbeuter, die die
Stirn haben, zu behaupten, auch die ſchamloſeſte und ekelhafteſte
Form der Ausbeutung werde von der „menſchenfreundlichen“
Tendenz getragen, „Hungernden Brot und Arbeit zu geben“.

DT

„Ein ganz ſchreckliches Ding.“
Ein Knabenbrief Wilhelms II., der von der Zeit-

ſchrift Daheim veröffentlicht wird, liefert einen recht inter-
eſſanten Beitrag zum Problem der ſog. „nationalen“ Erziehung.
Der Brief, den der jetzige Kaiſer im Jahre 1871 im Alter von
zwölf Jahren an den Oberſten von Boehn nach Verſailles ge-
richtet hatte, ſticht durch ſeinen Gefühlsinhalt von ſpätern
Aeußerungen in bemerkenswerter Weiſe ab. Der junge Prinz
bedankt ſich in dieſem Brief für eine zertrümmerte franzöſiſche
Granate, die ihm der Oberſt überſendet hatte, und knüpft daran
folgende Betrachtungen:

Es iſt dieſe mächtige Granate ja ein ganz ſchreck-
liches Ding, und welchen Schaden muß esſftiften,
wenn es ganz vollſtändig iſt, und wenn es in der Luft daher-
geſauſt kommt, niederfällt und platzt, muß es ja einen furcht-
baren Lärm geben. Jch habe einen ſehr großen
Schrecken bekommen, als ich dieſe Granate ſah, und
mit Entſetzen werdeicherfüllt, wenn ich mir ſagte,
daß dieſe Zuckerhüte auf unſer teures Regiment und auf
unſere lieben braven Landsleute geſchoſſen und geworfen
wurden. Doch Gott ſei Dank geſchieht dieſes nicht mehr. Denn
es iſt ja jetzt ein dreiwöchentlicher Waffenſtillſtand geſchloſſen,
und hoffentlich kommt es nicht wieder zum Kampfe Es
iſt ein großer Troſt für mich, zu wiſſen, da ß
keiner von Jhnen mehrtotgeſchoſſen wird.

Vergleicht man dieſe Betrachtungen des Knaben mit den
ſpäteren Aeußerungen des Mannes, mit der „Vater- und
Mutter“-Schieß-Rede, mit den Worten: „Pardon wird nicht
gegeben, Gefangene werden nicht gemacht“, ſo erkennt man un-
ſchwer den nachwirkenden Einfluß der nationalmilitariſtiſchen
Erziehung. Dem natürlichen Empfinden des Knaben wider-
ſtrebt der Gedanke, daß ziviliſierte Menſchen, ſtatt ihre Ange-
legenheiten in friedlicher und vernünftiger Weiſe zu ordnen,
mit Grangten gegeneinander losgehen. Wenn der erwachſene
Mann anders denkt und empfindet, ſo erweiſt er ſich als das
Produkt der Einflüſſe, die ſich durch ſeine Erzieher und ſeine
Umgebung auf ihn geltend machten.

Heute denken die zwölfjährigen Proletarierjungen über den
Krieg ebenſo wie damals der zwölfjährige Prinz; ihre Klaſſen-
lage und ihre ſozialdemokratiſche Geſinnung werden dafür
ſorgen, daß ſie als erwachſene Männer dieſer geſund-natür-
lichen Art nicht untreu werden!

Fünfzehn Meter in Preußen.
Aus Hamburg wird berichtet: Wie ſeit zwei Jahrzehnten,

ſo hatte die Polizeibehörde in Hamburg der e nie
auch im vergangenen Jahre den Maiumzug durch e
Straßen der Stadt erlaubt. Die Veranſtalter hatten die W
ſicht, den Zug an der Gaſtwirtſchaft Forſthof enden und m
auflöſen zu laſſen. Dieſe von Hamburger Kleinbürgern u
Arbeitern ſtark beſuchte Gartenwirtſchaft liegt nun aber m
mehr auf hamburgiſchem, ſondern ſchon auf r e
biet, und zwar iſt ſie nur eiwa dreißig Schritte von der Grenz

entfernt. Aus dieſem Grunde mußte auch ote Seneymigung
der zuſtändigen preußiſchen Verwaltungsſtelle eingeholt
werden, woſür der Amtsvorſteher in Poppenbüttel in Frage
kam. Er fand denn auch zunächſt nichts dagegen zu erinnern,
daß ſich der Maizug die paar Schritte auf preußiſchem Gebiet
fortbewege, um das Ziel zu erreichen. Er brauchte um ſo
weniger Bedenken zu hegen, als tatſächlich die jahrzehntelangen
hamburgiſchen Erfahrungen bewieſen hatten, daß die Mai-
umzüge ruhig und ordentlich zu verlaufen pflegen und nieman-
den weiter ſtören. Wider Erwarten zog dann aber der Amts
vorſteher ſeine Genehmigung zurück, wahrſcheinlich infolge
Ordre aus Berlin, und als er dann gebeten wurde, wenigſtens
im Forſthof eine Verſammlung unter freiem Himmel zuzu-
laſſen, verſagte er auch dies unter dem Hinweis, daß durch die
Menſchenanſammlung der öffentlichen Sicherheit in der be
nachbarten kleinen Gemeinde Steilshop Gefahr drohe. Eine
Beſchwerde beim Landrat und des weiteren beim Regierungs-
präſidenten blieb erfolglos.

Die Veranſtalter des Umzuges klagten nun beim preußiſchen
Oberverwaltungsgericht und vertraten hier ihre Sache im
weſentlichen mit der Begründung, daß es früher niemals zu
Störungen gekommen ſei und daß, für den vorliegenden Fall,
die rein abſtratte Erwägung der Möglichkeit einer Gefahr für
die öffentliche Sicherheit ohne Rechtsboden ſei, da nach 8 7
des Reichsvereinsgeſetzes Tatſachen greifbarer Natur vorliegen
müßtne, aus denen ſich nach vernünftigem Ermeſſen die nahe
Möglichkeit einer Verwirklichung der Gefahr folgern laſſe. Das
Oberverwaltungsgericht gab denn auch der Klage in vollem
Umfang nach, hob den Beſchwerdebeſcheid des Regierungspräſi-
denten auf und ſetzte das Verbot des Amtsvorſtehers außer
Kraft, indem es hervorhob, die Behörde habe keinerlei Belege
dafür erbracht, daß eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit
zu beſorgen geweſen ſei.

Von den preußiſchen Verwaltungsbebörden war aber vorher
ein dreifaches Verbot gegen die „Berührung“ preußiſchen Ge-
biets in einer Ausdehnung von knapp fünfzehn Metern er-
gangen! Ja, die Preußen!

Deutſches Reich.
Mißbrauch der Zählkarten. Zu der Meldung der Münchner

Poſt über die Behandlung der Zählkarten der Ausländer teilt
man von zuſtändiger Stelle mit:

„Richtig iſt, das auf Grund der Volkszählung 1910,
ebenſo von 1900 von den in den Haushaltungsliſten befind-
lichen Eintragungen über Reichsausländer Abſchriften ſeitens
der ſtädtiſchen Aemter an das kaiſerliche Statiſtiſche Amt
übermittelt werden. Die Abſchriften enthalten jedoch keiner-
lei Namen und werden ſeinerzeit lediglich zu ſummariſchen
Zuſammenſtellungen über die Ausländer im Jnlande ver-
wendet. Steuerliche oder gar polizeiliche Zwecke können mit
dem anonymen Material nicht verfolgt werden und werden
nicht verfolgt. Der Grundſatz, daß bezüglich der Angaben
über die Perſönlichkeit der einzelnen das Amtsgeheimnis zu
wahren iſt, wird auch im vorliegenden Fall in jeder Rich-
tung aufrecht erhalten.“

Der Gewährsmann der Münchner Poſt hält demgegenüber
an ſeiner Behauptung feſt, daß die nach Berlin geſandten
Zählkarten der Ausländer nicht anonym geweſen ſind.

Der kranke Landrat. Der Landrat Schröder in
Berleburg (Kreis Wittgenſtein) deſſen ſonderbare Amts
praktiken in der letzten Zeit in der Preſſe verſchiedentlich ans
Licht des Tages gezogen wurden, und der in einem Beleidi
gungsprozeß gerade keine glänzende Rolle ſpielte, hat ſich plötz
lich veranlaßt geſehen, um einen Erholungsurlaub ein-
sukommen. Der wurde ihm denn auch „aus Geſundheitsrück-
ſichten“ bewilligt, und er hat ihn bereits angetreten. Die
Annahme des B. T., daß er wahrſcheinlich nicht mehr auf ſei-
nen Poſten zurückkehren werde, vermögen wir nicht zu teilen;
da muß es ſchon ſehr ſchlimm kommen. ehe in. Preußen ein
Landrat auf ſolche Weiſe verabſchiedet wird. Dem preußiſchen
Syſtem würde eine Beförderung des beurlaubten Land-
rats viel mehr entſprechen.

Freiſinnige Worte und Taten. Jn München hat der
fortſchrittliche Landtagsabgeordnete Dr. Günther erklärt, bei
den kommenden Reichstagswahlen müſſe die Parole lauten:
Nieder mit dem Block der Konſervativen und Ultramontanen.
Der Redner führte dazu aus, daß ſich die Fortſchrittler vor
keinem Gewaltmittel fürchten, das ſie zum Siege führen kann.

Wer aus bloßer Furcht vor der Sozialdemokratie dazu ver-
helfe, den ſchwarzblauen Block zu ſtützen, der handle wie ein
Soldat, der aus Angſt vor dem Feinde ſich ſelber umbringt.

Das bramarbaſierende Geſchwätz des Münchner Freiſinns-
helden wirkt einfach lächerlich. Bedeutet denn das Wahlbündnis
der Fortſchrittler mit den Nationalliberalen etwas anderes, als
eine Stärkung der ſchlimmſten Reaktion? Wenn alle Frei-
ſinnigen an dem Schrecken vor der Sozialdemokratie, der ſie un
gezählte Male in die Arme der Reatktion trieb, geſtorben wären,
dann lebte heute von dieſer politiſchen Spezies kaum ein Exem-
plar mehr.

Kriegervereins-Terror. Bei der Arbeitervertreterwahl zur
Ortskrankenkaſſe in Neuſtadt, O.-S., ſiegte die Liſte des Ge
werkſchaftskartells. Auf dieſer Liſte war auch der Name eines
Arbeiters verzeichnet, der vorläufig noch dem Kriegerverein an
gehört! Dem „Verbrecher“ wurde vom Kriegervereinsvorſtand
folgender Liebesbrief geſchrieben:

„Bei den letzten Wahlen der allgemeinen Ortskrankenkaſſe
ſind Sie von ſozialdemokratiſcher Seite als Kandidat aufgeſtellt
worden. Es muß dies den Anſchein erwecken, daß Sie der
ſozialdemokratiſchen Partei oder den freien Gewerkſchaften als
Mitglied angehören. Sie werden deshalb aufgefordert, inner-
halb acht Tagen zu Händen des mit unterzeichneten Vorſitzenden
eine ſchriftliche Erklärung abzugeben, dahinlautend, daß Sie
der obengenannten Partei oder Gewerkſchaft nicht angehören.
Der Vorſtand des Militärvereins.“

Frankreich.
Aus dem franzöſiſchen Parlament.

Jm Verlaufe der Vormittagsſitzung am Monkag gab der
Miniſter des Aeußern Pichon auf eine Anfrage die Erklärung
ab, daß Frankreich in bezug auf die Bagdadbahn dem Bei-
ſpiele Rußlands folgen und keine Schwierigkeiten gegen die
Konzeſſionen erheben werde, welche Deutſchland von der Türkei
und Rußland von Perſien verlangen; dagegen würde die Teil-
nahme Frankreichs an einer Anleihe für die Bagdadbahn auch
in Zukunft wie bisher von der Bedingung abhängig gemacht
werden, daß Frankreich dieſelben Rechte zugeſtanden werden.
wie jeder anderen Macht. Der Miniſter erklärte weiter auf eine
fernere Anfrage über die orientaliſche Frage, daß Frankreich
mit Japan ein Abkommen getroffen habe, welches teilweiſe den
Anlaß zu dem ruſſiſch- japaniſchen Abkommen gebildet habe. Der
Miniſter wünſchte ebenſo wie der Antragſteller, daß Frankreich
in freundſchaftlichen Beziehungen zu China verbleiben möge.

Während der nun folgenden Debatte über das Budget des
Miniſteriums des Aeußern entſtand eine lebhafte Auseinander-
ſetzung über die Art und Weiſe, wie die diplomatiſchen Doku-

mente über den Krieg von 1870 veröffentlicht wurden.
Nach längeren Verhandlungen beantragte der Gemäßigte Con-
ſtant eine Tagesordnung, worin die Umſtände, unter denen die
Veröffentlichung der Dokumente erfolgt ſei, getadelt werden
ſollen. Der Radikale Leroy verlangte dagegen die einfache
Tagesordnung. Miniſterpräſident Briand ſtellte die Ver-
trauensfragez; er lehnte die Tagesordnung Conſtant ab
und verlangte die Annahme der einfachen Tagesordnung. Unter
lebhafter Bewegung wurde zur Abſtimmung geſchritten. Die
Kammer nahm mit 346 Stimmen gegen 150 Stimmen die ein-
fache Tagesordnung an.

Rußland.
Ruſſiſch chineſiſche Spannung.

Petersburg, 17. Januar. Zwiſchen Ruſſen und Chine-
ſen iſt es zu einem blutigen Zu ſammenſtoß am rech-
ten Amurufer gegenüber Blagowjeſchtſchensk ge-
kommen, auf beiden Seiten gab es mehrere Tote. Hier ver-
ſucht man den Zwiſchenfall zu vertuſchen. Wie verlautet,
haben auch die chineſiſchen Behörden wiederholt gedroht, ſie
würden, wenn ruſſiſche Soldaten auf chineſiſches Gebiet zur
Verfolgung chineſiſcher Räuberbanden erſcheinen, unter allen
Umſtänden ihre Entwaffnung und ſofortige zwangsweiſe Ent-
fernung vornehmen. Auch dieſe Tatſache wird ſo gut wie
möglich verſchwiegen, um die Oeffentlichkeit über die zuneh-
mende Spannung in den Beziehungen zum oſtaſiatiſchen Nach-
barreiche nicht aufzuklären.

Portugal.
Das Ende des Eiſenbahnerſtreiks.

Die Hoffnungen der reaktionären Preſſe ſind wieder einmal
zuſchanden geworden: Die Republik, die nach der Meinung
dieſer Blätter in den Grundveſten wankte, und deren Zu-
ſammenbhruch jeden Augenblick bevorſtehen ſollte, ſteht noch!
Hoffentlich bleiben wir nun für die nächſte Zeit von den reak-
tionären Lügenberichten aus Portugal verſchont! Der Eiſen-
bahnerſtreik wurde beendet, nachdem die Eiſenbahngeſell-
ſchaften die Forderungen der Angeſtellten im weſentlichen be
willigten; es wurden folgende Zugeſtändniſſe gemacht:

Die niederen Lohnklaſſen erhalten eine tägliche Zulage von
100 Reis (0,45 Mk. allen Angeſtellten wird ein jährlicher
Urlaubvon20 Tagen gewährt, während deſſen das volle
Gehalt gezahlt wird; die Arbeitszeit in den Werkſtätten
wird auf neun Stunden feſtgeſetzt; die Penſionsverhältniſſe
ſollen neu geregelt werden ſämtlichen Angeſtellten werden jähr-
liche Freikarten geliefert. und die Streiktage ſollen als
Urlaubstage angeſehen und bezahlt werden.

Der Ausſtand der Gas arbeiter dauert fort; die
Direktion der Gasanſtalt macht vergebliche Anſtrengungen, die
Ausſtändigen durch anderes Perſonal zu erſetzen.

Ueber die allgemeine Lage in Portugal ſind der vortu-
gieſiſchen Geſandtſchaft in Wien folgende amtliche Mel
dungen zugegangen: Die allgemeine Lage iſt von der Aus-
ſtandsbewegung un berührt geblieben. Der Eiſenbahner-
ſtreik hat ſeinen Abſchluß gefunden und nicht die Erſchütterung
der öffentlichen Ordnung gebracht, wie manche dies erwartet
haben. Ueberhaupt ſind nirgends Ereigniſſe vorgekommen,
deren Spitze gegen das republikaniſche Regime gerichtet geweſen
wäre. Es find vielmehr in jeder Hinſicht Beweiſe zutage ge
treten, daß das Land in die neue Regierung volles Ver
trauen ſetzt.

Mwerſka.
Wahlentrechtung und Wahlkorruption.

Die Regierung der Vereinigten Staaten und die Gerichte,
die bekanntlich faſt jedes Arbeiterſchutzgeſetz als „Ver-
letzung der verfaſſungsmäßigen Freiheit“ zunichte machen,
laſſen ſich die ſchamloſeſten Verfaſſungsverletzungen,
ſofern ſie ſich gegen die Arbeiterklaſſe richten, ſeelen-
ruhig gefallen. Bekanntlich hat man in den Südſtaaten, un-
geachtet des verfaſſungsmäßig garantierten allgemeinen Wahl-
rechts, einen Bildungszenſus eingeführt, der ſich in
Wahrheit gegen die Neger richtet, da er auch denen, die der
erforderten Kenntniſſe ermangeln, das Wahlrecht gewährt,
falls ihre Vorfahren es zu einer Zeit, die vor der Neger-
befreiung liegt, alſo für die Farbigen nicht gelten kann, be-
ſeſſen haben. Noch weiter ging man im Staate Virginia.
Durch eine Wahlſteuer hat man dort den Unbemittelten
das Wahlrecht ſehr erſchwert, teilweiſe direkt geraubt. Seit
1903 muß jeder geborene Bürger jährlich eine Wahlſteuer von
196 Dollar bezahlen, die 6 Monate vor der Wahl bezahlt ſein
muß. Für naturaliſierte Bürger beträgt die Steuer im erſten
Jahre gar 412, ſpäter auch 124 Dollar. Nicht bezahlte Wahl
ſteuer aus früheren Jahren muß mit Zinſen nachgezahlt wer-
den, ſoll das Wahlrecht wieder erworben werden. So gibt es
in der Stadt Norfolk mit 60000 Einwohnern nur 9000
Wahlberechtigte, davon nur 2500 Neger, obwohl dieſe die Hälfte
der Bevölkerung bilden. Es wird berichtet, daß die „demo-
kratiſche“ Partei, die als Nachfahrin der alten Sklavenhalter
die Südſtaaten mit Gewalt und Korruption beherrſcht, für
Hunderte von Wählern die Wahlſteuer bezahlt. So kam es,
daß in N. bei mehr als 100 organiſierten Arbeitern, größten-
teils Sozialiſten, und 50 nichtorganiſierten ſozialiſtiſchen
Negern nur 35 Stimmen für die Partei abgegeben
wurden!

Anderwärts ſpielt der Stimmenkauf eine ſkandalöſe
Rolle. Ein kennzeichnendes Kurioſum iſt, daß in Jeffer-
ſon (Ohio) ſämtliche 1155 Wähler wegen erwieſenen
Stimmverkaufs ihres Wahlrechts verluſtig er-
klärt werden mußten. Man bexät darüber, wie die Verwaltung
der wählerloſen Gemeinde in den fünf Jahren, für die der
Rechtsverluſt gilt, geführt werden ſoll. Jn anderen werden
kaum ſo viel Wahlberechtigte übrig bleiben, daß ſie die Be-
hörden ſelbſt beſetzen können. Wie man ſieht, leiſten die bei-
den Yankees in Wahlfälſchungen und Wahlbetrügereien ganz
Außerordentliches. Die Durchſetzung des Sozialismus
läßt ſich allerdings mit ſolchen Fälſcherkunſtſtückchen nicht ver
hindern!

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Otto
Riebuhr, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.
Kasparek, ſämtlich in Halle.

Unſere Filial-Expeditſonen,
in denen Jnſerate und Abonnements- Beſtellungen zu Original
vreiſen entgegengenommen werden, ſind:

A. Albrecht, Zigarrenhandlung, Lindenſtr. 54,

E. Vendlin, do. Torſtr. 43,J. Schneider, do. Beeſenerſtr. 23,
J. Sanow, do. Geiſtſtr. 5,Paul Leuſchner, do. Mittelwache 9.
G. Gerig, Materialwarenhandlung, Triftſtr. 28,

Haupt Expedition, Harz 42/43.
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Direktor u. Besitzer: Paul Bläthgeon.

Sensatlons Erfolg der Original Parislanad.

8&tadttheuterDirektion Geh. Helrat N. Halle

Fernruf 1181.

Nachmittags 4 Uhr:
daueryaſte Weihnachts Kinder Vorſtellung

a Hachtardelt. e mnorrllecte Vohnune. t e
Die Rote. laos Ho. 33. men neuer glänzender à

Enorwer Beifall! Anfang 8.15 Uhr. Max Jungbiut,
Albreoohtstrasse 43,

nahe der Geiſtſtraße
Mittwochanettt E Vur Schüler- und Familien Vorstellung

dotntöshen.
Weihnachts Ausſtattungs-

Komödie mit Geſang und Tanz
in 5 Bildernr geren Vaterländische Festschauspiele

s und ihre Teit, hist. Sch l.t um den Nordpol. r h o uraer. Delitzſcherſtraße 78,
Reitere Wh. Bausch-Komödlien (mit besond. e Glauchaerſtraße 75

Einlass 3 Uhr. Preise: I. Sperrsitz 30, Saal 20,Ank 4 Uhr. II. Rang 10 Erwachsene dopp. Preise. und Große Goſenſtraße 20
Vorverkauf: Dienstag 4--6 u. Mittw. vorm. v. 10 Ehr.

Güte:
Landbrot. Wohen Sie gut und billig rauchen,

du dann versnehen Sie mein17 Pfd. Brot für 1.75 M., Land-brot 9 Vfd. 1 Mark liefert die Su b hanen Sche dels Vuren,

u

empfiehlt dieſe Woche in bekannter

krische Flelgch- und Wurst-

von C. A. Görner.
Abends 7/2 Uhr:

138. Vorſtellung i. Ab. 3. Viertel.

ev Zum 3. Male: Mi
dicht an der Glauchaiſchen Kirche Die Kinder.

Komödie in 3 Akten
von Hermann Bahr.Kaſſenöffn. 7 Uhr. Anf. 754 Uhr.
Ende nach 10 Uhr.

Donnerstag d. 19. Januar 1911:
Sondervorſtellung bei vollſtän

nezialmarke,
Bäckerei von Fehlfarbe einer B Pr. Aigarre:

Fügewann, Klogter-Nansfeld. e 100 8t. 5.50 M.

Alles frei Haus d. mein Geſchirr.
erteilt A. May, Saalverg 8.1.

Rödeltrarvnorte
Pobert Schedel, egenst. ſ.

Danteischniften enipfichſt die l Jasmatei-Zigarretten fur Wieder

Volksbuchhandl. verkänfer zu Fabrikpreisen.
billigſt

Violin- Unterricht u

R. Wweihmann, Bernhardyst. 35.

dig anſgehobenem Abonnement.
Novität!

Zum 1. Male:
jeder Art rt beſorgt Königskinder.

Apollo Theater
Direktion Gustav Poller.

Wege glänzender Erfolg
gross artigen neuen Frogramms!

in der P neuen Burleske:askeldie öenus von tilo
evette nen StrISchen Iucherfolg!

Dazu die erſtklaſſigen Attraktionen:
Zum 1. Male in Europa! Zum 1. Male in Europa!

Chung Ling hee Croupe,
G Männer, 2 Frauen

Chineſiſche Zaunberer, Gaukler, Equilibriſten mit ihren
prächtigen Nationaltrachten ſowie Bühnenrequiſiten in Seiden-

und Goldſtickereien. WEigene prachtvolle Original-Chineſiſche Dekoration.
Zum 1. Male Chinesisohe Zopfarhbeit!W Die Zopffahrit über den Zusohauerraum!

alrobatiſcb. muſikaliſchesThe 6 Rochefg Denen
ſt mit ſeiner Gattin eWilliam Sehü Frau Therese Schüäff-Delina, 3

Jmproviſator und Klavierhumoriſt.

Muſikmärchen in drei Bildern
von Engelbert Humperdinck.

0 r 33 -Gemälde.

III d IIIIITIII An |SÄSALS- S W7 w

Ardefter- dünne In Ichuß Hals

An nachgenannten Tagen finden im großen Saale
des Volksparks, Burgſtraße

Acht öffentl. Oorträge
über das Programm der Sostatdemotratie

ſtatt: e cDienstag den 24. Januar, Dienstag den 28. Februar,

Dienstag 3l1. Januar, Dienstag 7. März,
Dienstag 77. Februar,! Dienstag 14. März,
Dienstag 21. Februar, Dienstag 28. März.

Der Eintrittsprets für dieſe 8 Vorträge beträgt zuſammen 50 Pf.

Karten hierzu ſind zu haben im Partei und Arbeiter
ſekretariat, in allen Gewerkſchaftsbureaus, allen Verkaufsſtellen des
Konſumvereins, in der Volksbuchhandlung und der Expedition des
Volksblattes, Harz 42-43, ſowie vei A. Albrecht, Zigarrenhandlung,
Lindenſtraße 54, E. Bendlin, Zigarrenhandlung, Torſtraße 45,Schneider, Sigarrenhandlung Beeſenerſtraße 23, J. SanowSertenbeiun Geiſtſtraße 5, Paul Leuſchner Zigarrenhandlung,
Mittelwache 9 9, P. Böttcher, Friſeur, Triftſtraße 2, R. Kutzſch
bauch, Friſeur, Kl. Klausſtraße 11 und Volkspark, Burgſtraße 27.

Beginn pünktl. 8/2 Ahr abds. Rauchen iſt nicht geſtattet.
W Die Ausgabe der Karten beginnt heute.
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Rieranf:

Einlass 7 Vhrp.

Präümlierung der rei schönten Domen- uod rei gdtöngten Herren Masken

W Demaskierung 10 Uhr.

B A T T. bis früh. S

e

Wo gehen wir am Sonnabend hin? S
weiter -Fadadrer: Herein Pale z. S. m.

Cirlled den Meter datahrer hunter zeternn)

Sonnabend den 21. Jannar W
im schön dekorierten grossen Saale des Volksparks

Grosser laskenbalunter Mitwirkung zweier Musikkapellen; S
diverse o originelle Einlagen W und versohiedene Sgrossartige Umzüge. 9 S

Anfang 8 Vnr.

r

Guterm
Schuh-inventure

Kehraus,

Eintrittskarten sind bei allen Vereinsmitgliedern zu haben. S
Freunde und Gönner des Vereins ladet zu zahlreichem Besnch freundlichst ein 27

Der Vergnügungs Ausschuss,.

e
c ee e n

W Jun

Er. Vriohstrasse 13 h

S v e n t we rd A8 Der ma re Sd V9

2 8 u Menschen WS Neue wohlfeile Ausgabe für Mk. 6. S
2 Vnverkürzt, mit 134 zum Teil farbigen Bildern r
ev von dem bereits 54 000 Exemplare verkauft sind, dx ist durch uns fürC W

7

v.

9

2 die Lieferung zu beziehen. Vollstänlig in 21 Iiete-rungen à 25 Pfennig nebst der Oririnal-Hinband-
decke mit Bronze-Prägung für 75 Pfennig.

Carl Hagenbecks Er'ebnisse und Erfahrungen ge-
7 hören zu den bemerkenswertesten Erse ne inungen e

imserer Zeit. Jeder Tiertfrennd. jeder Lie bhaber S 2
2 von Reiseegeschiehten und spannenden Urzählu Swird das Bach mit grö r Interesse lesen. Dieser
S Mann aus dem Volke der sich zu einem beachtetenW Faktor im Welthandel emporgeschwungen, ist SV wohl den vorbilälighen Charaktertypen unsererS Generation zuznzählen. Das vollständige Werk wirdS den Stolz jeder Bibliothek, einen Hausschatz und VSpender mancher gennssreichen Feierabendstundebilden. Auch für aie reife ger kann dieses Werk empfohlen werden.

J Volks Buchhandlung Halie a. S.
Harz 42/43.

e eeeecccccneceeececreeeeeeeL

e
3

Gutschmeckende, gar.MolkererBufter 3 60
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lFeine Kalkeier!
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S Sonntag den 22. Januar in u den Waſchgefäſßße,
Das mene Beoett.

Zochfein rot dicht Daunenksper. Große U ſchläfr. Ober und Unterbett
2 Siſſen m 17 v fd. Halbdauen, weil teils kl. Farbfehler das Gebett Lelk. 30. das

k. 35. Feinſtes herrſchaftliches Daune netſelbe Bett mit Daunendeckei n. 5. mehr. Nich am billigſten beizu. 40. Zweiſchläfr. koſtet jedes Bett ezurück. Katalog von Betten, Vettſedern und Ausſteuern frei. Dantſche ei en Gut. Pu x Halle a. S.,
Bettenſabrit Th. Kraneimss, Caſſel 164 Prülh), u wicht 1. um den Silbern. Pokal von Halle.

—TTZZZIFür die Inſerate verantwortlich: Rob. Jlgner.

S Därmezum Hausſchlachten kauft man

n
Germania-Sälen

dauerhaft und billio, größtewahl. Böticherei Schüle eenof j.

brarerdnnherhn

Vaſtard) ent!aufen.Ab zugeben Wer eba ge et t.

Städte -ſingkampf
Halle gegen le

Alles Nähere Aunonce Sonnabend.
Druck der Halleſch. Genoſſenſch. »Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig. S Sämtl. i. Halle a. S.



2 c

e

re

z

S

1. Beilage zum Volksblatt.
nene

Halle a. S., Mittwoch den 18. Januar 1911 22. Jahrg.
In er Klaſſenſtube.

Abgeordneter Ströbel über preußiſche Politik.
Jn der Montagzsſitzung des preußiſchen Dreiklaſſenhauſes

machte Genoſſe Ströbel folgende Ausführungen:
Jch muß meinem höchſten Befremden darüber Ausdruck

geben, daß die Thronrede
kein Wort von der preußiſchen Wahlreform

enthält, von der gleichen Wahlreform, welche in der Thronrede
von 1909 als wichtigſte Aufgabe der Gegenwart be-
Zeichnet wurde. Man will wohl zunächſt das Ergebnis der
Meichstagswahlen abwarten, und die Regierung hofft offen-
bar, daß der Ausfall der Reichstagswahlen gewiſſe Kreiſe, die
ſich liberal nennen, geneigt machen wird, gemeinſam mit der
Rechten eine armſelige Scheinreform anzunehmen. (Sehr
wahrl b. d. So.)
Was den Elſaß-Lothringern recht iſt, ſollte den Preußen

längſt billig ſein. Das preußiſche Volt verlangt nicht nur das
geheime und gleiche Wahlrecht, es verlangt vor allem auch

eine Neueinteilung der Wahſkreiſe.
Die heutige Einteilung iſt geradezu ein Skandal. (Sehr wahr!
b. d. Soz.) Die Parteien, mit Ausnahme der Freiſinnigen
Volkspartei, haben aber der Regierung ihre volksfeindliche
Haltung außerordentlich leicht gemacht. Herr Friedberg hat
kein Wort von der Neueinteilung der Wahlkreiſe geſprochen,
hat nicht einmal eine Abſchwächung des Dreiklaſſenwahlrechts
gefordert, ſondern nur das direkte Wahlrecht, das die Regie
rung angeboten hat, und das geheime, für das ſogar die Kon
ſervativen zu haben ſind. Die Rede war tyyiſch national-
liberal. Die Herren würden ja ſo gern

mit der Rechten techtelmechteln,
wenn es das Zentrum nicht ſchon täte. Aber Sie (z. d. Natl.)
ſind ja dermaßen beſcheiden, daß Sie ſich ſchließlich auch zu
einer Triole bereitfinden werden.
(Heiterk. b. d. Soz.)
Der Redner des Zentrums ſprach von dem Wahlrecht auch

nicht mit einer einzigen Silbe. (Hört, hört! b. d. Soz.) Das
wundert uns vom Grafen Praſchma perſönlich nicht, er hat ja
aus ſeinem reaktionären Scharfmacheeherzen nie eine Mörder-
grobe gemacht. Die Wahlrechtsfrage iſt ja auch für das Zen-
trum keine Prinzipienfrage, ſondern eine ſolche, die es unter
dem Geſichtspunkt betrachtet, welchen Nutzen das Zentrum dar-
aus ziehen kann. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Bezeichnend iſt,
daß Herr Martin Spahn, der ſich gegen die Uebertragung des
Reichstagswahlrechts auf Preußen ausgeſprochen hat, trotz-
dem in die Zentrumsfraktion aufgenommen worden iſt. (Hört,
hört! b. d. Soz.)

Wenn nun auch nicht von der Wahlreform, ſo iſt doch in der
Thronrede von der Förderung der Jugendpflege die Rede.
Worauf das abzielt, das wiſſen wir ja. Es handelt ſich dabei
um nichts anderes als die

geiſtige Knebelung der proletariſchen Jugend.
(Sehr wäahr! b. d. Soz.) Sie ſprechen von Wohlfahrts- und
Bildungsbeſtrebungen und ſind in Wirklichkeit die ärgſten
Feinde wahrer Bildung. (Sehr wahrl b. d. Soz.) Die Junker-
parole iſt für Sie bei Jhrer ſogenannten Jugendfürſorge maß-
gebend. Der Jugend ſoll Reſpekt vor der „hohen Obrigkeit“
beigebracht werden. Glauben Sie denn wirklich damit Erfolg
zu haben (Zuruf rechts: abwarten!) Was haben denn die
beſtehenden katholiſchen und proteſtantiſchen Jugendorganiſa-
tionen, deren Zahl Legion iſt, nicht alles verſucht. Aber es iſt
Jhnen erfreulicherweiſe nicht gelungen, das Zuſtrömen der
Jugend zur Sozialdemokratie zu unterbinden. (Bravo b. d.
Soz.)

Weil die ideellen und materiellen Mittel nicht ausreichen,
weil Sie

bankerott

geworden ſind, ſoll jetzt der Staat eingreifen, für Sie, die
Bankrotteure. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Der moraliſche Zwang
genügt Jhnen nicht, Sie verſuchen es auch mit dem unmora-
liſchen. Die Staatsbehörden unterſtützen den konfeſſionellen
Jugendfang. 1905 verordnete Herr Studt, daß die Jugend
in den Fortbildungsſchulen für ihre Beſtimmung in der bürger-
lichen Geſellſchaft zu erziehen ſei, d. h. alſo, daß ſie
die Rechtloſigkeit als Staatsbürger und die Ausbeutung durch

die Unternehmer
bereitwillig ertragen. 1908 kam ein neuer Erlaß heraus, worin
es heißt, daß die Schule beſtrebt ſein müßte, die Jugend auch
außerhalb der Schulſtunden in dieſer Weiſe zu beeinfluſſen.
Wir erheben den allerſchärfſten Proteſt gegen einen ſolchen

Mißbrauch von Staatsgeldern.
(Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Wie es mit den konfeſſionellen Jugend-
fang beſtellt iſt, zeigt die jüngſt veröffentlichte Liſte von
Theaterſtücken, die von katholiſchen Jugendvereinen des Rhein
landes aufgeführt worden ſind. (Abg. Hoffmann (Soz.): Dieſe
Dramen gehören in die Ausſtellung für Schundliteratur!) Für
vieſe Art Volksbildung ſollen wir eine Million bewilligen.
Gerade Sie auf der Rechten, die vom ſozialdemokratiſchen
Zuchthausſtaat ſprechen, wollen durch dieſe Organiſation

einen Zuchthausſtaat einrichten.
(Lachen rechts.) Die Million wird ja bewilligt werden. Auch
die nationalliberalen Amphibien fühlen ſich im reaktionären
Moraſt wohl. (Heiterkeit.)

Präſident v. Kröcher bittet von Mitgliedern des Hauſes
nicht ſo zu ſprechen. (Erneute Heiterkeit.)

Abg. Ströbel (fortfahrend): Verſuchen Sie es ruhig mit
der Zwangserziehung. Die Jugend wird trotzdem zur Sozial
demokratie kommen. (Widerſpr. rechts, Zuſt. b. d. Soz.)

In der Thronrede fehlt jeder Hinweis auf die Reform der
direkten Steuern. Wir verlangen, daß die Zuſchläge für
niedere Einkommen vollſtändig beſeitigt werden. Die Reichs
finanzen bieten auch nur dank außerordentlich geſchickter Fri
ſierung ein günſtiges Bild. Auch im Reiche wird nächſtens
wieder eine neue Volksausplünderung durch indirekte Steuern
notwendig werden. Freilich wagt in dieſer Zeit der ungeheuer-
lichſten Teuerung, beſonders der Fleiſchnot, niemand mit neuen
Konſumſteuern hervorzutreten. Auch das Zentrum tut nichts,
damit das Volk billiges Fleiſch erhält. Es hat ſich den Agra-
riern mit Haut und Haar verſchrieben. Die Rieſengewinne
des agrariſchen Fleiſch und Brotwuchers bringen den Maſſen
des land wirtſchaftlichen Proletariats keinen Vorteil. (Wider-
ſpruch rechts.) Daß es den Landproletariern ſchlecht geht,

wiſſen Sie ja ſelbſt, ſonſt würden Sie ihnen das Koalitions-
recht einräumen. (Sehr gut! b. d. Soz.)

Bei der Berliner Univerſitätsfeier wurde Mitteilung gemacht
von dem neuen Fonds, zur Unterſtützung wiſſenſchaftlicher
Forſchungsinſtitute. Jch halte eine ſolche

Fondsbildung von Mammons Gnaden
für überaus gefährlich. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Ein Kultur-
ſtaat muß ſelbſt dieſe Mittel aufbringen. Die Tatſache, daß
ſolche Jnſtitute von privater Seite ausgehalten werden müſſen,
iſt ein Schandfleck für die deutſche Kultur. (Lebh.
Zuſt. b. d. Soz. Unruhe rechts.)

Der Becerprozeß hat gezeigt, was ſich ein Kgl. Landrat alles
herausnimmt. Zwei Mitglieder des Kreisausſchuſſes haben
ausgeſagt, bei der Konzeſſionierung werde nach der politiſchen
Geſinnung des Gaſtwirts nicht gefragt, man halte ſich ſtreng
an die Gewerbeordnung. Eine Ausnahme würde nur bei
Sozialdemokraten gemacht. (Lebh. Hört! Hört! links.) Dieſe
Leute halten es alſo für ganz in der Ordnung, daß gegenüber
Sozialdemokraten das Geſetz mit Füßen getreten wird.

Nun zum Moabiter Prozeß. Die Scharfmacherpreſſe
hatte in jenen Tagen unterſtützt von der polizeioffiziöſen Be
richterſtattung gelogen, daß ſich die Balken bogen. Leider durf-
ten die Beamten nicht ausſagen, wie weit die Polizei an der
Berichterſtattung beteiligt war. Vielleicht erfahren wir das
bei dem Prozeß gegen den Vorwärts. Was über den Sturm
auf die Reformationskirche und die Beſudelung des Altars er-
zählt wurde, war purer Schwindel. Die Behauptung der reak-
tionären Preſſe, daß in Moabit Paſtor Schwebel mißhandelt
worden iſt, iſt frecher Schwindel, wie denn überhaupt beſonders
die amtlichen Kreisblätter eine wahre

Schinderhannes-Phantaſie über Moabit
entwickelt haben. Der Zweck der ganzen Aktion war ja die
Zertrümerung der Gewerkſchaften. Abgeordneter v. Pappen-
heim hat trotz der Prozeßergebniſſe der Polizei vollſtes Ver
trauen ausgeſprochen. Sie haben alſo gewünſcht und erwartet,
daß die Polizei ſo hauſen werde, wie ſie es getan hat. Es wäre
moraliſche Pflicht des Gerichtes geweſen, in dem Urteil etwas
über die Schuld der Sozialdemokratie zu ſagen, wenn nur ein
Atom ſolcher Schuld feſtgeſtellt worden wäre, durch das Urteil
iſt Herr v. Bethmann Hollweg völlig desavouiert worden.

Präſident v. Kröcher: Jch bitte die Herren Miniſter, wie
hier üblich, mit ihrem Titel zu nennen.

Abg. Ströbel (fortfahrend): Die preußiſche Journaliſten-
freiheit zeigt die Ausweiſung des franzöſiſchen Schriftſtellers
Halbwachs. Das Eingreifen des Reichskanzlers, wie der
Ordensregen waren eine Beeinfluſſung der Richter. Wir er-
heben im Jntereſſe der Ehre und des Anſehens des Staates
ſchärſſten Proteſt gegen ein Verfahren, das die uniformierten
Rowdys für ihre Taten im Proletarierviertel noch auszeichnet.
Auch die loyalſten Leute ſind durch die Moabiter Polizeitaten
mit Empörung erfüllt worden. Die Feſtſtellung des Gerichts
über die Polizeiübergriffe wiegt ſchwerer als die Anſichten
von Pappenheims und v. Bethmann Hollwegs. Jch erwarte,
daß der Miniſterpräſident öffentlich ſeinen Jrrtum erklären
wird. Die Hauptſchuld an den Polizeiexzeſſen trägt die ſcharf-
macheriſche Preſſe, die den Schutzleuten eingeredet hat, es
handle ſich um eine Revolution.
An der Scharfmacherpreſſe aller Parteien haftet Blutſchuld.
Die Ausführungen des Vorwärts ſind durch die Gerichtsver-
handlungen glänzend beſtätigt worden. An den erſten Zu-
ſammenſtößen von Moabit tragen die Arbeitswilligen,
vor allem die Hintzegarde große Schuld. Die Anklage-
ſchrift iſt ſo abgefaßt, als ob ſie von einem Unternehmer wäre,
darin heißt es, daß die Forderungen der Streikenden nicht
hätten bewilligt werden können. Aber Stinnes hat ſein Ver-
mögen ſeit 1897 von 9 auf 30 Millionen erhöht. Auch die
Kirche iſt nicht frei von Schuld, denn ſie entartet

zur Dinerin der herrſchenden Klaſſe.
Wir würden auch in Preußen ſozialiſtiſche Geiſtliche haben,
wie Amerika und England, aber wer nicht pariert, der fliegt.
Die ſozialdemokratiſche Partei macht es nicht wie das Zentrum,
wer ſich zur ſozialdemokratiſchen Partei bekennen will, ſoll auch
deren Programm unterſchreiben. Wer dagegen verſtößt
(Gelächter und Zuruf: Der fliegt!) Dieſer Zwiſchenruf iſt die
größte Anerkennung, die einer Partei zuteil wird. Eine
Partei iſt eine freiwillige Gemeinſchaft. (Rufe rechts: Frei-
willig? Abg. Hoffmann: Bei Jhnen freilich nicht!) Jch hoffe,
daß ſie den Unterſchied zwiſchen Staat und Partei endlich be-
greifen, und daß es etwas ganz anderes iſt, ob jemand aus
der Partei ausgeſchloſſen wird oder aus dem Staat. Daß die
Kirche die Dienerin der herrſchenden Klaſſe iſt und ſich nicht
auf ſeiten der Arbeiterſchaft ſtellt, beweiſt der Ausſpruch des
Biſchofs von Heule von Regensburg, der das Wort des Apoſtel
Paulus im Parlament zitierte:

Wer Knecht iſt, ſoll Knecht bleiben,
und die Hiſtoriſch-Politiſchen Blätter, ein ultramontanes
Organ, geben dem Biſchof recht, indem ſie ausführen, daß die
ſoziale Frage im Urchriſtentum niemals eine Rolle geſpielt
habe. Wo ſind die Geiſtlichen, die Einſpruch erhoben haben
gegen das Vorgehen der Polizei gegenüber der wehrloſen Be-
völkerung in Moabit. Gelächter rechts.) Die Kirche hat die
Abneigung, die ſich bei den Maſſen gegen ſie gebildet hat ehr-
lich verdient. Wir gehen gegen die Geiſtlichkeit nicht gehäſſig
vor, weil wir nur Tatſachen feſtſtellen. Aber die Sozialdemo-
kratie wird von der Kirche auf das gehäſſigſte angegriffen.
Beweiſt es nicht große Stupidität, wenn ein Zentrumsorgan
ſchreibt:
„Burſchen, die lehren, daß es keinen Gott gibt und die beweiſen
wollen, daß der Menſch vom Affen abſtammt, ſollte man über-

haupt köpfen.“
(Hört, hört! b. d. Soz.) Unrichtig iſt, wenn von Blättern der
Rechten behauptet worden iſt, das Gericht hätte konſtatiert, daß
in Moabit keine Lockſpitzel tätig waren. Das Gericht hat nur
geſagt, die Frage der Lockſpitzel ſei nicht hinreichend aufgeklärt
worden. Eine Reihe von Zeugen hat aber bekundet, daß tat-
ſächlich

Kriminalbeamte ſich wie Lockſpitzel benommen
haben. Aber immer wenn ein Lockſpitzel entlarvt werden ſollte,
erhielten die Polizeibeamten nicht die Erlaubnis zur Ausſage.
(Hört! Hört! b. d. Soz.) Das Lockſpitzel bei ähnlichen An-
läſſen tätig geweſen ſind, hat ſelbſt der frühere Polizeipräſident
von Mehrſcheidt-Hülleſſem zugegeben. Die Herren behaupten
immer, daß die kirchliche und religiöſe Erziehung das beſte
Mittel gegen die Verrohung der Jugend ſei. Die Kriminal-

ſtatiſtik beweiſt aber, daß gerade in katholiſchen Gegenden, wo
alſo die religiöſe Erziehung eine große Rolle ſpielt, verhält-
nismäßig mehr Straftaten begangen werden, als in prote-
ſtantiſchen. Gegenüber einer Behauptung der Nordd. Allg.
Zeitung ſtelle ich erneut feſt, daß
die Sozialdemokratie auf dem Standpunkt der ruhigen, fried-

lichen und organiſchen Entwicklung ſteht,
ſo lange der vorwärtsſtrebenden Bevölkerung die Möglichkeit
gegeben iſt, auf friedlichem Wege ihr Ziel zu erreichen. Wenn
das unmöglich iſt, wie z. B. in Rußland, kann man uns nicht
zumuten, daß wir die Revolution verurteilen. Wer mit Ge-
walt das Volk unterdrückt, muß ſich auch geſallen laſſen, daß
das Volk ſich mit Gewalt gegen ſeine Unterdrücker wendet.
Auch das Bürgertum hat ſeine blutigen Revolutionen gehabt.
Denlen Sie an das Todesurteil Karl l.

Präſ. v. Kröcher: Es handelt ſich hier um den preußiſchen
Etat!

Abg. Ströbel: Hier handelt es ſich um die Erörterung der
politiſchen Verhältniſſel

Präſ. v. Kröcher: Da Sie meine Mahnung nicht verſehen,
rufe ich Sie zur Sache!

Abg. Ströbel: Dann wird bei anderer Gelegenheit noch
das Nötige geſagt werden müſſen. Berechtigte Wünſche des
Volles werden durch den Eiat nicht erfüllt. Dagegen ſollen
Maßnahmen geſchaffen werden, um das Volk weiter in Ab-
hängigkeit zu bringen.
Wir werden den Kampf gegen die Reagktion energiſch fort-

führen.
Die nächſte Etappe in dieſem Kampf werden die Reichs-
tagswahlen ſein. Die geiſtige Knebelung der Maſſen muß
aufhören. Wer gegen die geiſtige Knechtſchaft iſt, muß zu uns
kommen. Wenn die Liberalen verſagen, werden wir den Kampf
allein führen. Wir leben der Zuverſicht: „Wir ſind die
Kraft, wir hämmern jung das alte morſche Ding, den Staat,
die wir von Gottes Zorne ſind, das Proletariat!“ (Lebh. Beif.
b. d. Soz.)

Hierauf wird die Weiterberatung auf Dienstag 11 Uhr ver-
tagt.

Gewerkschaftliches.
Zur Tarifbewegung im Holzgewerbe.

In den 20 Städten, in denen die Tarifoerträge zum
12. Februar d. J. gekündigt ſind, haben nunmeher die Holz-
arbeiter die zu ſtellenden Forderungen beſchloſſen und den
Arbeitgebern übermittelt. Gleichzeitig wurde den Unterneh-
mern mitgeteilt, daß die Arbeiter zu örtlichen Verhandlungen
bereit ſeren.

Eine in Berlin ſtattgefundene Konferen z von Vertretern
der in Frage kommenden Orte beſchäftigte ſich mit dem Ver-
trag muſter, das von den beiderſeitigen Zenrralvorſtän-
den unter Aſſiſtenz einer Kommiſſion als Grundkage für die
Verträge aus gearbeitet wurde. Wenn auch gegen eine Anzahl
Beſtimmungen des Muſters Bedenken laut wurden, fand es
ſchließlich doch die Zuſtimmung der Städteverrereter, nach-
dem der Vorſtand des Holzarbeiter- Verbandes wiederholt er-
klart hatte, daß die Beſtimmungen nicht unter allen ümſtän-
den für alle Städte bindend ſein ſollen, ſondern daß für die
einzelnen Orte abweichende Vereinbarungen zuläſſig ſind.

Jn den Orten Elberfeld, Elbing, Herford, Jeng, Kalckheim,
Osnabrück und Poſen kommt neben dem deutſchen Holzarbeiter-
verband auch der chriſtliche Verband reſp. der Hirſch-
Dunckerſche Gewerkverein als Vertragskontrahent mit in
Frage. Dieſe Organiſationen haben in den auch für ſie in
Frage kommenden Orten die Forderungen mit dem Deutſchen
Holzarbeiterverband gemeinſam eingereicht und werden auch
die Verhandlungen gemein geführt werden. Als Vertrags-
kontrahent auf Arbeitgeberſeite kommt der Arbeitgeberſchutz
verband für das deutſche Holzgewerbe in allen Städten, mit
Ausnahme von Hamburg in Frage, außerdem haben auch
einige Jnnungen die bisherigen Verträge mit unterzeichnet.
Die Verhandlungen dürften nunmehr in den meiſten Städten
in den nächſten Tagen beginnen.

Der heikelſte Punkt bei den ganzen Verhandlungen dürfte
die Vertragsdauer ſein. Der Vorſtand des Holz-
arbeiterverbandes muß auf Grund eines Verbandstags Be
ſchluſſes unter allen Umſtänden an der vierjährigen Vertrags-
dauer feſthalten, während der Arbeitgeberſchutzverband nur
auf drei Jahre abſchließen will, mit der ausgeſprochenen Ab-
ſicht, dadurch einen einheitlichen Ablaufstermin für alle Ver-
träge ſchneller zu erreichen.

Wenn der Arbeitgeberſchutzverband an dreijährigen Ver-
trägen feſthält, wird aus dem Vertragsabſchluß überhaupt
nichts werden und dürfte dann ein Kampf in greifbare Nähe
gerückt ſein.

Gegenwärtig ſind beide Parteien eifrig an der Arbeit, ihre
Organiſation noch weiter auszubauen. Der „Schutzverband“
hält in vielen Orten Propagandaverſammlungen ab, in denen
die Herren Rahardt, Fobbe und Mitſch ihre Programmreden
halten.

Die Hamburger Tiſchlermeiſter haben beſchloſſen, „für die
nächſten vier Wochen durch Umlage von allen Holzgewerbe-
treibenden in Hamburg wöchentlich für jeden beſchäftigten Ar-
beiter eine Mark zu erheben. Der ſo geſchaffene Streik
abwehrfonds, deſſen Verwaltung in den Händen des
Vorſitzenden des Schutzverbandes und denen der Obermeiſter
der Jnnungen liegt, ſoll dazu dienen, im Falle eines Lohn-
kampfes hilfsbedärftige Holzgewerbetreibende mit Geldmitteln
zu unterſtützen.“

Die Holzarbeiter laſſen ſich, weder in Hamburg noch ſonſt
wo, durch ſolche Beſchlüſſe ins Bockshorn jagen. Sie verfolgen
ihren Weg ruhig weiter. Sie ſind gerüſtet!

Zum Lohnkampfe der Ruhrbergleute
Am 6. und 8. Jannar haben im Ruhrgebiet, wie ſchon be

richtet, 93 Belegſchaftsverſammlungen ſtattge-
funden, am 15. Januar tagten weitere 92 Verſamm-
lungen, die zu den von den drei in der Lohnfrage einig vor-
gehenden Verbänden aufgeſtellten Forderungen Stellung
nahmen. Alle Verſammlungen wieſen ſehr ſtarken Beſuch auf.
Und trotzdem der Gewerkverein ſeine Mitglieder aufgefordert
hatte, dieſe Verſammlungen nicht zu beſuchen, waren die
Chriſtlichen in dieſen Verſammlungen doch überall ſtark
vertreten und ſtimmten den von den Verbänden erhobenen

Forderungen einſtimmig zu. Jn allen Verſammlungen wurde



ne Entſcheidung getroffen, die die Arbeiterausſchüſſe beauf-
agt, die Forderungen den einzelnen Zechenverwaltungen vor-

zulegen. Für jede Zeche wurde ein Vertrauensmann gewählt.
Die Verſammlung in Dortmund war von etwa 1000 Berg-
arbeitern der beiden Kaiſerſtuhlſchächte beſucht. Neben 15 Proz.
Lohnerhöhung wurde der Abſchluß korporativer Arbeitsverträge
und tariſfmäßige Lohnfeſtlegung gefordert. Es iſt der lebte
Weg, der den Verbänden noch übrig bleibt, um zu einer fried-
lichen Verſtändigung zu kommen. Lehnen auch die einzelnen
Zechenverwaltungen gleich dem Zechenverband jedes Entgegen-
kommen ab, dann werden die Organiſationen über die weiter
öu unternehmenden Schritte entſcheiden müſſen.

Die chriſtlichen Generäle ſpielen ihre Verräterrolle
weiter und bringen ſich damit in einen immer ſchärferen Gegen-
ſatz zu ihren Mitgliedern, die den Forderungen der Verbände
suſtimmen. Nach Art der Bankerotteure ſuchen ſie ſich über die
brenzliche Situation durch einen großen Tamtam hinwegzu-
helfen und damit die Oeffentlichkeit zu täuſchen. Sie arran-
gieren Verſammlungen und trommeln dazu ihre Anhänger aus
der weiteſten Umgebung zuſammen. Jhre Getreuen werden
ſchriftlich eingeladen, erhalten Fahrgeld und Speſen und werden
ror Beginn der öffentlichen „Kundgebungen“ in vertraulichen
Konferenzen inſtruiert, ſo daß nachher alles programmäßig ver-
läuft. Zu dieſen „Kundgebungen“ erſcheinen außer den ſchrift-
lich Eingeladenen zumeiſt nur Zentrumsanhänger, meiſt Hand-
werker, Krämer uſw. Von dieſen Leuten läßt man dann Reſo-
lutionen annehmen, worin den Gewerkvereinsſtrategen das Ver-
trauen ausgeſprochen wird und die in der Lohnfrage einig vor-
gehenden Verbände beſchimpft werden. Die vereinigten Ver-
bände haben bisher 185 Belegſchaftsverſammlungen abgehalten,
die alle ſehr ſtark beſucht waren einſtimmig haben dieſe Ver
ſammlungen, die auch von vielen tauſenden Mitgliedern des
Gewerkvereins beſucht waren, die Forderungen der Verbände
gutgeheißen. Die Chriſtlichen bezeichneten bekanntlich dieſe
Sergarbeiterbewegung als im politiſchen Jntereſe von den Ver-
bänden eingeleitet. Wie ſie aber dieſe Bewegung politiſch aus-

9 15 F 9 9 93 9 2ſchlachten wollen, dafür diene folgender Beweis:

J d t 9 1 9 JJn einer chriſtlichen Verſammlung in Herne führte der
m r 8 S e M 5 Er r rchriſtliche Führer Hüs n s zur Rechtfertigung des Ver

haltens ſeiner Organiſation u. a. aus, die Arbeiter müßten auf
hören, die Arbeitgeber als „vollgefreſſene Strümpfe“ (Was für
ein wunderbares Deutſch dieſe Chriſtenmenſchen reden!) zu be
trachten, und wenn die nationalliberale Partei im Wahlkreiſe
Vochum einen annehmbaren Kandidaten agaufſtellt, und dieſer
mit Hue in die Stichwahl kommt, dann ſeien für Otto Hue die
ſchönen Tage von Aranjuez vorbei. Die Chriſtlichen würden
kräftig mit dazu beitragen, daß Hue, dieſes „Uebel der Berg-
arbeiterbewegung“, verſchwinde. Na, dann hat's damit noch
gute Weile!

Der belgiſche Bergarbeiterſtreik
geht zu Ende. Der Verband der Grubenarbeiter hielt Montag
abend eine Sitzung ab, worin die Ergebniſſeder Unter-
bandlungen zwiſchen Arbeiterdelegierten und den Gruben-

direktoren geprüft wurden. Aus den erſtatteten Referaten geht
hervor, daß auf drei Zechen Einwendungen gegen die neuen
Arbeitsbedingungen gemacht worden ſind. 43 Gruben-
direktoren haben die neuen Bedingungen an
genommen. Angeſichts dieſes Umſtandes beſchloſſen die Ver-
bände die Fortſetzung des Ausſtandes. Man nimmt
aber an, daß der Ausſtand in den nächſten 24 Stunden
beendet werden wird. Aus dieſem Grunde werden heute die
Unterhandlungen fortgeſetzt.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 17. Januar 1911.

Proteſt-Verſammlungen.
Am Sonntag finden in Halle, wie in allen preußiſchen Städten

und Gemeinden, öffentliche Proteſt- Verſammlungen gegen die von
der Regierung gewollte Verſchleppung der Wahlrechtsfrage ſtatt.
Notwendig iſt, daß ſich die Arbeiter und Arbeiterinnen ohne Aus-
nahme daran beteiligen, gilt es doch auch, das Andenken des
roten Sonntags wach zu halten. Der Verſammlungsbeginn
iſt auf 12 Uhr feſtgeſetzt. Vorher geht eine umfaſſende Flug-
blatt- Verbreitung vor ſich, an der ſich die Parteigenoſſen voll-
zählig beteiligen wollen.

Alles nähere wird noch bekannt gegeben. Schon heute ſollten
alle Arbeiter die lebhafteſte Agitation für den erſten Wahlrechtstag
dieſes Jahres entfalten, damit das Wort zur Wahrheit werde:
Keine Ruhe in Preußen, bis das allgemeine, gleiche, direkte und
geheime Wahlrecht erobert iſt!

Achtung, Vortragskurſus.
Der Bild ungsausſchuß der Partei- und Gewerkſchaften macht

bekannt, daß von heute ab Karten zu der wichtigſten Ver
anſtaltung des Bildungsausſchuſſes, dem Vortragskurſus über
das Programm der Sozialdemokratie zu haben ſind. Wir ver
weiſen auf das Jnſerat in vorliegender Nummer und werden
morgen Ausführlicheres folgen laſſen.

Der erſte Vortrag iſt bereits am nächſten Dienstag, den
24. Januar. Erſter Vortragender iſt Schriftſteller Julian
Borchardt- Berlin.

Aus dem Stadtparlament.
Schon die Ausdehnung der geſtrigen Sitzung ließ erkennen,

daß der wichtigſte Beratungsabſchnitt in den Tagungen der
Stadtverordneten angebrochen iſt Mit der Etats-
beratung pflegen ſich die Debatten intereſſanter, der Mei-
nungsaustauſch umfaſſender zu geſtalten. Magiſtrat und bür-
gerliche Stadtväter freilich betlagen ſich bitter darüber, daß
„fruchtloſes Reden“ ihnen die Zeit ſtehle. Ginge es nach ihnen,
ſo würde über die Etatskapitel jedesmal in Bauſch und Bogen
abgeſtimmt, denn gemacht wird ja doch, was der Magiſtrat will.
Die Firma Steckner-Rive, deren Liquidation nach dem Abſtim-
mungsergebnis bei der letzten Vorſteherwahl allerdings nur
noch eine Frage der Zeit ſein dürfte, arbeitete geſtern wieder
ganz eifrig und konſequent auf dieſes für ſie erſtrebenswerte
Ziel hin, indem ſie der Erörterung über den Kranken
kaſſenſtreit einen Riegel vorſchob. Zwar geſchah das
„auf Beſchluß der Verſammlung“, aber wir wiſſen ja, daß die
Bewegung des Kompetenzenzeigefingers nach der oberbürger-
meiſterlichen Naſe noch allemal ein ziemlich allgemeines Nicken
des Kopfes im Stadiverordnetenſaale gezeitigt hat. Böſe ſind
wir deshalb nicht. Der Eifer, mit dem man die Verhandlung
über den Krankenkaſſenſtreit und das nie zu rechtferti-
gende Eintreten des Magiſtrats für die Aerzte abſchnitt,
läßt erkennen, daß die Herren ſich nicht mehr im
Zweifel ſind, in eine Sackgaſſe geraten zu
ſein.

Der Sitzungsbeginn brachte wiederum zwei Beweiſe, daß
man im Stadtverordnetenſaale alle Angelegenheiten der
unteren Stände als läſtige Nebenſächlichkeiten betrachtet. S

wurde beiſpielsweiſe die blamable Tatſache enthüllt, daß der
Ausſchuß zur Errichtung von Kleinwohnun-
gen ſeit ſeinem Beſtehen noch nicht zuſammenge-
rufen worden iſt. Trotz des kraſſen Wohnungselendes, das
hier immer noch ſeinen Platz hat! Trotz der Talſache, daß das
Aſyl für Obdachloſe immer mehr zur Unterbringung
von wohnungsloſen Proletarierfamilien benutzt wird! Zum
zweiten wurde der Ausſchuß zur Beratung der Ar-
beitsloſenverſicherung aufgelöſt, weil er ſeine Auf-
gabe vorläufig „erfüllt“ habe! Dieſe Erfüllung beſteht
darin, daß er die Einführung der Arbeitsloſenverſicherung für
„noch nicht ſpruchreif“ erklärt hat. Sind die Leute beſcheiden,
wenn es ſich um Arbeiterfragen handelt! So aber muß es
immer gehen, ſolange die Arbeiter ſelbſt nicht die Vertretung
im Stadtparlament haben, die ihnen zukommt. Den gleichen
Charakter trägt der Umſtand, daß der Magiſtrat trotz ſeiner
Verſprechung noch nicht den Finger gerührt hat, um den An-
ſchluß der Stadt Halle an den Verband der Gewerbe- und
Kaufmannsgerichte zu bewerkſtelligen. Das ſind Dinge,
deren loyale Regelung eine allen Fragen mit Voreingenom-
menheit gegenſibertretende Stadtverwaltung wirklich nicht erſt
Folge mehrfacher Erinnerung ſein ließen!

An die letzte Sitzung erinnerte die Verhandlung über die
Vorſchule zum Gymnaſium, die mit Recht von unſerem
Redner abermals als die kraſſeſte Klaſſenſchule be-
zeichnet wurde, die dem nackten Egoismus der beſitzenden
Klaſſen beredten Ausdruck verleihe. Unbegreiflich iſt es, wie
ein ehemaliger Demokrat, als den Herr Vorges ſich ſtets
gerierte, das beſtreiten konnte. Wenn es wirklich vorkommt,
daß in der Vorſchule der Briefträgerſohn neben dem des Kor-
vetienkapitäns ſitzt, dann ſpricht das doch nicht gegen ihren
Klaſſenſchulcharakter. Jm Gegenteil. Pir fürchten, daß der
arme Stipendiat von ſeinen beſſer geſtellten Kameraden ſehr
bald über die Achſel angeſehen werden wird. Mehr Konſe-
quenz, Herr Borges! Gerade ſolche Fälle belegen die Richtig-
keit der ſozialdemotratiſchen Forderung auf Einführung
der unentgeltlichen Einheitsſchule nachdrück-
lichſt. Die Erörterung dieſes Gegenſtandes verfiel der Schiuß-
gouillotine. Selbſtverſtändlich Es iſt den Herren unange-
nehm, an die ſchlimmſten ihrer Sünden erinnert zu werden,
zumal wenn ſie wiſſen, daß fie in ſchwacher Stunde ſelbſt da-
gegen aufgetreten, wie in voriger Sitzung die Herren Herzau,
Bangert uſw Es hat, wie an dieſer Stelle ſchon oſt her-
vorgehoben, nicht allzu viel auf ſich, wenn die Herren einmal
Anwandlungen von Gerechtigkeit gegen die beherrſchten Klaſſen
bekommen. Die Regktion pflegt danach um ſo fühlbarer zu
ſein. Und ſo braucht ſich niemand der Erwartung hinzugeben,
daß etwa in Halle das letzte Stündlein der berüchtigten Vor-
ſchule geſchlagen hat. „Unſere“ bürgerlichen Stadtväter
brechen grundſätzlich nichts über das Knie.

Das Feuer unter den Nägeln,
Herr Eberius in Döllnitz, in deſſen Mühle die Arlditer

wegen ganz unzulänglicher Entlohnung uſw. in
den Ausſtand getreten ſind, iſt ſo großmütig, dem Volks
blatt, das die Rechte der Arbeiter vertritt, auch etwas zukom-
men laſſen zu wollen. Er ſendet uns folgendes Jnſerat „zur
gefl. Aufnahme“:

„Für diejenigen meiner Leute, welche die Arbeit nicht
wieder aufgenommen haben, ſtelle ich von heute ab andere
ein, 4 Untermüller, 2 Schärfer, 1 Keſſelwärter, s Mühlen-
arbeiter und 6 Geſchirrführer. Schutz der Arbeitswilligen
iſt vorhanden.

G. F. Eberius, Mühlenwerke, Döllnitz-Saalkreis.
gez. G. F. Eberius.

Wir ſind ſo nett, dem hübſchen Jnſerat Aufnahme ſogar im
Textteil zu gewähren und fühlen uns der dankbaren Zuſtim-
mung des Herrn Eberius ſicher. Die Arbeiter wiſſen nun
wenigſtens, auf welche Kategorien ſie beſonders ihre Aufmerk-
ſamkeit richten müſſen, um darin Zu zug fernzuhalten.
Sehr verbunden ſind wir der Firma wegen des liebenswürdi-
gen Hinweiſes, daß Schutz der Arbeitswilligen vorhanden ſei.
Ei, ei! Worin beſteht denn der? Hat ſich die ganze Gen-
darmeriemacht des ſüdlichen Saalkreiſes in Döllnitz zuſam-
mengezogen? Wir fürchten nur, daß es die Arbeiter für wenig
ehrenvoll halten werden, unter bewaffnetem Schutze zu arbei-
ten. Möge Herr Eberius den Arbeitern auskömmlichen Lohn
zahlen und menſchenwürdige Arbeitsbedingungen gewähren,
dann hat er nicht nötig, um Arbeitskräfte zu inſerieren.

Treu nationale Dienſtboten-Knechtung.
Ein günſtiger Wind hat uns ein Kulturdokument zugeweht,

das uns mitten ins graueſte Mittelalter zurückführt und zeigt,
welchen herrlichen Zeiten wir entgegengehen müßten, wenn
agrariſche Rückſtändigkeit ſo reſtlos Triumph würde, wie es
die Junker nebſt offenen und heimlichen Verbündeten wünſchen.
Das Schriftſtück bietet zwar nichts weiter als den Arbeits-
plan einer Hausangeſtellten, iſt aber infolge ſeiner
Herkunft und Ausgeſtaltung ſo charakteriſtiſch und beziehungs-
reich, daß es verdient, dem Unbekanntſein entriſſen zu werden.
Man leſe:

Arbeitsplan für das Stubenmädchen.
146 Uhr aufſtehen, bis 6 Uhr ſauber waſchen, kämmen und

anziehen.
6—-7 Uhr Stiefelputzen, Sachen bürſten und klopfen und Kaffee-

trinken.
7--8 Uhr Gartenzimmer und Kinderſpielzimmer, Sofa bürſten,

Decken ausſtäuben, Teppiche kehren, Fußboden kehren
und aufwiſchen.

8--1411 Uhr Garderobe, Schlafzimmer vom Herrn und
Frau, Herrn Ulrichs Zimmer, Flickzimmer, Schlafzim-
mer der Töchter aufräumen, Betten machen, Waſſchtiſche
ſäubern, kehren und aufwiſchen.

I 113411 Uhr die Lampen zurechtmachen.

11-3412 Uhr in den Schlafzimmern Staub wiſchen recht
gründlich!

3412--1 Uhr Teller wärmen, flicken, plätten oder was ſonſt am
nötigſten zu tun iſt.

1--142 Uhr Tiſch ganz ſorgſam und akkurat decken, alles zum
Servieren bereit ſtellen.

U 2--2 Uhr iſt der Tiſch zu bedienen und zu Mittag zu eſſen.
2——-43 Uhr iſt der Tiſch abzuräumen, das Eßzimmer zu lüften

und der Kaffeetiſch zu decken.
143 144 Uhr iſt zu flicken, zu plätten oder wenn nötig Wege

zu beſorgen.
44 Uhr iſt der Kaffee ins Eßzimmer zu bringen, hierauf wird

Stunde Kaffee getrunken und dann unſer Kaffeetiſch
abgeräumt.

Von 4—6 Uhr wird die Zeit mit ausbeſſern, plätten oder
ſonſtiger Beſchäftigung nützlich angewandt.

6 Uhr werden die Schlafzimmer, auch der Fräuleins, zurecht
gemacht, mit friſchem Waſſer verſorgt und dergleichen.

Um 7 Uhr wird der Abendliſch gedeckt, aufgetragen und be
dient.

Dann wird Abendbrot gegeſſen, der Tiſch abgeräumt
und dem Küchenmädchen beim Aufwaſchen geholfen.

Um 10 Uhr wird zu Bett gegangen früheres oder ſpäteres
iſt zu melden dito das Baden!

Donnerstags werden die Hälfte der Fenſter an der Rückſeile
geputzt, ſo daß alle 14 Tage die gleichen Fenſter wieder ge-
ſäubert werden. Oeffnen der Tür geſchieht in weißer Schürze.

Sonntags iſt beim Aufwaſchen zu helfen Ausgang
alle 14 Tage bis 1011 Uhr für länger iſt um Erlaubnis zu
bitten!

Verfaſſerin dieſes Romanes iſt die Gattin des Oekonomie-
rates Dr. Otto Rabe, eine der erſten Stützen von Thron
und Alkar in Halle, Direktor der Landwirtſchaſftskammer und
Mitredakteur der Halleſchen Zeitung. Die Frau, wahrſchein-
lich läßt ſie ſich „gnädig“ nennen, iſt die Tochter eines Ritter-
gutsbeſitzers. Der im Arbeitsplan genannte „Herr Urich“
iſt das 15 jährige Söhnchen der Frau Rätin, Schüler von
gegenwärtiger Profeſſion, die „Fräuleins“ ſind 8 und
10 Jahre alt und hoffnungsvolle Töchterlein eben der ge-
nannten Dame. Die Frau Oekonomierat hat nicht nur für
das Stubenmädchen einen derartigen Plan ausgearbeitet, ſon-
dern auch für die beiden anderen Dienſtboten, die ſich noch in
ihrem Dienſte befinden.

Doch nun der Plan ſelbſt. Seine Wirkſamkeit erſtreckt ſich
auf volle 1612 Stunden des Tages. An wirklichen
Pauſen iſt eine einzige Viertelſtunde darauf ver-
zeichnet, nämlich die Kaffeevauſe nachmittags. Das Mädchen
erhält jährlich 1656 Mk. Lohn. Wir müſſen, da alle vierzehn
Tage „Ausgeheſonntag“ iſt, 339 volle Arbeitstage und 26 halbe
rechnen, ſo daß 571634 Arbeitsſiunden pro Jahr herauskommen.
Danach alſo „verdient“ das Mädchen 2,8 Pf. pro Stunde
an Lohn! Wohinzu allerdings die „freie Station“ kommt.
Die Ruhezeit für dieſes unglückliche Mädchen beträgt ganze
71 Stunden, in der von ihm alle privaten Verrichtungen er-
ledigt werden müſſen. Zum Eſſen wird ihm keine Zeit ge-
laſſen. Während es den „Herrſchaften“ bei Tiſch aufwartet,
darf es die Biſſen hinunterſchlingen, die ihm zugeteilt werden,
immer auf dem Sprunge, ob der 15 jährige „Herr“ oder die
„Hräuleins“ nicht ſeiner begehren. Wir bezweifeln, daß der
Jagdhund des Herrn Oekonomierats gezwungen wird, ähnlich
ſein Mahl zu halten. Vom zweiten Frühſtück iſt in dem
famoſen Plan überhaupt nicht die Rede. Von 157 Uhr früh
bis mittags 112 Uhr darf dieſe weiße Sklavin danach alſo nicht
an Nahrung denken. Und dann ſchaue man ſich die ungeheure
Arbeitsfülle und -Mäannigfaltigkeit an, die der Plan dem Mäd-
chen zuweiſt. Jm letzten Abſatz wird das Baden erwähnt.
Wir möchten wiſſen, wann das geſchehen ſoll, wann überhaupt
das Mädchen an körperliche Bedürfniſſe denken ſoll. Nur wo
die leibliche Sauberkeit der Krapüle Vorbedingung für die volle
Behaglichkeit der „Herrſchaft“ iſt, wird davon geredet. Bevor
das Mädchen den herrſchaftlichen Dreck im Schlafzimmer be-
ſeitigt, muß es ſich die Hände bürſten und wenn es irgend-
einem Herrn Freunde des Herrn Ulrich die Tür öffnet, hat es
eine weiße Schürze vorzubinden, damit ſein Arbeitsgewand
nicht äſthetiſch veranlagte Augen verletzt.

Wir behaupten, daß dieſer Arbeitsplan gegen die guten
Sitten verſtößt. Möge doch die „gnädige“ Frau Rabe ihre
weißen Hände auch zu nützlichen Zwecken in Bewegung ſetzen
und den Mädchen die Arbeitskraft erleichtern. Aber vielleicht
muß die „Gnädige“ in Wohltätigkeitszirkeln mitarbeiten. Der
Name Rabe findet ſich unter manchen Aufrufen zu ſogenannten
Wohltätigkeitsveranſtaltungen, bei denen die „Mitwirkenden“
das Vergnügen und die Armen die Beſchämung haben. Viel-
leicht wirkt die Dame im Hausfrauenbunde, oder im Verein
zur Hebung „gefallener Mädchen“ oder ſie ſtrickt Strümpfe für
die Waiſenkinder von Borneo und da kann ſie natürlich für
ihren Haushalt nichts weiter tun, als Arbeitspläne quäleriſch-
ſter Art aufſtellen. So iſt es kein Wunder, wenn vielfach die
Mädchen in jenem beſſeren Haushalt nur eine Anſtandsfriſt
aushalten. Doch der Herr Königliche Oekonomierat möge
von uns den guten Rat entgegennehmen: Wenn er beſſern
will, braucht er nicht draußen anzufangen, ſondern möge im
eigenen Hauſe Einkehr halten. Wenn das aber die Kultur iſt,
die er und ſein Leibblatt meint, dann darf dafür gedankt wer
den damit mag er gefälligſt nach Oſtelbien ziehen.

Uebrigens ſind wir, was der benannten „Herrſchaft“ zum
Troſt dienen möge, nicht der Meinung, daß hier ein beſonders
kraſſer Ausnahmefall vorliegt. Mehr oder weniger geſchehen
Dinge wie die geſchilderten in jedem „beſſeren“ Haushalt.
Nur daß ſie nicht ſo plump hervortreten wie hier. Es iſt daher
kein Wunder, wenn eine „Dienſtbotennot“ exiſtiert. Möge man
die Mädchen menſchenwürdig behandeln, dann iſt hüben wie
drüben die Dienſtbotennot zu Ende. Den Hausangeſtellten
ſelbſt aber ſollte dieſer Fall wiederum zur Lehre dienen. Wenn
ſie ſich vor unerhörter Ausbeutung und Knechtung ſchützen
wollen, bleibt ihnen nur die Organiſation auf ge-
werlſchaftlicher Grundlage. Sie beſteht in Halle;
jeder Dienſtbote ſchließe ſich ihr an, dann dürften „Herrſchaf
ten“ wie die Familie Rabe bald ausſterben.

Eine Biervpanſcherin
ſtand am Sonnabend in der Perſon der Bildhauersfrau Martha
Gellert, Jnhaberin der Stuck- und Zement-Fabrik Gellert, vor
dem Schöffengericht unter Anklage. Die 26 jährige Angeklagte ſoll
im Jahre 1910, beſonders im Juli und Auguſt, Nahrungsmittel,
nämlich Bier, das ſehr ſtark mit Waſſer durchſet war, in den
Handel gebracht haben. Die Tat erſchien deshalb beſonders ver-
werflich, weil das Bier pro Flaſche für 10 Pfennig an die bei der
Firma Gellert beſchäftigten Arbeiter verkauft wurde und die Be-
ſchäftigten anderweitig Bier nicht beziehen durften! Der
Bildhauer Gellert iſt der Geſchäftsführer ſeiner Gattin und hielt
ſtreng darauf, daß das Bier unbedingt aus der Kantine der Frau
Gellert bezogen wurde. Ein Angeſtellter deutete ſogar an, Herr
Gellert ſchrecke nicht davor zurück, den Arbeiter, der auf der
Arbeitsſtelle anderweitig Bier bezogen habe, mit Prügel zu
bedrohen. Frau Gellert beſtritt mit aller Entſchiedenheit, Bier
verfälſcht zu haben und meinte, die Anklage beruhe auf einem
Racheakt der früher bei ihr beſchäftigt geweſenen Arbeiter. Es
traten zwei Zeugen auf, die mit Beſtimmtheit bekundeten, ſie
hätten geſehen, wie die Angeklagte dem Bier in der Küche mit
dem Trichter auf dem Faſſe Waſſer zuſetzte. Sie will mit dem
Waſſer nur den Schlauch gereinigt haben. Mehrere Zeugen be-
ſtätigten, daß ſie kein Bier vom Kaufmann holen durften, obwohl
das Gellertſche Bier ſehr ſchlecht und „dünne“ ſchmeckte. Manch-
mal hatten wir mehr Waſſer als Bier in der Flaſche, meinte ein
Zeuge. Ein früherer Angeſtellter erklärte, er habe derart familiär
mit Gellerts verkehrt, daß man ihn zuweilen „als den Chef“ an-
geſehen habe. Deshalb wiſſe er auch, was mit dem Bier in der
Küche vorgenommen wurde. Ein anderer Zeuge meinte, ſeitdem
das Bier immer teurer wird, trinke er gar nichts mehr. Bean-
tragt wurden 50 Mark Geldſtrafe evtl. fünf Tage Gefängnis mit
dem Hinweiſe, die Fälſchung gehe denn doch zu weit. Die Frau
kam mit der äußerſt milden Geldſtrafe von 20 Mark eventl. vier
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Tagen Gefängnis davon. Vergkeiche man damit die wegen
Streikvergehens gegen Arbeiter verhängten Strafen.

i Seu FreidenkerVerſammlung. „Am 12 Jannar fand
m Saale des Volksparks eine von ca. 600 Perſonen beſuchte

Verſammlung ſtatt, welche äußerſt intereſſant verlief. Der Vor
tragende, Dr. Kramer, Sprecher der freireligiöſen Gemeinde in
Magdeburg, hatte ſich zum Thema gewählt: Die religiöfe

und der Fortſchritt. Zwei Weltanſchauungen
ebensanſchauungen ſtehen ſich, ſo führte er aus, hier gegenüber.

Die geprieſene Reformation hat keine Erlöſung aus der geiſtigen
Hnechtſchaft gebracht, denn der Unterſchied zwiſchen Luther und
Papſt fand ſich nicht in ihrer Stellung zu dem Elend und der
tie a 2 Nicht einen Fortſchritt, ſondern einen
Rückſ. ind keine Geiſtesfreiheit, ſondern eine Vannung der
Menſchen an die Bibel bedeute die Reformation. Altes und neues
Teſtament, dieſes Machwerks Luthers, finden Zweifel ſelbſt bei der
Geiſtlichkeit in immer ſtärkerem Maße. Mit der Auferſtehungs-
legende, Himmel und Hölleverheißung geht es, wenn auch all
mählich, in die Brüche. Daß die erfundene Schöpfungsgeſchichte
als Sage, als Wunderglanbe von ſehr vielen Frominen angeſehen,
von großen Gottesgelehrten öffentlich als ſolche vertreten wird,
iſt zwar Fortſchritt, aber die Lehre von der natürlichen Entwicklung
des Weltenlaufs bleibt dem Freidenkertum überlaſſen, das die
Gewiſſens- und Geiſtesfreiheit als die Hauptſache ſeines Strebens
betrachtet. Fort ſchrittlich iſt, die Menſchheit zu erlöſen auf
Erden. Gerechtigkeit wollen wir als Freidenker allen Menſchen
bringen, unſern Nachkommen eine frohe Zukunft erkämpfen. Mit
einem ſeſſelnden Gedicht an den Sieg der Freiheit, beendete
Dr. Kramer ſeine Ausführungen, wofür ihm lebhafter Veifall
zuteil wurde.

Jn der darauf eingetretenen Pauſe meldeten ſich eine Anzahl
Waſtoren, Oberlehrer und Studenten der Theologie zum Wort.
Beſonders Pfarramtskandidat Möring, Oberlehrer Plath und
Paſtor Naucke ſtimmten dem Vortrage zum großen Teile zu, je-
doch polemiſierten ſie, was leicht erklärlich iſt, gegen das Umſich-
greiſen der „Gottloſigkeit'. Paſtor Bach als Anhänger der
orthodoxen Richtung verdammte natürlich das Freidenkertum und
verſtieg ſich ſo weit, zu behanpten, daß nur ein frommer Menſch
frei und fortſchriitlich ſei.

Von freidenkeriſcher Seite ſprach noch der Schriftſteller Sommer
aus Leipzig, dem es ein Leichtes war, den Geſalbten des Herrn,
denen manches eigen iſt, nur nicht Logit, gründlich die Wahrheit
zu ſagen. Der Referent widerlegte alle Einwände der Gegner
und ſchloß mit einem Aufruf an die Arbeiterſchaft, ſich von der
Kirche zu trennen, nicht bloß innerlich, ſondern auch offen
ſchriftlich den Austritt zu erklären, denn nur dadurch erlange
ſie wirkliche Geiſtesfreiheit.

Vom Vorſitzenden der Verſammlung, Genoſſen Kürbs, wurde
noch hingewieſen, daß Austrittsformulare zum ſofortigen Aus
füllen zur Verfügung ſtehen und bat, reichlich davon Gebrauch zu
machen. Ferner werden die Eltern der jetzt aus der Schule zu
entlaſſenden Kinder dringend erſucht, dieſe vom Konfirmations-
unterricht fernzuhalten und ſie unverzüglich zur Jugendweihe
bei den bekannten Genoſſen anzumelden. Bekannt zu geben iſt
noch, daß die nächſte große Verſammlung am 9. Februar ſtatt
finden wird, vorausſichtlich mit einem Vortrage des Gen. Tro

jan Berlin. H. Gr.Verlängerte Ausbentefreiheit. Die Polizeiverwaltung macht
folgendes bekannt: „Auf Grund der Ziffer 1l, 3a der Bekannt
machung des Bundesrats vom 4. März 1896 werden hiermit fürdas da 1911 als diejenigen Tage, an denen in Bäckereien und
ſolchen Konditoreien, in welchen außer Konditor auch Bäckerwaren

r eſtellt werden, Gehilfen und Lehrlinge über die zu-a e Arbeit szeit hinaus beſchäſtigt werden dürfen, die
folgenden Tage beſtimmt: der 12. und 13. April, 2. und 3. i29. und 30. September 13., 14., 15., 16., 18., 19., 20., 21., 22. und
28. Dezember. Durch vieſe Feſtſetzung wird das den ünternehmern
nach Ziffer I, 3d der erwähnten hundesratlichen Bekanntmachung
zuſtehende Recht, Gehilfen und Lehrlinge an 20 weiteren Tagen
über die ſonſt zuläſſige Dauer hinaus zu beſchäftigen, nicht be-
rührt. Gleichzeitig wird aber darauf aufmerkſam gemacht, daß auch
an allen Ueberarbeitstagen, mit Ausnahme des Tages vor dem
Weihnachts, Oſter- und Pfingſtfeſt, zwiſchen den Arbeitsſchichten
den Gehilfen eine ununterbrochene Ruhe von minde-
ſtens 8 Stunden, den Lehrlingen eine ſolche von mindeſtens
10 Stunden im erſten Lehrjahre und von mindeſtens 9 Stun-
den im zweiten Lehrjahre gewährt werden muß.“

Nachläſſigkeit von Unternehmern im Schankgewerbe. Amt-
lich ergeht folgende Aufforderung. Die Vorſchriften des S 1344a ff.
der Gewerbeordnung, über den Erlaß von Arbeitsordnungen, ſind
bisher in Gaſt und Schankwirtſchaften gar nicht oder nur in ſehr
geringem Umfange beachtet worden. Es wird deshalb darauf
hingewieſen, daß alle Gaſt und Schankwirtſchaften, in denen in
der Regel mindeſtens zwanzig Arbeiter beſchäftigt werden, ſeit
dem Jnkrafttreten der Novelle vom 23. Dezember 1908 verpflichtet
zum Erlaß einer Arbeitsordnung ſind. Es liegt in ihrem eigenen
IJntereſſe, das ſolange Verſäumte bald nachzuholen. Den in Frage
kommenden Wirten wird empfohlen, ſich ſchleunigſt mit dem Herrn
Gewerbeinſpektor hierſelbſt, Kronprinzenſtraße 32, oder mit denBeamten der Polizeiverwaltung Dreyhauptſtraße 6, Zimmer 102

und 103, zu beraten.
ne

Unterſagung des Vermittlergew a bes. Der ſchon vorbeſtrafte
Richter in Halle a. S. vermittelte den Verkauf von Schank-
wirtſchaften. Bei dieſer Gelegenheit nahm er in einem Vertrag
die Bedingung auf, daß der Käufer einer Gaſtwirtſchaſt 400 Mk.
Reugeld zu zahlen habe, wenn er vom Vertrage zurücktrete. Als
die Kaufbedingungen vereinbart waren, erhielt der fragliche Gaſt
wirt einen Brief, worin über den Vermittler Richter hergezogen
wurde. Der Schankwirt wandte ſich an die Polizei und zeigte
dieſer den Brief vor. Es kam zu einem Stkrafverfahren gegen
Richter. Das Strafgericht erachtete für ſeſtgeſtellt, daß der Brief
von einem Freunde Richters auf deſſen Veranlaſſung
geſchrieben worden ſei, und daß Richter die Abſicht gehabt habe,
den Käufer zum Rücktritt vom Vertrage zu beſtimmen und ſich
ſelber die 400 Mark zu ſichern, alſo ein Vermögensvorteil, der ihm
von Rechtswegen nicht zukäme. Richter wurde deshalb zu 5 Mo
naten Gefängnis verurteilt.

Nunmehr klagte die Polizeiverwaltung von Halle a. S. gegen
Richter auf Unterſagung des Gewerbes als Vermittler, weil er
de der Gewerbeordnung dafür vorausgeſetzten Zuverläſſigkeit
entbehre.
Der Bezirksausſchuß in Merſeburg entſchied auch nach dem

Klageantrage auf Unterſagung dieſes Gewerbes und führte aus,
daß unter den obwaltenden Umſtänden ſich die Unterſagung recht-
fertige. Wenn Richter gleich nach Erhebung der Klage das Ge-
werbe abgemeldet habe, dann ſei das unerheblich.

R. legte noch Berufung ein. Das Ober-Verwaltungsgericht
beſtätigte aber die Vorentſcheidung als durchaus zutreffend. Auch
auf die Abmeldung des Gewerbes und auf die Annahme eines
Büfetierpoſtens könne ſich R. nicht berufen. Es habe trotzdem
auf Unterſagung des Gewerbes erkannt werden können. Denn
man hätte damit rechnen müſſen, daß er die Büffettierſtelle wieder
aufgebe und den Gewerbebetrieb des Vermittlers wieder beginne.

Vom Waſſerwerke. Der Hochbehälter für die obere Stadt
auf dem Roßplatz muß wegen Vornahme notwendiger Arbeiten
von Mittwoch, den 18. Januar 1911, auf vier
Wochen außer Betrieb geſetzt werden. Von dieſem Behälter
werden die ſüdlich von der Torſtraße und öſtlich von der Lie-
benauerſtraße, Steinweg, Neuen Promenade, der Poſtſtraße,
Allen Promenade und nördlich von dem Reitbahndurchbruch
gelegenen Stadtteile mit Waſſer verſorgt. Eine vorüber-
gehende Trübung des Waſſers iſt nicht ausgeſchloſſen. Wäh-
rend der Zeit wird die Waſſerzuführung nicht unterbrochen,
dagegen iſt der Waſſerdruck ein geringerer.

Anmeldung neuer Volksſchüler. Die Anmeldung der am
1. April in die ſtädtiſchen Volksſchulen neu einzuſchulenden
Kinder wird am 13. Februar in den betreffenden Schulgebäu-
den ſtatifinden. Nähere Beſtimmungen werden noch amtlich
bekannt gemacht. Schulpflichtig werden zu Oſtern d. J. alle
Kinder, die bis zum 30. Juni 1911 das ſechſte Lebensjahr voll-
endet haben. Bei der Anmeldung iſt der Jmpfſchein des Kin-
des vorzulegen. Kinder mit Sprachgebrechen ſind dem
die Aufnahme bewirkenden Rektor oder Lehrer beſonders nam-
haft zu machen. Sie ſollen in eine beſondere Liſte eingetragen
werden, damit ſie wie dies mit den ſprachgebrechlichen Kin-
dern bereits im laufenden Schuljahre geſchehen iſt in be-
ſondere Sprachheilklaſſen vereinigt und unter Berückſichtigung
ihres Leidens von den normalen Kindern geſondert unterrich-
tet werden können. Derartige Klaſſen ſollen im Schuljahre
1911 wiederum zwei: für den Nordbezirk in der Schule an
der Hermannſtraße, für den Südbezirk in der Schule an der
Taubenſtraße eingerichtet werden.

Stadttheater. Wegen der Generalprobe zu Königskinder
muß die Vorſtellung des Weihnachtsmärchens Dornröschen am
Mittwoch anſtatt 44 Uhr um 4 Uhr beginnen. Abends 716 Uhr
eht Hermann Bahrs neue Komödie Die Kinder zum letzten

ale in Szene. Donnerstag findet die Premiere von Humper-
dincks neuer Oper Königskinder ſtatt, für die ſich erfreulicher
weiſe ein reges Jntereſſe kundgi Freitag Einakterabend:
Sonne und Erde (Ballett), Brüderlein fein (Operette) und
Cavalleria ruſticang (Oper). Die Santuzza ſingt zum erſten
Male Frl. Stefanie Preißmann.

Vor dem Ueberfahren gerettet. Am Montag nachmittag
wollte der Handelsmann Paul Schöne die Zügel ſeiner Pferde
in Ordnung bringen. Bei der Hantierung lehnte er ſich zu
weit über, verlor das Gleichgewicht und fiel vom Wagen. Er
wurde etwa 20 Meter weit fortgeſchleift. Nur mit Hilfe
mehrerer Maurer wurde er vor dem Ueberfahren gerettet.

Nietleben. Beim Frettieren erſchoſſen. Am
Sonnabend nachmittag unternahmen zwei Arbeiter aus Halle,
Hilpert und Lehnert, einen Ausflug nach dem Lindbuſch, um
dort zu frettieren. Gegen 254 Uhr kamen von Bennſtedt drei
Flurhüter, von denen einer dem L. das Frettchen wegnehmen
wollte. Lehnert zog aber das Meſſer heraus, worauf der Flur-
hüter ſchoß und L. einen Streifſchuß an der linken Hand bei-
brachte. Nun ſprang Hilpert dazwiſchen, um dem Hüter die
Waffe zu entreißen. Einer der beiden andern Hüter feuerte
auf ihn mit dem Revolver und traf ihn in die Kehle. Lehnert
nahm Reißaus und kümmerte ſich um den Schwerverletzten
nicht mehr. Die Fluhüter ſchleppten H. aus dem Lindbuſch in
das Heiderevier und lißen ihn dort liegen. Dort verbrachte der

5 Uhr, in der Kälte. Dann kam vom Rittergute Bennſtedt ein
Wagen, der den Verletzten nach Halle zur Klinik beförderte.
Hier iſt Hilpert, der 45 Jahre alt und verheiratet war, bald
darauf geſtorben. Wir meinen, daß der Verlauf des trau-
rigen Falles zu einer ſehr eingehenden Unterſuchung heraus-
fordert, namentlich deswegen, wie es kommen konnte, daß der
Verletzte hilflos fünf lange Stunden in eiſiger Kälte liegen
mußte.

Stadtverordneten Sitzung.
Montag, den 16. Januar 1911, nachmittags 4 Uhr.

Vorſitzender: Steckner.
Unter den Eingängen befindet ſich ein Dankſchreiben des

Verbandes der Kaninchen-Züchtervereine. Dine Pelition er-
ſucht erneut um Errichtung einer Fahrſchule. Die von
Magiſtrat zugeſagte Vorlage liegt noch nicht vor; die Petition
wird auf ſechs Wochen zurückgeſtellt.

Die Neuwahl der Deputativnen und Ansſchüſſe erſolgt in der
üblichen Weiſe durch Wiederwahl der bisherigen Jnhaber dieſer
Aemter. Von unſeren Genoſſen ſitzen in der Statiſtiſchen Depu-
tation Thiele, in der Deputation zur Errichtung einer öffent-
lichen Schwimm und Badeanſtalt Emmer und Thiele. Die
Deputation zur Prüfung der hieſigen Vahnhofs verhältniſſe
wurde aufgehoben, da ſie ſeit Jahren nicht in Tätigteit getreten
iſt. Jm Bau- Ausſchuß ſitt Genoſſe Emmer, im Finanz- und
Petitions- Ausſchuß Thiele, im Rechnungs-Reviſions-Aus-
ſchuß Beige, im Rechts- und Verfaſſungs-, ſowie im Ausſchuß
zur Feſtſtellung des Stadthaushaltsplanes Thiele, im Ans-
ſchuß zur Beratung der Frage über Errichtung von Klein-
wohnungen Emmer. Stadtv. Dr. v. Blume monierte, daß
dieſer Ausſchuß ſeit ſeinem Beſtehen noch nicht einberufen wor-
den ſei, obwohl die Vorausſetzungen für ſeine Tätigleit gegeben
ſeien. Der Ausſchuß zur Beratung der Frage über Cinrichtung
einer Arbeitsloſen-Verſicherung, dem Genoſſe Emmer ange-
bhörte, wurde aufgelöft, da ſeine Aufgabe vorläufig erledigt iſt.
Deputierter der Stadtverordneten- Verſammlung für die Veauf-
ſichigung der Freibäder iſt Genoſſe Oſterburg.

Die Verſammlung genehmigte ſodann ohne Debatte den Ge-
ſamtentwurf für Herſtellung des Haupt-
ſammlers Klausbrücke-Tafelwerder.

Es folgt die Beratung des Stadthaushaltevlanes für 1911,
Kapitel Ergebniſſe der Rechnung i906 ſchließt mit einem
Ueberſchuß von 661 071,59 Mk. ab. Beim Kapitel 11 Grund-
eigentum beantragt Stadtv. Em mer die unter C II ange-
forderten 20000 Mk. für unvorhergeſehene Bauarbeiten heure
nicht zu bewilligen, da dem Bauagusſchuß dieſe Poſition nicht
vorgelegen habe. Oberbürgermeiſter Dr. Rive tritt für Be-
willigung dieſer Summe ein und bezeichnet einen Antrag des
Stadtv. Knabe die 20000 Mk. nicht zur Verfügung der
Baudeputation, ſondern zur Verfügung beider ſtädtiſcher
Körperſchaften zu ſtellen als ein Mißtrauensvotum für die
Vau-Deputation. Stadtv. Knabe legt entſchieden Ver-
wahrung gegen dieſe Unterſtellung ein und bringt Beweiſe
dafür herbei, daß Ausgaben, von denen niemand etwas er-
fahren ſolle, aus dieſen Geldern gedeckt werden. Stadtv.
Oſterburg erſucht, dem Antrage Emmer dahin entgegen-
zukommen, daß dieſe Poſition gleichzeitig im Etats- und Bau-
Ausſchuß beraten würde. Sämtliche Abänderungs- und Ver-
tagungsanträge wurden abgelehnt, die 20000 Mk. gelten als
bewilligt. Das Kapitel II ſchließt ab mit einer Einnahme von
490 073,21 Mk., die dauernden Ausgaben betragen 172 033,25
Mark, die einmaligen Ausgaben 58 705 Mk., mithin Geſamt-
Ueberſchuß 259 334,96 Mk. Die Verſammlung gibt zu dem Vor

anſchlag ihre Zuftimmung. Japitel LIV Straßenreinigung ſchließt ab mit
einer Einnahme von 46 Mk., die dauernden Ausgaben be-
tragen 320 771 Mk., die einmaligen Ausgaben 8800 Mk., mithin
iſt ein Geſamtzuſchuß von 278 041 Mk. erforderlich. Stadtv.
Em mer fragte an, ob die Obſervanz noch beſtehe, daß die
Hausbeſitzer bei Schneefall noch ſtreuen müßten, oder ob die
Klagen noch nicht entſchieden ſeien. Kürzlich ſei doch ein Urteil
bekannt geworden, wonach während eines Schneefalles der
Hausbeſitßer nicht verpflichtet ſei zum Streuen. Oberbürger-
meiſter Dr. Rive erwiderte, daß eine beſtimmte Judikatur
immer noch nicht vorliege. Der Magiſtrat ſtehe auf dem Stand-
punkt, daß eine Obſervanz beſtehe, während die Hausbeſitzer
dieſe beſtritten. Erkenntniſſe ſeien im bejahenden und ver-
neinenden Sinne ergangen. Seitdem der Magiſtrat ſich auf das
alte Kehrgeſetz vom Jahre 1706 ſtütze, hätten die Gerichte ſtets
ſo entſchieden, daß der Hausbeſitzer nicht verpflichtet ſei, fri ſſch-
gefallenen Schnee wegzuſchaffen. Sobald ſich dieſer aber
in breiigen, ſchmutzigen Schlamm verwandelt habe,
oder feſtgetreten worden ſei, müſſe er entfernt werden.
Stadtv. Em mer iſt der Meinung, daß für die Vororte eine
ſolche Verpflichtung nicht beſtehen könne, das Kehrgeſen von
1706 könne für dieſelben nicht in Anwendung gebracht werden.

Oberbürgermeiſter Dr. Rive widerſpricht dieſer Anſicht.
Nach einem Entſcheide des Oberverwaltungsgerichts gelten für
die Vororte dieſelben Beſtimmungen. Das Kapitel wird be-
wrilligt.

Kapitel V Kapital- und Schuldenverwaltung
Unglückliche, der noch lebte, faſt volle fünf Stunden, bis abends
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Tilgung aufgenommener Darlehn ſind 1 448 562,62 Mk. er
forderlich, gegen das Vorjahr mehr 22 884,88 Mk.

Das Kapitel VI Allgemeine Ver waltung er-
fordert einen Geſamtzuſchuß von 428 778,60 Mk. Die Einnahmen
betragen 81 346,40 Mk. die dauernden Ausgaben 508 825 Mk.
die einmaligen 1800 Mk. Stadtv. Oſterburg ſchneidet bei
der Poſition Gehälter der Magiſtratsmitglieder die mehr als
eigenartige Stellungnahme des Magiſtrats beim Streit zwiſchen
den Aerzten und den Krankenkaſſen an. Als der Redner des
Näheren auf die Frage eingehen will, macht ſich allſeitig leb-
hafter Widerſpruch geltend. Der Vorſitzende unterbricht den
Redner und macht ihn darauf aufmerkſam, daß er ihm das Wort
nicht geſtatten könne, da die Stadtverordneten erſtens einmal
gar nicht mit der Materie vertraut ſeien und andererſeits erſt
ein Antrag geſtellt werden müßte, ob die Beſprechung zuzulaſſen
ſei. Die Beſprechung der Angelegenheit würde möglicherweiſe
ſehr weitſchweifig werden. Stadtv. Oſt er burg (fortfahrend)
Es gehöre zu den Gepflogenheiten jedes Parlaments, daß über
das Tun und Treiben desjenigen, deſſen Gehalt bewilligt wer-
den ſolle, geſprochen werde. Hier handle es ſich doch um eine
Tätigkeit des Magiſtrats. Seitens des Verbandes der Betriebs-
krankenkaſſen ſei den Kollegien ausführliches Material zuge-
gangen, man wolle damit die Beſprechung dieſer leidigen An-
gelegenheit erzielen. Oberbürgermeiſter Dr. Rive (zur Ge-
ſchäftsordnung) Die StadtverordnetenVerſammlung ſei nur
zuſtändig zur Beſprechung von Gemeindeangelegenheiten. Die
Krankenkaſſen- Angelegenheit ſei aber gar keine ſolche Ge-
meindeangelegenheit, weshalb ihre Beſprechung hier unmöglich
ſei. Der Magiſtrat habe bei ſeinen Maßnahmen nur als direkte
Aufſichtsbehörde der Kaſſen gebandelt und ſei für ſein Tun auch
nur einer weiteren Auſſichtsbevörde verantwortlich, nicht aber
der Stadtverordnetenverſammlung. D Vorſteher ſei in vollem
Recht, wenn er dem Redner das Wort nicht geſratte. Stadtv.

ſterburg wandte ein, daß kommunale Bürger in Frage
rämen, deren Jmereffen hier beſprochen werden ſollen. Ein vom
Redner geſtellter Antrag auf Veſprechung der Krankenkaſſen
affäre wurde gegen drei Stimmen abgelehnt. Bei der Poſi
tion Gewerbe- und Kaufmanns gericht richtetStadtv. Oſterburg an den Magiſtrat die Anfrage, warum
unſere Stadt noch nicht dem Gewerbegernhtsverbande ange
ſchloſſen ſei. Die alljährlich tagenden Konferenzen der Ge
werbegerichtsbeiſiger könnten aus dieſem Grunde bekanntlich
nicht beſchickt werden. Bereits vor einigen Jahren habe Herr
Bürgermeiſter v. Holly auf eine diesbezügliche Anfrage erkklärt,
daß der Magiſtrat der Sache nähertreten würde. Es ſei deshalb
an der Zeit, daß der Magiſtrat heute ſeinen Entſchluß kundgebe.

Am Magiſtratstiſche herrſcht trotz Anfrage des Vor-
ſtehers, ob das Wort gewünſcht werde. Schweigen. Stadtv.
Oſterburg ruft: Keine Antwort iſt auch eine Antwort! Das
Kapitel erhält hierauf die Genehmigung der Verſammlung.

Kapitel VIII Staats- und Provinzial- Angelegenheiten
wird ohne Debatte genehmigt. Der Geſamtzuſchuß für dieſes
Kapitel beträgt 448 687 Mk.

Beim Kapitel X Schul- und Bildungsweſen
A. Gymnaſium begründet Stadtv. Oſter burg den be-
reits in voriger Sitzung angekündigten Antrag auf Auf-
hebung der Vorſchulen am Gynnaſium. Die Vorſchule
ſei eine völlig überflüſſige Einrichtung, jeder fortgeſchrittene
Schulmann müſſe ſie bekämpfen. Die Honoratioren auf dem
Lande, die in der Lage ſeien, ihren Hindern eine beſſere Schul
bildung zukommen zu laſſen, ſchicken ihre Kinder in den erſten
Jahren in die Dorfſchule. Dieſe Kinder begreifen nachher auf
der höheren Schule meiſtens ebenſo gut, wie die von der Vor-
ſchule kommenden. Die Bildungsbedürfniſſe der erſten Jugend
ſeien für alle Kinder dieſelben und die Geiſtesgaben nicht nach
em Vermögensſtand der Eltern verſchieden. Ein für alle

gleicher, gehobener erſter Unterricht in der Allgemeinen Volks-
ſchule ſei eine Forderung der ſozialen Gerechtigkeit. Daß ſie
mit beſtem Erfolge befriedigt werden könne, bewieſen die Er-
en anderer Länder. Dieſe trefflichen Worte, die der

unſtwart zur Schulfrage gefunden habe, müßten ſich alle An-
der Einheitsſchule zu eigen machen. Redner ſtellt

folgenden Antrag: Die Verſammlung möge beſchließen, den
Magiſtrat zu erſuchen, Schritte einzuleiten, die zur Folge
haben, daß die ſogenannten Vorſchulen aufgehoben werden. Er
erſucht um Annahme ſeines Antrages der einen Anfang be-
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Asth
Herr Hauptlehrer Hoppe in Ditters-

baeh schreibt am 4. Januar 1910:
„Seit 17 Jahren litt meine Frau an

Luftröhrenkatarrh, dass man glsubte,
es gehe zu Ende. Alle ähnlich Lei-
dende werden ja wissen was das für
Tage und besonders für Nächte sind.

Mit gutem Gewissen kann ich be-
stätigen, dass meine Frau vollständig,
und zwar auf billige., einfache und wenig
zeitranbende Weise ihre Gesundheit
wieder erlangt hat. Wir sagen Ihnen
unseren verbindlichsten Dank für Ihre
Mühewaltung und werden sie bestens
empfehlen.

Herr A. Lichmerowierz in Berlin
schreibt am 12. August 1910:

„Bestätige Ihnen hierdurch. dass ich
durch Ihre Vorschriften von meinem
10jhhbrigen Asthmaleiden vollständig ge-
heilt bin und seit Herbst 1909 keinen
ackfall hatte.

Derartige Resultate werden täglich
aus allen Gesellschaftskreisen gemeldet.
Leiden Sie an Husten, Atemnot, Aus-
wurf zähen Schleimes, Stechen auf
Brust und Rüäücken, Druck in den
Schulterblättern, Nachtschweiss, öfter
kalten Händen u. Füssen, Blutspucken,
pfoifenden u. schnurrenden Geräuschen
in der Brust, oft heftigem unregel-
j müässigen Herzschlag verbunden mit
starkem Angstgefühl, mangelhafte
Schlaf, schlechter Verdauung etc. ete.,
so Verlangen Sie sofort meino neueste,
mit Vorwort eines als Kreisphysikus
geprüften Arztes versehene Broschüre
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deuten würde zur Einführung der Einheitsſchule. Schulrat
Brendel: Jn voriger Sitzung ſei die Anſtellung zweier
Lehrer an der Vorſchule erfolgt nur unter der Bedingung, daß
nach Aufhebung derſelben die Lehrkräfte anderweitig unter
gebracht werden ſollen. Die einleitenden Schritte ſeien bereits
etan, weshalb der Antrag Oſterburg überflüſſig ſei. Stadtv.

Dr. Her zan meint, ſo prinzipiell wichtig der Antrag ſei, ſo
dürfe im Jntereſſe der Kinder die Angelogen et doch nicht über
ſtürzt werden. Stadtv. Bangert: Hebe man jetzt die Vor
ſchule auf, ſo müſſe dies auch mit der Mittelſchule geſchehen,dieſe ſei dann ebenfalls eine Standesſchule. Stadtv. t er
burg wundert ſich über die veränderte Stellungnahme der Vor
redner gegenüber ihren Anſichten, die ſie in voriger Sitzung geäußert ßah. a. Es müſſe doch einmal ein Anfang gemacht wer-

den; wer einmal A geſagt habe, der müſſe auch B ſagen. Er
wolle jetzt nicht die Einführung der Einheitsſchule beantragen,
dafür würde die Mehrheit ja erſt recht nicht zu haben ſein. Fürdie kraſſeſte aller Klaſſenſculen habe man mehr übrig, als für

die Volksſchulen, die mitunter in manchen Klaſſen von 60--70
Kindern beſucht würden. Die neulich ausgeſprochene Nach-
bewilligung für Vertretungskoſten a Volksſchullehrer ſei zum
Teil auf die Ueberfüllung der Klaſſen zurückzuführen. Unſere
Volksſchulen würden zurückgeſetzt, weil die Kinder der Reichen
dieſelben nicht hbeſuchten. Wenn alle Kinder rer in einer
Schule vereinigt würden, käme die Volksſchule beſſer weg. Durch
die Annahme des Antrages käme man einen Schritt näher zur
Einheitsſchule. Schulrat Brendel wendet ſich gegen die
Aeußerung, daß in den Volksſchulen minderwertiger Unter-
richt erteilt würde. Er bittet, auf dieſe Auffaſſung des Vor-
redners nichts zu geben, denn in den Volksſchulen werde mit
derſelben Sorgfalt unterrichtet. Stadtv. Meyer hebt her-
vor, daß die Klaſſenfrequenz in den Halleſchen Volksſchulen
50——55 Kinder betrage. Als Schulmann halte er auch dieſe Zahl
noch als viel zu hoch. Die Aufhebung der Vorſchulen ſei ſchon
im Jntereſſe der Kinder der beſſerſitnierten Leute geboten, doch
könne man die Sache nicht Hals über Kopf erledigen. Stadtv.
Borges meint, daß er geſchwiegen hätte, wenn er nicht einen
Ausdruck des Herrn Oſterburg zurückweiſen müßte, der dahin
launtete, die Vorſchule ſei die kraſſeſte Klaſſenſchule. Das ſei
doch nicht wahr. Da ſitze neben dem Sohn des Korvettenkapitäns
der Sohn des Brieſträgers uſw. Für die höhere Mädchenſchule
treffe das eher zu. Stadtv. Sommer wandte ſich ebenfalls
gegen den Antrag Oſterburg. Mit dem Worte Einheitsſchule
würde viel Mißhbrauch getrieben. Die Volksſchule müßte dann
ebenfalls umgewandelt werden, ob das aber im Jntereſſe der-
jenigen läge, die dieſe Forderung erheben, ſei eine andere Frage.

Jn der Rednerliſte ſind noch die Stadtvv. Oſterburg und
Knabe verzeichnet. Gegen den Widerſpruch des Genoſſen Oſter-
urg gelangte ein Antrag auf Schluß der Debatte zur An-

nahme. Das einen Geſamtzuſchuß von 142 316 Mk. erfordernde
Kapitel wird bewilligt.

Kapitel J B Oberrealſchule. Unter den einmaligen
Ausgaben befindet ſich eine Poſition betr. Anſchaffung von ſechs
Mikroſkopen nebſt Zubehör 1119 Mk. Stadtv. Herzau
wendet ſich gegen die Anſchaffung dieſer Jnſtrumente und
empfiehlt für den naturwiſſenſchaftlichen Unterricht Profek-
tionsapparate. Die angeforderte Summe ſolle nach einem Vor-
ſchlage des Etatsausſchuſſes zur Verfügung der beiden ſtädti-

Behörden geſtellt werden. Stadtv. Schmidt-
Rimpler ſchließt ſich den Ausführungen des Vorredners an,
indem er die mikroſkopiſchen Uebungen für eine Spielerei be-

die Abſetzung dieſer

ſrberu d

zeichnet. Die Verſammlung beſchließt
Etatsforderung und genehmigt das Kapitel, das einen Geſamt-
zuſchuß von 135 144 Mk. erfordert.

Die Nachbewilligung von 1500 Mk. für Belenchtung der Ge-
ſchäftszimmer des Polizeigebäudes erfolgt ſodann ohne Debatte.
Ebenſo werden für den Druck einer neuen Sammlung der Poli-
zeiverordnungen 1235,75 Mk. nachbewilligt.

Die Feſtſtellung der Satzungen für das Alters- und Pflege
heim (Siechenhaus) ruft eine längere Debatte hervor, die von
weniger wichtiger Bedeutung war. Mehrere geſtellte Abände-
rungsanträge wurden abgelehnt und der Satzungsentwurf nach
den Vorſchlägen des Magiſtrats angenommen.

Um s Uhr wird die ſtark gelichtete Verſammlung geſchloſſen.

J wei Musikehöre.

Einntoitt 30 Pfg.

Zu zablreichem Besueh ladet freuundlichst ein

oiter-Sänger-Ohor, Hans
Mitglied des Deutschen Arbeiter Sänger- Bundes.

Sonnabend, 4. Februar, abends 8 Uhr
im grossen Saale des „Volkspark“

weſenmit verschiedenen Veberraschungen,

Awei Musikchör“eg

eunkt 10 r Der
Karten sind bei sämtlichen Sangesbrüdern und in unseren Vereinslokalen („Volks-

park“, Burgstrasse 27 und „Drei Kinige“, Kleine Klausstrasse zu haben.

Allerlei.
Ballon Hildebrandt aufgefunden!

Der ſeit Wochen verſchollene Ballon Hildebrandt vom
Berliner Luftſchifferverein iſt nunmehr endlich zwiſchen Bahn
und Wildenbruch im Hochgohrenſee, 20 Minuten von
Wildenbruch entfernt, aufgefunden worden. Der Ballon liegt
13/2 Meter im Waſſer. Von den beiden Jnſaſſen ſteht der eine
aufrecht in der Godel, der andere neigt zur Seite über. Der
Ballon hat ſchon tagelang dort gelegen, er iſt bisher mit Schnee
bedeckt geweſen und daher unbemerkt geblieben. Auch war der
dünnen Eisdecke wegen kein menſchliches Weſen über die Eisfläche
gegangen. An der Lage von Ballon und Gondel iſt bisher nichts
geändert worden, da eine amtliche Kommiſſion dort weilt, um
weitere Maßnahmen zu treffen. Die Leichen werden nach Berlin
übergeführt werden.

Eiſenbahnunglück in Frankreich.
Bei einem Eiſenbahnzuſammenſtoß, der ſich Montag nachmittag

in der Normandie ereignete, haben vier Perſonen ihren Tod ge
funden, und zwar der Maſchiniſt, der Heizer der Kondukteur und ein
Hilfsarbeiter des Perſonenzuges. Der Heizer, zwei Kondukteure
und zwei Hilfsarbeiter des Güterzuges ſind ſchwer verwundet
worden zwei von ihnen liegen im Sterben. Fünf Reiſende
haben leichtere Verletzungen erlitten.

Opfer des Winterſports.
Kinder und Erwachſene liefen in Langel bei Worrin-

gen auf dem Rheinſtrom auf einer Kribbe Schlitt
ſchuh. Plötzlich gab die Eisdecke nach und neun Perſonen
ſtürzten in den Rhein. Trotz aller Bemühungen gelang es
nur 4 von ihnen zu retten. Die übrigen, fünf Kinder, ſind
ertrunken. Der Schmerz der von dem Unglück betroffenen
Familien iſt unbeſchreiblich Jn Jllingen bei Trier
fuhr ein Rodelſchlitten auf eine geſchloſſene Bahnſchranke
zu. Um dem heranbrauſenden Zuge auszuweichen, lenkte der
Führer den Schlitten gegen eine Felswand und brach beide
Beine. Eine Dame wurde ſchwer verletzt.

Beim Rodeln auf einer in Kohlſcheit bei Aachen gelege-
nen Bahn fuhren zwei Lehrlinge auf einem zugefrorenen
Waſſertümpel. Einer der Lehrlinge erſtickte im Schlamm, der
andere konnte nur mit großer Mühe gerettet werden.

Das Automobil eines Bochumer Kaufmanns fuhr bei
Wetter in einen mit Kindern beſetzten Rodelſchlitten
hinein. Ein elfjähriges Mädchen wurde getötet. Den Chauf-
feur des Automobils ſoll keine Schuld treffen.

Nänberiſcher Uebverfall.
Schöneberg bei Berlin iſt Montag morgen auf den

Geſchäftsführer des Grand Cafes in der Hauptſtraße von einem
früheren Koch ein Raubattentat verübt worden. Der Ueber-
fall erfolgte gegen 5 Uhr morgens, als der Geſchäftsführer Artur
Leopold gerade im Begriff war, mit der Tageskaſſe aus dem
Raum des Cafés ſich in ſeine Privatwohnung zu begeben. Leopold
erhielt von dem Attentäter mehrere Schläge mit einem ſtumpfen
Jnſtrument über Kopf und Bruſt, doch ſind ſeine Verletzungen
nur ganz leichter Natur. Mehrere Angeſtellte eilten dem Ueber-
fallenen zu Hilfe, wodurch die Ausſührung des Raubes verhindert
er e Attentäter, der 26 jährige Martin Kußmann, wurde
verhaftet.

Kleines Allerlei. Jn Spanien ben die heftigen
Schneeſtürme erhebliche Verkehrsſtörungen verurſacht.
Die Bahnlinien ſind vielfach zerſtört. Das Unwetter ver
urſacht große Not; zahlreiche Fälle von ſind ſchon
gemeldet worden. Die Regierung unternimmt öffentliche Arbeiten,
um die Notlage zu md. i. Jn der Markthalle in Barce-
lona iſt ein zum Anfkre. en an der Decke befeſtigtes Gerüſt
gebrochen. Fünf Arbeite fielen aus großer Höhe auf die Veute
in der Halle herab. Einer iſt tot, die anderen ſind ſämtlich
ſchwer verletzt.

Fleiſchhauer u. M. Faatz (Schöne
beck und Glöthe). Keſſelſchmied
Jäger und M. Müller (Bern
burg und Apolda). Arbeiter
u und E. Raſemann (Bruck-
dorf).

Eheſchlietßzungen Kaufmann
Keil und Marie Boſe (Erfurt u.
Bernhardyſtraße 59). Tiſchler
Hoppe u. Hilda Karius (Schloſſer
ſtraße 17 und 13).

Geboren: Arbeiter Gräfe S.
(Spitze 16). Schloſſer Höne S.
(Spitze 9). Kaufmann Bernhardt
zw. T. (Rob. Franzſtraße 4).
Kutſcher Wolter S. (Büſchdorfer
ſtraße 2). Schneider Bolze T.
(Grünſtraße 27). Schmied Diet
rich S. (Pfännerhöhe 46). Pfeffer
küchler Schlaß T. (Fürſtental 9).
Bankbeamten Hädicke S. (Jakob-
ſtraße 2). Kaufmann Schwartz
kopf T. (Thielenſtraße 5).

Geſtorben: Jngenieurs
Ehefrau, Friederike, geb. Ludewig,

G 66 J. Liebenauerſtr. 6). Witwe
Meckelburg, Auguſte, geb. Bußler,
87 J. (V. Vereinsſtr. 12). Ar-
beiter Städel, 50 J. (Glauchaer-
ſtraße 28). Witwe Lemelſon aus
Magdeburg, 78 J. (Merſeburger-
ſtraße 40). Oberkellners Dörſch-
ner S., 2 J. (Dieskauerſtr. 18).
Witwe m Erneſtine, gebor.
Kirchhübel, 75 J. (Alte Prome-

Eintritt 30 Afg.
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Schiff eingetroffen

ſchöne Pf,ſüße Ffo.Früchte Fdurchweg 9 an.à Stück
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r e 4 J v F 2e 3 A. J n S5 4 h h

Bei Einkauf von 10 Stück erhält jeder
Käufer von Knäuſels Tafel- Kaiſerin

mr Margarine zur Probe 60 Gramm für
Pf. BF 9ratis, V

Ia. delikaten Schinkenspeck 1 Pf. S. mit 9 h Rabatt.
Hochfeine deutſche, unübertroffene Ware.

Bernburgerſtr. 15, Jügergaſſe 2,
Schmeerſtr. 21, Leipzigerſtr. 72.

node 27). Keſſelwärters Frohn
Ehefrau, Marie, geb. Reinhardt,
43 Jahre Charlottenſtraße 16).

v iedler ausPapitz, 14 Jahre (Klinik). Rei-
ſender Lützke, 50 J. (Glauchaer
ſtraße 56). Witwe Friederike
Günther geb. Sprenger, 76 J.
(Wearthaſtr. 29). Emilie Brückner,

57 J. Beeſenerſtr. 10). Weichen
ſteller 1. Kl. a. D. Küchler, 65 J.
(Jakobſtraße 44). Witwe Emma

Lamers geb. n J.(Glauchaerſtraße 83). Paſtor em.
Schreiner, 78 J. (Niemeyerſtr. 2).

W S., 5 M.eipzigerſtraße 14).Halle Kord (Gr. Brunnenſtr. 3a).

16. Januar.
Aufgeboten: Kutſcher Lemnitz

und Martha Brünner (Lilien-
ſtraße 13 u. Trothaerſtr. 76).

J 53 4 V
imem

Mittwoch Jeden MittwochSochlachtefest.
Marie Böttcher,

Trifkſtraße 2.

Morgen, Mittwoch,
Sohlaohtefes e. verk. billigſt Albrechtſtr. 23.

i.

Früh 8 Uhr: Wellſteiſch. j gar empfiehlt die
W Becter, ardlwig Anvichtspostarten veteuceane

goſlaehſe Fest. Standesamtliche Nachrichten ar 265

F. Kluge, Beesenerstr. l.
Gr Partie Wasehgefaässe und

litzſcherſtr. 90).
und Martha Baaſch (Turmſtr. 154
und Torſtraße 24).

Geboren: Arbeiter Erbert T.
Kellner Münchmeyer

Sohn (Zietenſtraße 5). ArbeiterHulle-Süd (Steinweg 2), 16. Jan. Thärigen S. (Gr. Brunnenſtr. 40).

Aufgeboten: Arbeiter Jörns Arbeiter Apel T. (Saaleſtr. 7).Paarie Jahn (Lewe u. De Geſchirrführer Landgraf Tochter
Schloſſer Walter (Trothaerſtraße 73). Buchhändler

inkelmann S. (Viktor Scheffel
Arbeiter l ſtraße 5).
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2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 15 Halle a. S, Mittwoch den 18. Januar 1911 22. Jahrg.

Deutſcher Reichstag.
108. Sitzung. Montag, den 16. Januar 1911, nachmittags 2 Uhr.

Auf der Tagesordnung ſteht die zweite Beratung eines
WertzuwachsſteuerGeletzes.

8 1 führt allgemein die Zuwachsſteuer ein, will jedoch bebaute
Objekte von nicht über 20 000 Mark, unbebaute von nicht über
5000 Mark von der Steuer freilaſſen, wenn der Veräußerer
nicht über 2000 Mark Einkommen hatte. S l1a unterſtellt auch
Bere ger mit Ausnahme unbeweglicher Bergwerksanteile
dem Geſetz. S 1b unterſtellt auch den Uebergang von Rechten
an dem Vermögen einer G. m. b. H., wenn dieſelbe ſich mit
der Verwertung von Grundſtücken befaßt, oder wenn ſie ge
gründet iſt, um die Zuwachsſteuer zu erſparen.

Abg. Graf Weſtarp (konſ.): Meine Freunde ſtimmen nicht
nur dem Grundgedanken des Entwurfes zu, ſondern halten
auch die Faſſung der Kommiſſion für zweckentſprechend. Wir
halten die Zuwachsſteuer für einen neuen und fruchtbaren Ge
danken für unſer Reichsſteuerſyſtem. Die direkten Steuern
müſſen den Einzelſtaaten verbleiben, deshalb muß der Beſitz
für das Reich auf anderem Wege gemacht wer-
den. (Zuſtimmung rechts.) Getroffen ſoll in erſter Linie nicht
der Verkäufer werden, der durch einige Arbeit, kulturelle Tätig-
keit und Sparſamkeit die Werterhöhung geſchaffen hat, und
aus dieſem Grunde hat die Kommiſſion den Zuſatz gemacht,
zu dem Worte „Wertzuwachts“: „der ohne Zutun des Eigen-
tümers entſtanden iſt. (Zuſtimmung rechts.)

Es ſind folgende Abänderungsanträge
gegangen:e Cuno (Vpt.) will im S 1 die Worte „der ohne Zutun
des Eigentümers entſtanden iſt“ ſtreichen. Abg. Arendt
(Rpt.) will im S 1 die bebauten Grundſtücke bis zu 30 000, die
unbebauten bis zu 3000 Mark freilaſſen, wenn der Veräußerer
ein Einkommen bis 3000 Mark hatte. Abg. Pauly (Cochem)
(Zentr.) will, wie die Kommiſſion, die Grundſtücke bis 20 000
Mark ((reſp. 5000 Mk.) freilaſſen, falls das Einkommen des
Veräußerers weniger als 3000 Mk. betrug. Abg. Albrecht
und Genoſſen (Soz.) beantragen die Streichung ſämtlicher Aus

n im S 1 und Zuſammenfaſſung der S 1, 1a, 1b, 1e, zu
einem einheitlichen Paragraphen.

Reichsſchatzſekretär Wermuth: Die Entſcheidung, die hier
fällt, wird nicht nur eine ſolche über die Reichswertzuwachs
ſteuer ſein, ſondern über die Wertzuwachsſteuer überhaupt,
auch über die der Gemeinden. Denn der

Widerſtand der Haus und Grundbeſitzer
richtet ſich gegen die Zuwachsſteuer überhaupt. Somit haben
Reich und Gemeinden hier das gleiche Jntereſſe. Das Reich
aber muß vorangehen. Es iſt ja auch kein Zweifel, daß das
Reich der Haupturheber unſeres wirtſchaftlichen Auf-
ſchwunges iſt.

Der Reichstag ſelbſt hat die Steuer im Jahre 1909 verlangt,
aber die Vorlage, und noch weit mehr die Faſſung der Kom
miſſion, gehen weit hinter das zurück, was der Reichstag da
mals gewollt hat. Und trotzdem ſind jetzt noch weitere Ab-
bröckelungen im Werke. Jch bitte, nicht auch hier im Plenum,
wie es in der Kommiſſion geſchehen iſt, unausgeſetzt

Abſchwächungsanträge
zu ſtellen, denn eine ausgedehnte Abſchwächung iſt nichts
anderes, als die Vereitelung der Wirkſamkeit der Steuer.
Gegenüber den Befürchtungen über die Folgen des Geſetzes
weiſe ich darauf hin, daß in mehr als 97 Prozent der Ge-
meinden, welche die Steuer eingeführt haben, eine Steigerung
der Grundſtückspreiſe und Mieten nicht eingetreten iſt, bei
mehr als 98 Prozent war eine Einſchränkung der Bautätigkeit
nicht zu verzeichnen, und in 99 Prozent ſind die Grundſtücks-
Geſellſchaften zum Eigenbau nicht übergegangen. Auch der
Umſatz von Grundſtücken iſt nicht beeinflußt worden. Härten

überdies durch die Einführungsbeſtimmungen vermieden
werden.

Wenn unſere Finanzen nicht wieder ſtecken bleiben ſollen,
müſſen dem Etat die vorgeſehenen Mittel gewährt werden.
Hier gibt es kein Wanken und Weichen.

Abg. Marx (Zentr.): Wir ſtehen dem Gedanken der Be
ſteuerung des unverdienten Wertzuwachſes freundlich gegen

einge

über, und wir wollen auch ein wirkſames Geſetz. Aber der
Rechenſtift allein darf nicht entſcheiden, auch die Billigkeit muß
mitſprechen, ſonſt werden gerade konſervative Grundſätze ins
Wanken gebracht. (Sehr richtigl im Zentr.) Bedenklich am
Geſetz iſt namentlich die Zurückbeziehung auf das Jahr 1885
und ſeine rückwirkende Kraft bis zum 1. April 1910. Gegen
die Zurückbeziehung ſpricht die Beſorgnis, daß dadurch der alte,
feſte Familienſitz gefährdet wird. Manche ſolide Bürgerfamilie
in kleinen Städten hat ihre Spargelder in Grundſtücken ange-
legt, und das kann unmöglich mit großſtädtiſcher Grundſtücks-
ſpekulation auf eine Stufe geſtellt werden.
Es geht nicht an, den Gemeinden innerhalb des Geſetzes

einen allzuweiten Spielraum zu geſtatten. Wir beantragen,
daß ſie einen Zuſchlag von 100 Prozent, aber nicht darüber
hinaus, zu dem ihnen überwieſenen Anteil von 40 Prozent er
heben dürfen. Wir beantragen ferner eine Erhöhung der Be-
freiungsgrenze, um die den Arbeitern zugedachte Vergünſtigung
auch dem kleinen Mittelſtande zugute kommen zu laſſen. Für
die Uebergangszeit verlangen wir möglichſte Erleichterung.
(Bravol im Zentr.)

Reicksſchatzſekretär Wermuth: Jch geſtehe, daß es mir
angeſichts der zahlreichen, meiſt auf Abſchwächung hinaus-
laufenden Anträge zweifelhaft wird, ob etwas für unſere
Veteranen herauskommt. (Lebh. Hört, hört!)

Abg. Göhre (Soz.):
Jch möchte zunächſt eine allgemeine Erklärung im Namen

meiner Fraktion abgeben: Wir Sozialdemokraten legen den
allergrößten Wert auf das Zuſtandekommen des Geſetzes, weil
wir in einer ſolchen
Beſteuerung des Wertzuwachſes den Anfang einer geſetzlichen

Expropriation
ſehen. Wir Haben daher ſchon 1902 bei den Kämpfen um den
Zolltarif dieſe Beſteuerung gefordert. Was uns jetzt geboten
wird, ſieht freilich unſerem Jdeal wenig ähnlich. Wir wünſch-
ten ſtets, daß in erſter Linie die Gemeinde, ſowohl Objekt wie
Subjekt der Zuwachsſteuer ſein ſollte, daß das Reich ſich im
weſentlichen darauf beſchränken ſollte, die Steuer in allen Ge-
n obligotoriſch zu machen und eine Oberaufſicht aus-
zuüben.

Nach unſerer Anſicht ſollten die Gemeinden einen möglichſt
großen Spiekraum in der Ausgeſtaltung der Steuer haben, und
ihnen ſollte auch der größte Teil des Ertrages anheimfallen.
(Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Das Reich könnte trotz eines ihm zu-
fallenden geringeren Prozentſatzes ſehr wohl ein weit veſſeres
Geſchäft mit der neuen Steuer machen, vorausgeſetzt, daß ſie in
wirkſamer Weiſe ausgebaut wird. (Sehr wahr! b. d. Soz.)

Der Schatzſekretär ſieht in dem Reiche den Hauptfaktor, dern
die Wertſteigerung geſchuldet werde. Dieſe Auffaſſung zeugt
ber einem Finanzmann von einem ſehr verwunderlichen Minus
von ökonomiſcher Erkenntnis. Es iſt nicht ſowohl der Staat,
ſondern

es iſt die Geſellſchaft, der der Wertzuwachs verdankt wird,
und zwar in erſter Linie die wertſchaffende Tätigkeit des
arbe:tenden Vorkes, des Proletariats. (Lebh. Zuſtimmung b.
d. Soz.) Die Arbeit der Geſellſchaft vollzieht ſich in den Ge-
meinden, dort tritt der Wertzuwachs am unmitteilbäarſten zu-
tage, und dieſes iſt der Grund, weshalb die Gemeinden in aller-
erſier Linie die Wertzuwachsſteuer zu beanſpruchen haben. Auch
kann die Steuer nur in der Gemeinde ſo geſtaltet werden, daß
ſie Früchte bringt, ohne Härten zu verurſachen, und ſcbließlich
kommt hinzu, daß die Gemeirnden, welche dieſe Steuer geſchaffen
r ist hiſtoriſches Recht auf ſie beſitzen. (Sehr richtigl b.
d. Soz.

Da nun ein Geſetz, das dieſen Anſprüchen entſpricht, nicht
zu erreichen iſt, ſo ziehen wir uns auf etwas Beſcheideneres
zurück, auf den vor einem Jahre vorgelegten Regierungsent-
wurf. Er iſt durchgreifender als der Kommiſſionsentwurf, er
hat viel weniger Ausnahmebeſtimmungen, iſt klarer und bringt
mehr ein. Wir haben daher zu S 1 beantragt, die Regierungs-
vorlage wieder herzuſtellen und werden auch weiterhin ähn-
liche Anträge bringen.

Der Kollege Marx wunderte ſich, daß unſer Antrag auch die
kleinen Leute treffen ſoll, die nur 2000 Mk. Einkommen haben
und die der Kommiſſionsentwurf frei läßt. Dieſe Befreiung
zeigt aber deutlich den

agrariſchen Pferdefuß.

Jn agrariſchen Kreiſen iſt es ja Mode, das Einkommen niedrig
einzuſchätzen, und ſehr reiche Agrarier verſtehen es, unter der
Einkommengrenze von 2000 Mk. zu bleiben. Die Agrarier
würden alſo nach der Kommiſſionsfaſſung noch ſteuerfreier
bleiben, als es heute ſchon der Fall iſt. Die wirklich kleinen
Leute bleiben ſchon nach der Beſtimmung des S 20 ſteuerfrei,
wonach Beträge bis zu 20 Mk. nicht erhoben werden. Wenn
durch beſondere Umſtände aber ein kleiner Mann wirklich mal
einen großen Gewinn macht, ſo wird er im Gegenſatz zu den
ſteuerſcheuen Agrariern die Steuer ſchon gern bezahlen. (Zuſt.
b. d. Soz., Widerſpruch rechts!l) Die Ausnahmebeſtimmung
für die Bergwerksanteile iſt natürlich völlig unzuläſſig. Das
Bergeigentum darf nicht anders behandelt werden wie das
andere Grundeigentum. Die agrariſche Durchſeuchung der
Steuer enthüllt wieder einmal das Spiel des ſchwarz-blauen
Blocks. (Zuſt. b. d. Soz., Lärm rechts und i. Ztr.) Dabei
würde die Steuer doch ſehr lukrativ werden, wenn ſie auch die
Agrarier erfaßte. Seit 1903 iſt der ländliche Grundbeſitz in-
folge der Zollgeſetzgebung um 33 Proz. im Werte geſtiegen.
(Hört, hört! b. d. Soz.)

Daß der erhöhte Umſauſtempel neben der Steuer noch drei
Jahre aufrechterhalten werden ſoll, beweiſt deutlich, daß Jhr
Triumphgeſchrei über die Erfolge der Reichsfinanzreform nur
Schein und leerer Wahn iſt. (Lebh. Zuſt. links, Lachen rechts
und im Zentrum.) Die Zuwachsſteuer iſt geradezu der Eckſtein
des Etats, und dabei iſt es noch fraglich, ob das Verſprechen,
den erhöhten Umſaßzſtempel nach drei Jahren aufzuheben, er-
ſullt werden wird.

Es iſt ſchon viel verſprochen worden,
ich erinnere an die Witwen- und Waiſenverſicherung.

(Lebh. Zuſt. b. d. Soz., Widerſpruch rechts.) Sie wollen ferner
den Ertrag der Steuer für die neue Heeresvorlage verwenden,
und was etwa übrig bleibt, den armen Veteranen gewähren.
Niemals werden wir einwilligen, die Erträge der Steuer für
die Heeresvorlage zu verwenden. Auch nicht indirekt werden
wir einen Pfennig für den Militarismus bewilligen, der das
Unglück des deutſchen Volkes, das Unglück aller Kulturvölker
iſt. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Wir verlangen Berückſichtigung
der Veteranen in weiteſtem Umfange. Die Männer, die heute
als Veteranen Not leiden, haben 1870 mit geholfen, die Grund-
lage zu ſchaffen, auf welcher der große Wertzuwachs entſtehen
konnte. Darum haben ſie in erſter Linie Anſpruch auf die
Erträge dieſer Steuer. Ein Paragraph, der dieſes deutlich
beſtimmt, muß dem Entwurf eingefügt werden. (Sehr richtig!
b. d. Soz.) Was dann etwa übrig bleibt, das muß dazu dienen,
eine der indirekten Steuern zu beſeitigen, die heute ſo ſchwer
auf dem Volke laſten.

Wir ſind Anhänger einer geſunden, alle Schichten der Be-
völkerung, vor allem die beſitzenden Schichten, auch die beſitzen
den agrariſchen, feſt anpackenden Zuwachsſteuer. Machen Sie
eine ſolche mit uns, ſo wird das Volk auch Sie einmal ſegnen.
Wahrſcheinlich werden Sie es ja nicht tun, aber wir werden
alles daranſetzen, und das Volk wird uns dafür ſeine Zu-
ſtimmung geben. (Lebh. Bravo b. d. Soz.)

Abg. Dr. Weber (natl.): Der Kollege Göhre möchte die
Reichswertzuwachsſteuer einerſeits zur Unterſtützung der
Veteranen, anderſeits zur Beſeitigung der Zündholzſteuer be-
nutzen. Aber um beide Zwecke zu erfüllen, dazu reichen die
Erträgniſſe nicht aus. Wir ſind prinzipiell für die Wert
zuwachsſteuer, verſprechen uns aber von ihr nicht ſolche Wun-derwirkungen wie die Modenrefsrmfer, Die Wertzuwachsſteuer

wird vom Verkäufer auf den Erwerber abgewälzt werden, ſie
wird wirken wie jede andere indirekte Steuer und das Pro-
dukt, hier alſo den Boden, verteuern. Bedeutſame Jntereſſen
werden durch dieſe Steuer in ſchwerwiegender Weiſe tangiert.
Ein ſolches Geſetz, welches ſo total verſchiedene Verhältniſſe,
wie die der rheiniſchen und ſächſiſchen Jnduſtrieorte, der ober-
bayeriſchen und oſtpreußiſchen Agrarbezirke einheitlich treffen
will, muß auf das Sorgſamſte geprüft werden.

Die kleinen Vergünſtigungen, wie ſie von der Kommiſſion
beſchloſſen ſind, ſollte Herr Göhre dem Mittelſtande doch gön-
nen. Der Vorwurf, daß das Geſetz nicht weit genug geht, iſt
leicht erhoben, aber die Hoffnung, daß beim ſcharfen Anziehen
der Steuerſchraube ſich höhere Beträge ergeben, hat ſich ſchon
oft als irrtümlich erwieſen. Man täuſcht ſich nicht: je drako-
niſcher die Beſtimmungen ſind, deſto lebhafter wird der Wunſch

Per Sieg des Schwachen.
Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Als ſie in die Gaſſe einbogen, kam ihnen der geiſtliche
Herr entgegen, der den ſchönen Abend zu einem Spaziergang
benutzen wollte. Tobias beſchloß ſogleich zu handeln, wie es
ſeinen jetzigen Anſichten entſprach; vorübergehend rückte er
nur ganz leicht den Hut und ſagte: „Guten Abend, Herr
Porh, in einem Ton, als ob er einen Kameraden grüßte.

alte Herr war zufällig in Gedanken und konnte alſo
die Großtat gar nicht würdigen den Burſchen laufen laſſend,
dankte er der Witwe, die ſich vor ihn hingeſtellt und ihn mit
einem förmlichen tiefen Knicks geehrt hatte, freundlich und
richtete, bevor er weiter ging, einige wohlwollende Fragen
an ſie, die ſie demütig beantwortete. Tobias wartete und
ſah die Nachkommende mit einem Blick an, als wollte er
ſagen: „O du gute Alte wie wenig haſt du den Brief
deines Sohnes begriffen!“ Auf dem Wege, den ſie noch
miteinander zu machen hatten, fand er ſeinen ruhigen Ernſt
wieder, gab dem Weibe zum Abſchiede die Hand und ſaßdank' Euch, daß Jkr mich den Brief habt leſen laſſen

Jhr habt mir einen Gefallen getan, wie mir kein Menſch
einen größern hätte tun können!“

Jn ſeine Stube eintretend, fand er den Vater allein.
Er grüßte ihn leicht, zeigte ihm die gekauften Sachen und
empfing dafür ſeine Anerkennung, denn ſie waren gut und
billig erworben. Nachdem der Alte das Lob geſpendet, ver-
riet er eine eigentümliche Unruhe und eine Verlegenheit, als
ob er nicht recht wüßte, was er nun tun, ja nicht einmal,
was für ein Geſicht er machen ſollte. Er rückte mehrmals
an der alten Pelzkappe, die er im Hauſe trug, ſtellte ſich
dann zum Fenſter und ſah durch zwei Geranienſtöcke, womit
der „Sims“ geziert war, auf die Gaſſe hinaus. Tobias
betrachtete ihn und ſchüttelte den Kopf; er war ſeinerſeits
mit einem Vorſatz gekommen, überlegte nun, wie er die Sache
einleiten ſollte, und war eben daran, das Wort zu ergreifen,
als der Alte ſich umdrehte und entſchloſſen begann: „Hör',

wir müſſen heut' noch ein ernſthaftes Wort miteinander reden.
Jch hoff', du kannſt etwas Vernünftiges anhören

„Das ſchon,“ erwiderte Tobias verwundert. „Grad heut'!“
„Das iſt gut,“ verſetzte der alte Schneider. „Alſo kurz von
der Sach' g'red't! Der junge Schuſter hat heute vor
mittag um die Sibylle anhalten laſſen, die hat aber nicht
Ja geſagt, ſondern ſich drei Tage Bedenkzeit ausgebeten, weil
ſie dich immer noch lieber hat und hofft, daß du jest,
wenn du den Ernſt ſiehſt, deinen dummen Handel mit der
Pfarrmagd laſſen und zu ihr kommen wirſt. Das hat mir

einer geſagt, der von dem Weber dazu den Auftrag gehabt
hat. er Weber gibt auch das Haus ab, und noch dazu
weit billiger, als ich gedacht hab'. Alſo entſchließ dich kurz,
zieh' dich an und wir machen den Handel heut' noch richtig.“

Tobias hatte mit ſteigender Verwunderung gehorcht; jetzt
verzog er den Mund zu einem ſpöttiſchen Lächeln und er-
widerte ſpielend: „Jch glaub's nicht! Das machſt du mir
nur vor!“ „Jch mach' dir nichts vor,“ entgegnete der Vater
ſtreng. „Was ich ſag', iſt die lautere Wahrheit!“

Jn der Tat verhielt es ſich ſo. Die Sibylle, die von dem
Verhältnis des jungen Schneiders zur Bäbe keine Ahnung
gehabt und immer hoffend gewartet hatte, war freilich tief
beleidigt durch die Streiche, die ſie von ihm erfuhr, und ver-
achtete ihn drei Tage lang von ganzem Herzen. Nach und
nach trat aber doch die alte Neigung wieder hervor, ſie dachte
ſich das Zuſammenleben mit dem hübſchen, böſen Menſchen
angenehmer als jemals und freute ſich, daß die Anfrage des
jungen Schuſters ihr Gelegenheit gab, gegen die hergelaufene

erſon noch mit allen ihren Vorteilen ins Feld zu rücken.
Sie ſprach kräftig mit dem Vater, hielt ihm namentlich den
wichtigen Umſtand vor, daß Tobias wenigſtens zweihundert
Gulden mehr Heiratsgut bekommen werde als der Schuſter,
daß die Geſchichte mit der Pfarrmagd eine Dummheit ſei,
wie ſie der Schuſter wohl auch ſchon gemacht haben werde,
daß man ſolche Sachen verzeihen müſſe, beſonders weil der
gute Menſch gewiß nur von der Perſon verführt worden ſei,
und daß Tobias, wenn man ihn wieder ins rechte Gleis
bringe, der beſte Ehemann ſein werde. Sie überredete den
Weber, das Haus abzugeben, wie ſie's für billig fand, indem
ſie die ſchönſten Verſprechungen machte kurz, ſie lenkte den
Handel ſo praktiſch, wie man es von einem Dorfmädchen ge-
wöhnlichen Schlags nur immer erwarten konnte. Den Unter-
händler, der zum Schneider gehen ſollte, belehrte ſie ſelbſt
und hoffte um ſo mehr auf einen guten Ausgang, als ſie
doch glauben mußte, daß es am Ende Vater und Sohn lieb
ſein würde, auf dieſe Art mit einem Mal aus dem wüſten
Gerede und aus der Schande zu kommen. Bei dem Alten
traf ſie es. Dieſer atmete auf, als er die Kunde vernahm,
die der Mittelsmann natürlich nur als von ihm ausgehend
brachte, ohne indes dem Schneider die Wahrheit verbergen
zu können. Er ſprach mit würdigem Ernſt ſeinen Dank aus
und beſchloß augenblicklich, zur Erreichung dieſes guten Zwecks
von allen Mitteln ſeines väterlichen Anſehens Gebrauch zu
machen. Wie gewalttätige Menſchen ſich an eine beinahe
ſchon verlorene Sache um ſo hartnäckiger anklammern und
meinen, gerade jetzt müſſe ſie doch gewendet und gerettet wer-
den, ſo empfand der alte Schneider eine förmliche Wut, ſeinen
Willen durchzuſetzen und ſich durch den Sieg üher den Bur-
ſchen für allen Verdruß der letzten Zeit ſchadlos zu halten.

Als Tobias auf die erſte Erklärung nicht gleich antwortete,

fragte der Alte: „Nun, werd' ich was hören Der Sohn
zuckte die Achſeln und erwiderte lächelnd: „Vater, du haſt's
heut' ſchlecht getroffen!“ „Wie ſo?“ rief der Alte, indem
er ihn ſtaunend anſah, „ſchlecht getroffen?“ „Ja,“ ver-
ſetzte Tobias; „weil du mich heute weniger als jemals dazu
bringen wirſt, dieſe einfältige Perſon zu heiraten.“ Der Vater
betrachtete ihn von oben bis unten, trat dann einen Schritt
näher und ſagte mit tiefem Ernſt: „Tobias, ich rat' dir's in
Gutem, mach' mich nicht zornig. Jch verſteh' heut' gar keinen
Spaß, und du haſt mich noch lange nicht kennen lernen, wie
ich eigentlich bin! Das kann ich dir ſagen!“ Tobias, der
ſeinen Kopf erhoben, entgegnete: „Und du haſt mich auch noch
nicht kennen lernen, wie ich eigentlich bin!“ Der Alte
machte ein Geſicht wie einer, den ſeine bisherigen Begriffe
zu verlaſſen anfangen. „Was iſt denn aber das?“ rief er
endlich. „Wo nimmt denn der Menſch auf einmal die Un-
verſchämtheit her?“ „Ja.“ erwiderte Tobias mit halbem
Lachen, „das glaub' ich ſchon, daß du dich darüber wunderſt!“
Ernſter ſetzte er hinzu: „Jch hätt' mich eben früher ſchon ſo
benehmen ſollen gegen dich. Es iſt eine Dummheit geweſen,
daß ich mich vor dir gefürchtet hab', ein reiner Unſinn!
Das hat aber jetzt ein Ende!“ Das Staunen und die Ent-
rüſtung des Alten erreichten den höchſten Grad. Auf einmal
ihn von der Seite betrachtend, rief er verächtlich: „Haſt du
ein Glas Bier zuviel getrunken und ſpielſt jetzt den großen
Hanſen? Dem will ich abhelfen!“ Mit heftig ſtrengem Ton
und den Arm gebieteriſch ausſtreckend, rief er: „Zieh' dich an!
Es iſt die höchſte gir daß wir hingehen! Schnell! Auf
der Stell'!“ Tobias erwiderte ruhig und beſtimmt: „Jch
mag nicht!“

Jetzt verließ den Alten die bisher mühſam behauptete Ge-
duld. „Wie,“ rief er mit Wut und mit aller Verachtung der
Wut, „wie, du willſt dich gegen deinen Vater ſtemmen? Du
elender Menſchl Du erbärmlicher Kerll Du Tropfl! Du
Garnichts! Du willſt Tobias war einen Schritt
zurückgetreten und blaß geworden wie die Wand. Die ſo un
ſagliche Geringſchätzung ausdrückenden Schmähreden waren
wie vergiftete Pfeile in ſein Herz gedrungen; bebend vor
Entrüſtung ſah er den Alten an und rief: „Schimpf nicht ſo!
Es iſt eine Schand', wenn ein Vater ſo zu ſeinem Sohn red't!
Pfui, was iſt das für ein Benehmen! Was ſind das für ge-
gemeine Manieren! Da ſieht man ſchon

Weiter konnte er nicht reden. Der Alte, aufs höchſte er
zürnt über die Widerſetzlichkeit und über die Vorwürfe, die
er von „ſeinem Buben“ zu hören bekam, ging auf ihn los, um
die ultima ratio der Deſpoten gegen ihn anzuwenden; aber
Tobias trat raſch weiter zurück, ergriff ſchnell wie der Blitz
die auf dem Tiſch liegende große Tuchſchere, erhob ſie und
ſchrie mit flammenden Augen: „Schlag' mich nicht oder es
gibt ein Unglückl“ (Fortſetzung folgt.),
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Jein, ſich der Steuer zu enlkziehen, deſto größer wird. die Zahl
der Prozeſſe uſw.

Warum
die Bundesfurſten von der Stener befreit

ſein ſollen, iſt wirklich nicht einzuſehen. Wir begrüßen den
Kommiſſionsbeſchluß, der dieſe Befreiuung beſeitigt. Den
ſozialdemokratiſchen Antrag lehnen wir ab, weil er nicht nur
den unverdienten, ſondern auch den verdienten Wertzuwachs
treffen ſoll. Das Bergwerkseigentum, gegen deſſen Befreiung
ſich Herr Göhre wandte, iſt kein eigentliches Eigentum an
Grund und Boden. Hier müſſen ſtabile Verhältniſſe herrſchen,
ſonſt werden auch die Arbeiterlöhne ungünſtig beeinflußt
Deshalb werden wir an dieſer Beſtimmung feſthalten, gegen
Mi FWiakdemokratie zum Wohle der Arbeiter. (Beif. b. d.

atl.
Abg. Cuno (Fortſch. Vpt.): Den Satz in 8 1, der ohne

Zukun des Eigentümers entſtanden iſt, beantragen auch wir
zu ſtreichen, weil eine derartige Begrifſsbeſtimmung zu un-
klar für ein Steuergeſetz iſt. Ob die Steuer abwälzbar iſt
oder nicht, das hängt von den Lokalverhältniſſen ab. Die
Terraingeſellſchaften freilich werden die Steuer nicht gleich
abwälzen können. Werden ſie aber ſtark getroffen, ſo leidet
die Bautätigkeit, was nicht zu wünſchen iſt. Wir können nicht
dafür ſtimmen, daß der erhöhte Umſatzſtempel neben der Zu-
wachsſteuer weiter erhoben wird. Die Koſten für die Heeres-
vermehrung werden ſich auch anderweit aufbringen laſſen. Ein
weiteres Bedenken gegen das Geſet iſt, daß es ſehr ſtark in die
Selbſtverwaltung der Gemeinden eingreift. Es erſcheint uns
fraglich, ob es nach der Verfaſſung überhaupt zuläſſig iſt, daß
das Reich Steuern vom Grundbeſitz erhebt, um ſie an die
Gemeinden zu überweiſen. Die Gemeinden haben auf dieſem
Gebiete experimentiert und jetzt ſoll ihnen die Möglichkeit ge-
nommen werden, die beſte Form der Steuer zu finden. Jn der
jetzigen Geſtaltung der Steuer wird der ländliche Grundbeſis
geſchont, der ſtädtiſche belaſtet. Eine ſo ungerechte Verteilung
werden wir zu beſeitigen ſuchen. (Zuſt. b. d. Vpt.)

Das Haus vertagt die Weiterberatung auf Dienstag 1 Uhr.

Briefe aus dem Orient.
Neuen Zeiten entgegen

Konſtantinopel, Anfang Januar 1911.
Die erſte Periode der türkiſchen Revolution naht raſch ihrem

Ende entgegen. Sie ſtand im Zeichen des „Komitees“, d. h.
anſtelle der geſtürzten Autorität des Abſolutismus trat die
Autorität der revolutionären Organiſation. Das war unver-
meidlich in einem Lande, das noch kein politiſches Leben
kannte und eine Zentralmacht brauchte, um den Angriffen von
außen und den rekationären ſowohl wie den ſeparatiſtiſchen
Tendenzen im Jnnern entgegentreten zu können.

Der Verlauf dieſer Periode ging nicht ohne manchen Fehl-
griff und groben Jrrtum ab. Jmmerhin war man ſich, wenn
auch konfus und national verſchleiert, der Aufgabe bewußt, die
man zu erſüllen hatte. Weſſen man ſich aber nicht bewußt
wird, das iſt, daß dieſer Abſchnitt der Revolution nicht ewig
dauern kann und bereits vor einer neuen Phaſe abgelöſt wird.
Die von der Revolution ſelbſt geweckten politiſchen lehnen
ſich gegen den jetzt herrſchenden Jakobinismus auf, der zu
einer Militärdiktatur mit Belagerungszuſtand und Kriegs-
gericht ſich ausgewachſfen hat.

Von allen Seiten, ſo verſchiedenartig auch die Jntereſſen der
Oppoſition ſind, macht ſich das Verlangen geltend: mehr Frei-
heit! Die verſchiedenen ſozialen Schichten ſind noch ſehr un
beſtimmt und konfus in der Wahrnehmung ihrer Jntereſſen,
aber ſie fühlen es bereits heraus, daß ſie ſich umtum müſſen,
wenn ſie nicht in den Hintergrund gedrängt werden wollen.
Jn der erſten Zeit war ſchon der Sturz des Hamidſchen Re
gimes eine gewaltige Erleichterung; in dem Maße, wie das
alte in die Vergangenheit zurückweicht, verlangt man mehr.
Der Glaube an das Komitee, der die Unterwürfigkeit vor dem
Padiſchah abgelöſt hatte, iſt um ſo mehr im Schwinden be-
griffen, als man in der Tätigkeit der letzten Jahre nichts her-
vorragendes ſieht, das die Aufmerkſamkeit auf ſich konzen-
trieren könnte.

Die leitenden Männer der Jungtürken ſehen dieſe Wand-
lung der Geiſter, aber ſie begreifen ſie nicht. Von ihrem kabo-
biniſchen Geſichtspunkte aus iſt das eine Gefahr für ihre Herr-
ſchaft, folglich für den Parlamentarismus, den Staat, das
Vaterland. Aber es wird ihnen immer ſchwieriger, die eigene
Partei davon zu überzeugen. Um ein geſchloſſenes Auftreten
durchzuführen, haben ſie auf das ſchroffſte die Majorität der
Minorität entgegengeſetzt. Sie haben neben dem eigentlichen
Parlament ein zweites geſchaffen: das der Majorität. Die
Majorität hält ihre Sitzungen ab genau ſo, wie das Parla-
ment, und die Sitzungen des letzteren werden unterbrochen,
wenn die Majorität ihre Plenarverſammlung hält. Jede wich-
tige Frage wird erſt von der Majorität verhandelt und ent-
ſchieden, bevor ſie ins Plenum gelangt. So wollte man mittelſt
der Majorität das Parlament regieren mehr als das, aus-
ſchalten, und innerhalb der Majorität entſcheidet wiederum die
Majorität. Die Majorität der Majorität iſt aber in Wirklich-
keit, wie die letzten Abſtimmungen gezeigt haben, eine Min o-
rität. Bei der jüngſten Abſtimmung, die ein regelrechtes
Vertrauensvotum war, vereinigte die Regierung nur noch
93 Stimmen.

Da die Plenarſitzungen nur noch die Entſcheidungen der
Majorität der Majoritätspartei zu akzeptieren haben, ſo ver
lieren ſie ihr Jntereſſe. Ein Abſenteismus macht ſich geltend,
der das Parlament ungemein diskreditiert. Die Oppoſition
erſcheint nicht, weil man ſie meiſtens gar nicht einmal erſt zu
Worte kommen läßt; die diſſentierenden Mitglieder der
Unionspartei erſcheinen nicht, weil man durch gewaltige Preſ-
ſion ihr ſelbſtändiges Auftreten verhindert. Andererſeits, da

ſ das Schwergewicht der Politik in die Majoritätspartei über
tragen wird, ſo bilden ſich innerhalb dieſer ſelbſt immer mehr
Gruppierungen. Das gab Djahidbei, dem geiſtreichen
Chefredakteur des Tanin, den Anlaß, mit einer bewunderungs-
würdigen, aber kaum beneidenswerten Konſequenz den Vor-
ſchlag zu machen, die Majoritätspartei ſelbſt in einzelne Sek-
tionen unter Führung beſonderer Chefs zu teilen, d. h. das
parlamentariſche Spiel, dem man ſich entziehen will, im
eigenen Hauſe zu wiederholen. Das löſt offenbar die Schwie-
rigkeiten nicht, deshalb macht ſich eine andere Strömung gel-
tend, die darauf hinausgeht, das Parlament aufzulöſen, um
unter dem ſtärkſten Druck bei den Wahlen eine geſchloſſene
Komiteemajorität zu gewinnen. Dieſe gewagte Taktik kann
aber auch ein ganz unerwartetes Reſultat zur Folge haben.

Jndeſſen ſplittert die Unionspartei immer mehr ab; ein-
zelne, und zwar gerade beſonders hervorragende Mitglieder,
treten formell aus ihr aus. Jndeſſen wagt ſich die öffentliche
Meinung immer mehr hervor und zeigt entſchieden eine libe-
rale Färbung.

Da in dieſem Lande des erwachenden politiſchen Lebens die
Geiſtesverfaſſung der Jntelligenz von hoher Bedeutung iſt,
habe ich es verſucht, mich über die Stimmungen der hieſigen
Studentenſchaft zu orientieren. Konſtantinopel beſitzt eine
moderne Univerſität mit mehreren Tauſenden Studierenden.)
Meine Gewährsmänner aus Studentenkreiſen, die umfaſſende
Verbindungen haben, waren während der Ferien recht peſſi-
miſtiſch geſtimmt. Seit einigen Wochen ſind nun die Vor-
leſungen, die wegen der Cholera aufgeſchoben wurden, wieder
guf genommen worden, und da habe ich von Tag zu Tag be-
obachten können, wie die Stimmung meiner jungen Freunde
immer zuverſichtlicher und hoffnungsfreudiger wurde. Sie er-
llären, ſie ſeien erſtaunt über den geiſtigen Fortſchritt, den
die Maſſe der Studentenſchaft in dieſem einen Jahre gemacht
habe ein friſcher Zug gehe durch die Jugend, ein reges poli-
tiſches Jntereſſe zeige ſich. Man bedenke, daß hier noch keine
ſcharſe Scheidung zwiſchen den „Vätern“ und den „Söhnen“
eingetreten iſt. Die Jugend gibt alſo, wenn auch in lebhaf-
teren Farben, die Stimmung ihres Milieus wieder.

Die Korn antinopler Studentenſchaft hat unter anderm eine
Adreſſe an die wegen der letzten Manifeſtationen verfolgten
ruſſiſchen Studenten gerichtet. Das Schriftſtück, das über
400 Unterſchriften trägt, hat folgenden Wortlaut: „Durch ihre
Selbſtaufopſerung im Kampfe für Recht und Gerechtigkeit
haben die ruſſiſchen Studenten einen Dienſt der Menſchheit
erwieſen und indirekt zum Erfolge der türkiſchen Revolution
beigekragen, und nun werden ſie wieder Grauſamkeiten und
Brutalitäten ausgeſetzt. Wir Siudierenden der osmaniſchen
Univerſität ſprechen unſeren Kameraden unſer warmes Mit-
gefühl aus und proteſtieren energiſch gegen die Gewalttätig-
keiten der letzten Tage.“

Die Arbeiter in der Türkei ſind der Studentenſchaft poli-
tiſch vorausgeeilt und haben bereits bedeutende Zeugniſſe ihres
ſozialen Jntereſſes abgelegt. Man läßt ſie aber nicht empor-
kommen. Neulich haben einige Parlaments mitglieder den
Miniſter des Jnnern und den Miniſter der öffentlichen Ar-
beiten wegen der Verfolgungen, denen die Arbeiterorgani-
ſationen in Salonik ausgeſetzt werden, zur Rede geſtellt. Die
Miniſter ſchoben die Schuld auf die Lokalbehörden und ver-
ſprachen Abhilſe. Jn Konſtantinopel freilich läßt ſich ſo gut
wie gar nichts machen, da hier der Belagerungszuſtand herrſcht.

Zum Schluß einiges über das Bauerntum, das ſtumm leidet
und doch die Hauptſorge des Reiches bildet. Das Agrikultur-
miniſterium hat eine Agrarſtatiſtik für die europäiſche
Türkei zuſammengeſtellt. Sie iſt unzuverläſſig und lücken-
haft, aber die erſte, die es überhaupt gibt. Wir erfahren nun
aus dieſer Quelle, daß im Vilajet Adrianopel 55 Proz.
der land wirtſchaftlichen Betriebe weniger als je 1 Hektar um-
faſſen, weitere 28 Prozent weniger als je 5 Hektar. Das
Vilajet Adrianopel zeigt eine vorwiegend türkiſche Bevölke-
rung; über acht Zehntel dieſes türkiſchen Bauerntums ſind
alſo elende Parzellenbauern. Leider läßt ſich der Vergleich
für das ganze Gebiet nicht durchführen. Wir erfahren aber,
daß üherhaupt nur 8,26 Prozent der Landoberfläche unter
land wirtſchaftlicher Kultur ſtehen. Landarme Bauern und
gewaltige Flächen unbebauten Landes das iſt das türkiſche

Agrarproblem. Parvus.
Aus den Hachbarkreiſen.
deue Kreisſchulinſpektoren im Hauptamt.

Jn dem ſoeben dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe vom
Finanzminiſter vorgelegten Etat für 1911 ſind im Sonderetat
des Kultusminiſteriums auch 14 neue hauptamtliche
Kreisſchulinſpektorenſtellen vorgeſehen, darunter
je eine in Schönebeck, Mansfeld, Eisleben und
Merſeburg. Jm ganzen wird damit die Zahl der Kreis-
ſchulinſpektoren auf 392 erhöht, die mit einem Gehalt von 3000
bis 7200 Mk. dotiert ſind. 52 Kreisſchulinſpektoren haben
Dienſtwohnung, die übrigen erhalten Wohnungsgeldzuſchüſſe.
Für die Schulaufſicht wirft der Etat des Kultusminiſteriums
im ganzen 4570 210 Mk. aus, worin auch die Beſoldungen für
die Schulräte bei den Regierungen und Geſchäftsbedürfniſſe
der Kreis- und Ortsſchulinſpektoren eingeſchloſſen ſind.

Zur Begründung der 14 neuen Stellen bemerkt der Etat,
daß ſie durch das raſche Anwachſen der Bevölkerung ſowie der
Schulen notwendig geworden ſeien, weil dadurch ſchwierigr
Schulaufſichtsverhältniſſe geſchaffen würden.

Eisleben. Sozialdemokratiſcher Verein. Jn der Mit
glieder-Verſammlung, die am 8. Januar ſtattfand, gab GenoſſeBallas die Abrechnung vom 2. Quartal. Einer Einnahme von
266,80 Mk. ſteht eine Ausgabe von 235,81 Mk. gegenüber, 182,16 Mk.

wurden an die Hauptkaſſe abgeführt. Die Petition betr. Abſchaffung
des Bürgerrechts und wurde der Verſammlung vor
eleſen und fand einſtimmige Annahme. Sie wird umgehend anbie Stadtverordneten geſandt. Sodann wurde zu der demnächſt

ſtattfindenden Stadtverordnetenerſatzwahl Stellung genommen und
beſchloſſen, der Sache näher zu treten, ſobald die Wahl ausge-
ſchrieben iſt. Ein Antrag, bei Sterbefällen einen Beitrag von
35 Pfg. zur Schaffung eines Fonds zu erheben, wurde nach längerer
Debatte zurückgezogen. Zur weiteren Behandlung dieſer Frage
wurde eine Kommiſſion gewählt beſtehend aus den Genoſſen
Chriſtange, Wagner, Ballas, Mittelſtädt und Hempel. Die nächſte
Verſammlung findet nochmals Sonntags ſtatt. Den politiſchen
Monatsbericht gab Genoſſe Beſſer. Hierauf Schluß der von 85
Mitgliedern beſuchten Verſammlung.

Eisleben. Gegen Junkerherrſchaft. Am kommendenSonntag, den 22. Kanmat, ſinden im Wahlkreiſe Mansfeld nuenn

Proteſtverſanmlungen gegen das preußiſche Dreitlaffenwahl-
recht ſtatt, und zwar nachmittags in Alsleben, Eisleben,
Helbra, Wolferode, Teutſchenthal und Gerbſtedt;
abends 7“ Uhr in Hettſtedt, Schraplau und Kloſter-
mansfeld. Man wolle ſchon jetzt für ſtarken Beſuch agitieren.

Schraplau. Die Stadtverordneten hielten am 10. Januar
ihre erſie diesjährige Sitzung ab. Die Tagesordnung umfaßte
nicht weniger als 14 Punkte. Nach Verleſung mehrerer Dank-
ſchreiben wurde zur Wahl der Bureaus geſchritten. Als Vorſteher

35wurde Stadtv. Schilling mit ſechs Stimmen bei 2 Stimmenthal-

Hierauf wurde das Ortsſtatut für
Feuerlöſchweſen angenommen. Weiter würde beſchloſſen, die
Bahnhofſtraße bis zum Meißnerſchen Grundſtück weiter zu pflaſtern.
Der Beitritt der Stadt zum Reichsverband deutſcher Städte unter
25000 Einwohner wurde gegen 1 Stimme beſchloſſen. Der Etat
der Fortbildungsſchule ſchlient in Einnahme und Ausgabe mit
550 Mk. ab. Hingegen ſchließt der Etat der Armentaſſe mit
600 Mk. mehr, nämlich mit 2000 Mk., ab, während er im Vor-
jahre mit 1400 Mt. abſchloß. Der Etat der Dr. Gebhardtſtiftung
wird auf 785,75 Mk. feſtgeſetzt. Bei der Unterſtützung Nauendorf
entſpann ſich eine Debatte zwiſchen Genoſſen Schad und den
bürgerlichen Stadtverordneten. Auch der Bürgermeiſter Becher
hob hervor, daß Nauendorf ſich eine andere Wohnung gemietet
habe. Dieſe koſte 21 Mk. pro Vierteljahr, während ſeine frühere
bloß 20 Mk. gekoſtet habe. Er habe nicht einmal gefragt, ob ihm
dies geſtattet ſei, obwohl die Stadt die Miete bezahlen muß. Auch
meinte Becher, er habe eine Wohnung für 15 Thaler das ganze
Jahr. Hierzu führte Genoſſe Schad aus, die Leute wüßten es
nicht, daß ſie ohne Erlaubnis nicht umziehen dürſten. Eine
Wohnung für 15 Thaler ſei wohl kaum denkbar. Man ſolle alte
leidende Leute nicht ſchließlich in jedes feuchte Loch werfen, dann
ſeien dieſe Aermſten doch gleich dem Tode überliefert. Auch der
Frau Koch wird die Miete bewilligt. Nun folgte die Unterſtützung
Hehme. Dieſem ſind 6 Mk. wöchentliche Armenunterſtützung be-
willigt. Nun hat Hehme in letzter Zeit einige Tage in der Woche
gearbeitet, wofür er pro Tag 1.50 erhalten hat. Da wollen die
Stadtverordneten Rennert und Schuller, daß ihm die Unterſtützung
geſchmälert wird. Schuller will ſogar, daß ſie dem Hehme ent-
zogen werde. Hierauf fragte Genoſſe Schad Herrn Schuller, ob er
bei einer Familie, wie Hehme hat, mit 1,50 Mk. pro Tag auskäme.
Die Sache Hehme ſoll noch einmal geprüft werden. Der frühere
Grubenarbeiter Sommer ſoll zwecks endgültiger Feſtſtellung ſeiner
Krankheit nach Halle zur Unterſuchung geſandt werden. Während
dieſer Zeit ſoll die Familie 3 Mark Unterſtützung erhalten. Zum
Schluß wurden 72 Mk. für Anſchaffung von Feuerwehrutenſilien
bewilligt. Der Pachtvertrag Henne ſoll auf den Gaſtwirt Müller
übergehen. Der Dringlichkeitsantrag wurde angenommen.

Hierauf folgte eine geheime Sitzung. Jn dieſer wurden den
Polizeibeamten Mützel und Krieg die Reiſekoſten vergütet, die
ihnen entſtanden waren durch die von einigen Genoſſen erſtattete
Anzeige. Die beiden Poliziſten haben bekanntlich in einem Wahl-
rechtsprozeß eine ziemlich eigentümliche Rolle geſpielt. Was die
Behauptung des Bürgermeiſters betrifft, die Anzeige hätte auf
Unwahrheit beruht, ſo ſei nur auf den Bericht unter Stedten
hingewieſen. Dort wird klar auseinander geſetzt, wie ſich die
beiden benommen haben.

Stedten. Das Verfahren eingeſtellt hat der Erſte
Staatsanwalt in der Ermittlungsſache gegen die Polizeibeamten
Mützzel und Krieg. Unſern Leſern dürfte noch in Erinnerung
ſein, daß anläßlich der vorjährigen Wahlrechtsdemonſtrationen
auch in Schraplau eine Proteſtverſammlung gegen das ſchändliche
Dreiklaſſenwahl,recht“ ſtattfand, der ein Umzug folgte. Als an
gebliche Leiter eines polizeilich nicht genehmigten Umzugs er-
hielten die Genoſſen Richter, Henne und Peterſohn je ein Straf-
mandat, gegen das ſie ſelbſtverſtändlich Einſpruch erhoben. Däs
Schöffengericht Eisleben kam zur Freiſprechung, trotzdem die
Polizeiſergeanten Mützel und Krieg unter Eid ausſagten, daß die
drei Genoſſen an der Spitze des „Zuges“ gegangen ſeien. Die
Beamten wollen die Angeklagten am Rathauſe und in der Weida-
ſtraße an der Spitze geſehen haben. Richter und Henne gaben
zu, an genannten Stellen an der Spitze geweſen zu ſein, dahin-
gegen will Peterſohn niemals an der Spitze geweſen ſein, auch
die Marktſtraße bezw. das Rathaus gar nicht berührt haben. Der
Amtsanwalt legte gegen das Schöffengerichtsurteil Berufung ein
ſo kam die Sache vor der Strafkammer nochmals zur Verhandlung.

Beide Parteien blieben bei ihren Behauptungen. Jnzwiſchen
hatten die drei Angeklagten bei der Staatsanwaltſchaft beantragt,
geren die beiden Beamten das Meineidsverfahren einzuleiten. Wie
chon oben geſagt, iſt das eingeleitete Verfahren eingeſtellt worden.

Jn ſeiner Begründung führt der Staatsanwalt aus, daß die beidenVeſchuldigten bei ihrer Vernehmung am 16. Awil nicht ausgeſagt

haben, Peterſohn ſei ſtets an der Spitze geweſen. Peterſohn habe
nun aber ſelbſt zugegeben, daß er auch einmal an die Spitze ge
langt ſei. Hierzu iſt zu bemerken, daß Peterſohn niemals an die
Spitze gekommen iſt und ſo etwas auch nicht zugegeben hat. Auch
der Wachtmeiſter Wege habe geſagt: die drei genannten ſeien vor
dem Rathauſe, in der Schulſtraße und am Gute voran im Zuge
geweſen. Auch das ſtimmt nicht ſo recht. Der Vorſitzende fragte
nämlich: War Peterſohn auch mit an der Spitze Darauf ſagte
Wege: Jch dächte, und zuckte mit den Achſeln. Ferner behauptete
der Staatsanwalt, Peterſohn habe durch ſeine Reden wohl zu
Straßendemonſtrationen aufgefordert, indem er ausgeführt habe:
im ganzen Reiche fänden Maſſendemonſtrationen ſtatt. Darauf
kommt es hier aber gar nicht an, vielmehr, daß Peterſohn nicht
geſagt hat: die Verſammelten ſollten ſich an der Straßendemon-
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ligen.t en Uebrigens hat Peterſohn nicht von Maſſen
ſprechen ſondern von Demonſtrationsverſammlungen ge

Man kann ſich das Verhalten des Staatsanwalts wohl vortellen. Weh es ſich doch um ein Vorgehen gegen ln

züter. Wir haben gewiß kein Intereſſe daran, Menſchen ins Ge
fängnis oder außer Brot zu bringen, werfen aber die Frage auf,
ob der Staatsanwalt auch ſo gezögeri oder gar das Verfahren ein

u tie wenn de ides c an nicht zPoliziſten, ſondern die drei Genoſſen wären.der Siſnt ſind wunderbar! e Da die Weoze
der Saale. Wied emitgeteilt wird, beabſichtigt die Gewerkſchaft Oberröblingen beiihrem Kaliwerk in der Gemarkung Beeichöliuge am See eine

Fabrik zur Verarbeitung von Kaliſalzen auf Chlorkalium, ſchwefel
ſaures Kali, ſchwefelſaure Kalimagneſia, Kieſerit, Kalibüngeſalze
und Brom zu errichten und die Abwäſſer dieſer Fabrikanlage
durch die Rohrleitung der Adler- Kaliwerke daſelbſt in die Saale
bei Pfützthal einzuleiten. Einwendungen ſind beim Landrat in
Eisleben anzubringen.

Merſeburg. Arbeiter r Am Mittwoch, den 18. Jan.,
findet eine GeneralVerſammlung mit folgender Tagesordnung
ſtatt. 1. Monatsprogramm, 2. Erſatzwahl, 3. Verſchiedenes. Das
Erſcheinen aller Mitglieder iſt erwünſcht.

Querfurt. Die Sitt lichkeit in den Junkergefilden.
Der 57 Jahre alte Arbeiter Schertling aus Jüdenhof hatte
ſeine 13 Jahre alte Pflegetochter geſchlechtlich mißbraucht und ge-
zchwängert. Die Strafkammer zu Naumburg verurteilte den
ſauberen Pflegevater zu einem Jahr neun Monaten Ge-
fängnis. Mildernde Umſtände wurden nur deshalb zugebilligt,
weil ſich ſchon ein anderer an dem Mädchen vergangen hatte. Jn
unſerer konſervativen Hochburg ſind ſolche Jünſtrationen zum
Kapitel Die Sittlichkeit auf dem Lande nicht ſelten.

Laucha. Ein ſchlechter Landsmann. Der ruſſiſch-pol
niſche Arbeiter Novack hatte dem Gutsbeſitzer Löſche zwei Schlaf
decken mitgenommen, weil dieſer ihm 19 Mark Lohn abgezoögen
hatte. Dieſe Selbſthilfe bringt ihm aber zwei Wochen Gefängnis
ein. Er hatte aber auch ſeinen Landslenten aus einer verſchloſ
ſenen Kammer ca. 150 Wek. Geld geſtohlen hierfür muß er ſechs
Monate Gefängnis verbüßen. Auch dieſer, von den Agrariern
Aaſene terte wird auf Staatskoſten im Gefängnis erhalten werden
muſſen.

Delitzſch. Jn der letzten Stadtverordneten
ſitzung wurde zunächſt die Wahl der Mitglieder des Bu-
reaus vorgenommen. Der bisherige Vorſteher wurde mit 19
von 20 abgegebenen Stimmen wiesergewählt. Bei der Wahl
des zweiten Vorſtehers erhielten der visherige Jnhaber dieſer
ARemter, Stadtvv. Haacke und Richter je 8 Stimmen, während
vier unbeſchriebene Zettel abgegeben wurden. Durch das Los
wurde der bieherige zweite Vorſteher wiedergewählt. Zum
Schriftführer wurde der bisherige Stellvertreter, Stadtv.
Leidenroth und zum Stellvertreter der bisherige Schriſtfüh-
rer, Stadtv. Werner, gewählt. Die Wahlperiode der beiden
Schiedsmänner läuft im März bezw. September ab. Beide,
Stadtv. H. Thalemann und Kaufmann F. W. Schultze, wur-
den einſtimmig wiedergewählt. Zu dem Schulhausneubau
in der Halliſchen Vorſtadt ſtanden 111 859 W. zur Verfügung,
von denen 110 365,83 Mk. aufgebraucht wurden. Der Reſt von
rund 1494 Mk. ſoll als Fonds für Neueinrichtung von Schul-
klaſſen beſtehen bleiben. Die Bürgerſteiganlage des nörd
lichen Teiles der Eiſenbahnſtraße ſoll durch Aufſchütten von
Schlacken und Sand verbeſſert werden. Die Koſten wurden in
Höhe von 220 Mk. bewilligt. Der Vorſchlag, den Bürgerſteig
mit Moſaikpflaſter herzuſtellen, wurde mit Rückſicht auf die
hohen Koſten (1300 Mk.), zu denen die Anlieger nicht heran
gezogen werden können, weil die Straße als neue Straße zu
betrachten iſt, abgelehnt. Die Magiſtratsvorlage betr. An
ſtellung von zwei neuen Polizeibeamten rief eine lebhafte
Debatte hervor, in der ſich mehrere Redner teilweiſe ſogar
ſehr energiſch gegen die Vermehrung der Polizeiſtellen aus
ſprachen das wurde betont, daß die Bevölkerung zwar ge-
wachſen ſei, aber ſie erfordere uniformierte Ve-
amte, um ſie in Ordnung zu halten. Von verſchiedenen Seiten
wurde darauf hingewieſen, daß die Stadt eine außerordentlich
friedliebende Bevölkerung beſiße und daß die vorhandenen
neun Beamten noch Botendienſte verrichten, die nicht zum
Polizeidienſt gehörten. Auf Antrag des Stadtverordneten
Tauche wurde die Vorlage der Etat- und Finanzdeputation
zur Prüfung überwieſen. Für Reiſeſpeſen uſw., die dem
Oberingenieur Brade-Charlottenburg anläßlich der hier vor-
genommenen Reviſion der Rechnung des Elektrizitätswerks er
wachſen ſind, wurden 75 Mk. bewilligt.

Landsberg. Die Bedeutung der nächſten Reichstags-
wahl. Die hielten am letzten Sonnabend hier im
Gaſthof zum Pelikan eine öffentliche Verſammlung ab, die einen
ſehr intereſſanten Verlauf nahm. Der liberale Kandidat des
Bitterfeld Delitzſcher Kreiſes, Rektor Tſchanter-Eilenburg,
referierte über die Bedeutung der nächſten Reichstagswahlen. Er
war offenherzig genug zuzugeben, daß die Liberalen verſchiedene
Fehler gemacht hätten, die nicht wiederholt werden dürften. Bei
der gegenwärtigen Situation wäre es die wichtige Aufgabe, das
Bürgertum, die kleinen Beamten und auch die Arbeiter zu einem
energiſchen Kampf gegen die Konſervativen aufzurufen
Davon dürfe man ſich auch nicht durch Graulichmachen vor dem
roten Geſpenſt abhalten laſſen. Jedenfalls müſſe man zugeben,
daß auch die Sozialdemokratie den Fortſchritt wolle.

Die ganze Rede des Referenten war eine geſchickte, ſympathiſche
Kritik der konſervativen preußiſchen Reaktion und des ſchwarz-
blauen Blocks. Genoſſe Dreſcher-Halle, der von unſerer Seite
erſchienen war, erhielt Redefreiheit und nahm dieſe auf eine halbe
Stunde in Anſpruch. Er konſtatierte zunächſt, daß auch die Libe-
ralen an verſchiedenem Schuld haben, was die Unzufriedenheit der
Bevölkerung ſo hoch geſteigert und ergänzte daun das Referat in
einigen Punkten, dabei die Stellung der Sozialdemokratie kurz
darlegend. Nach dem Genoſſen Dreſcher ſprach ein Vertreter des
Reichsverbandes, ein Lehrer Mewes. Den Mann hatte Genoſſe
Dreſcher durch einige Bemerkungen über den wirklichen Mut der
Reaktionären herausgelockt. Beſſer wär's aber für Herrn Mewes

eweſen, er hätte geſchwiegen, denn der gute Mann hat ſich nicht
o arg blamiert, ſondern hat ſich auch Blößen gegeben, die ſein

Anſehen als Volksſchullehrer gar nicht fördern können. Er ſprach
weimal. Jn ſeiner zweiten Rede verfiel er völlig in die unfeine
eanier der üblichen Hetzerei des Reichsverbandes. Seine Art,

wie er vor der Sozialdemokratie warnte, verurſachte darum auch
größte Unruhe, ſo daß es dem Zorſgerden große Mühe machte,
die Ordnung aufrecht zu erhalten. er überwachende Beamte
hielt es für nötig, dem Verſammlungsleiter mit Auflöſung der
Verſammlung zu drohen, bekam dafür eine wohlverdiente Ab
fertigung und ging dann wütend ſeiner Wege. Nachher trat wieder
Ruhe ein, womit der Beweis geliefert war, daß zur Aufrechter
haltung der Ruhe die Polizei meiſt recht wenig beitragen kann.
Der Reichsverbandsanhänger mußte es ſich gefallen laſſen, daß
ihm ein Landsberger Bürger, namens Janke und noch ein andrer
Redner derbe Wahrheiten ſagten. Außerdem ſprach Gen. Dreſcher
nochmals zu den Verdächtigungen, die Herr Mewes gegen unſere
Partei vorgebracht hatte und auch der Vorſitzende der Verſammlung
erteilte dem Herrn eine wohlverdiente Abfuhr, ſo daß er ſich wohl
nach ähnlichen „Erfolgen“ nicht ſehnen dürfte.

Unſere Parteigenoſſen benutzten am Schluſſe der Verſammlung
wieder die Gelegenheit, eine Anzahl neuer Mitglieder für unſere
Partei zu werben. Viel mehr Erfolg könnte natürlich für unſere
Partei erzielt werden, wenn wir ein eigenes Lokal ain Orte zur
Verfügung hätten. Möge darum jeder Anhänger unſerer Sache
ſich unſerem örtlichen Parteiverein anſchließen, damit es uns bald
gelingt, ein Lokal zu gewinnen.

Bitterfeld. Eine Reiſe, um zu
21. Juli v. J. der vielfach vorbeſtrafte

ehlen, unternahm am
neidergeſelle Wilhelm

Höning von r nach Bitterfeld. Hier angekommen ließ
er ſich abends kurz vor erren- und Knaben-eſchäftsſchluß im

e -Geſchäft von Löſchwitz einſchließen. Jn der Nacht
eignete er ſich drei r an, öffnete mit ſeinem Meſſer
die Tür und verſchwand mit den Sachen, die er in einem Papp
kaſten eingepackt hatte. Der Spitzbube fuhr ſofort wieder nach
Magdeburg, gab den Karton mit den Sachen auf dem Bahnhof ab
und eilte zu dem mit ihm bekannten Schneidermeiſter Hermann
J dem er die Gepäckmarke zur Aufbewahrung übergab.

r fühlte ſich verfolgt und wurde auch tatſächlich vom Bahnhof
aus von einem Kriminalbeamten verfolgt. Dieſer Beamte hatte
kurz zuvor den Fuhrmeiſter gewarnt mit Höning, der ein gefähr-
licher Dieb ſei, in Verbindung zu treten. Vald nach Hönings
Verſchwinden wurde der Gepäckſchein bei Fuhrmeiſter vorgefunden.
Höning wurde nun wegen ſchweren Diebſtalls und Fuhrmeiſter
wegen Begünſtigung angeklagt, da er beabſichtigt haben ſoll, den
H. der Beſtrafung zu entziehen und ihm die Vorteile des Dieb
ſtahls zu ſichern. H. war in der Verhandlung vor der Halleſchen
Strafkammer geſtändig und F. ſagte, ſich bei der Annahme des
Scheines nichts Schlimmes gedacht zu haben. Höning wurde zu
wei Jahren Zuchthaus und fünf Jahren Ehrverluſt und
uhrmeiſter zu vier Monaten Gefängnis verurteilt.
Eilenburg. Kein Präſerveſalz. Wegen Verfälſchung von

Nahrungs- und Genußmitteln ſollten ſich vor dem hieſigen
Schöffengericht die Fleiſchermeiſter Ungewiß und Karl Simon
verantworten. Die Anzeige war von Sachverſtändigen des
Nahrungsmittelamtes in Halle erſtattet, die in von den Ange-
klagten entnommenen Proben von gehacktem Rindfleiſch Präſerve-
ſalz gefunden haben wollten. Die beiden Beſchuldigten beſtritten
vor Gericht, Präſerveſalz verwendet zu haben. Die Verteidigung
bat, die Möglichkeit zu erwägen, ob nicht eine Tänſchung der
Sachverſtändigen vorliege oder die Fleiſchproben verwechſelt ſeien.
Das Gericht ging auf den letzten Einwand ein und ſchloß, da
ſechs Fleiſchproben nach Halle geſandt worden ſind, könne eine
Verwechſlung vorliegen. Die Angeklagten wurden freigeſprochen
und die Koſten der Staatskaſſe aufgebürdet.

Sangerhauſen. Stadtverordneten- Sitzung. Zum
Vorſitzenden wurde Juſtizrat Friedrich einſtimmig wieder
gewählt. Als Stellvertreter erhielt Bankdirektor Schmidt 28,
die Stadtverordneten Arndt und Steckel je 1 Stimme erſterer
iſt ſomit gewählt. Zum Schriftführer wurde Stadtſekretär
Eichholz per Akklamation wiedergewählt. Bei der Tilgung
für das zum Bau der Turnhalle ſeinerzeit aufgenommene Dar-
lehn, ſowie zur Unterhaltung ſtädtiſcher Gebäude ſind im Etat
für 1910 Ueberſchreitungen in der Höhe von 529,30 und 700 Mk.
gemacht worden. Der Magiſtrat erſucht die Verſammlung, die
fehlenden Summen aus laufenden Mitteln nachzubewilligen.
Die Verſammlung ſtimmt dieſen Antrag mit 17 gegen
8 Stimmen zu. Es wird beſchloſſen, die Nordſeite des Bonn-
höfchens mit Pfählen und Stacheldraht einzuzäumen. Koſten-
punkt 160 Mark. Der Punkt betr. Beitritt der Stadtge-
meinde zum Reichsverbande Deutſcher Städte mit weniger als
25 000 Einwohnern mußte von der Tagesordnung abgeſetzt
werden, da der Referent, Stadtv. Brüninghaus, fehlte. Der
letzte Punkt betraf die Beteiligung an einer zwecks Baues einer
Kleinbahn Sangerhauſen --Straßberg zu gründenden Altien-
geſellſchaft. Bereitſtellung der Mittel zur unentgeltlichen Her-
gabe des für die Vahn und die Bahnhofsanlagen in der
Sangerhäuſer Flur erforderlichen Geländes und Auſnahme
eines Darlehns von 170 000 Mark. Nach einer vorläufigen Auf-
ſtellung über die Verteilung, der durch die Jntereſſenten zum
Bau einer Kleinbahn von Sangerhauſen nach Straßberg auf-
zubringenden Mittel haben beizutragen: Stadt Sangerhauſen
5ö0 000 Mk., Kreis Sangerhauſen 150 000 Mk., Mansfelder Ge-
birgskreis: 100 000 Mk., Grafſchaft Stollberg 150 000, Mk.,
Grafſchaft Stollberg-Roßla 50 000 Mk., Mansfelder Gewerk
ſchaft 30 000 Mk., Forſtfiskus 20 000 Mk., Wettelrode 40 000 Mk.,
Lengefeld 50 000 Mk., Großleinungen 50 000 Mk., Morungen
10 000 Mk., Gutsbezirk Leinungen und Morungen 50 000 Mk.,
Heinrade 20 000 Mk., Rotha 30 000 Mk., Breitenbach 30 000 Mk.,
Wolfsberg 10 000 Mk., Schwenda 50 000 Mk., Hayn 30 000 Mk.,
Dietersdorf 30 000 Mk., Straßberg 50 000 Mk., zuſammen
1 100 000 Mk. Der Magiſtrat ſtellt den Antrag, von den Aktien
einer zu errichtenden Aktiengeſellſchaft Kleinbahn Sanger-
hauſen--Straßberg 150 000 Mk. zu zeichnen und den zum Bahn-
bau erforderlichen Grund und Boden unentgeltlich zur Ver-
fügung zu ſtellen. Die Koſten für den Grunderwerb in der
Sangerhauſer Flur werden mit 20000 Mk. veranſchlagt. Die170 000 Mk. ſollen bei der hieſigen Stadtſparkaſſe als Darlehn
aufgenommen, mit 3,5 Proz. verzinſt und mit 1,5 Proz. getilgt
werden. Die projektierte Bahnlinie hat eine Länge von 41,1
Kilometer. Der Antrag wurde mit 23 gegen 2 Stimmen an-
genommen.

Wittenberg. Ein Sittlichkeitsverbrecher. Der Knecht
Schulze aus Külſo wurde verhaftet unter dem dringenden Ver-
a ſich an einem minderjährigen Mädchen vergangen zu

aben.

Einbruchinder Kaſerne. Jn die Kantine der Artillerie
iſt unter eigentümlichen Umſtänden ein Einbruchsdiebſtahl be-
gangen worden, der eine große Vertrautheit mit den Lokalitäten
vorausſetzt. Man nimmt an, daß der Dieb ſich in die Kaſerne
einſchließen ließ und dann den Diebſtahl ausführte. Geſtohlen
ſind über 300 Mk. Papiergeld, zwei Sparkaſſenbücher und Doku-
mente, die ſich in einer Kaſſette befanden, ſowie einiges Wechſel-
geld Der Dieb entkam unerkannt.

Leichenlandung. Die Leiche der aus Dabrun ſeit
einigen Tagen verſchwundenen Martha Boos iſt in der alten
Elbe gelandet.

Torgau. Schwer verunglückt iſt der Kutſcher Otto Bar
tholomäus von Deuben. Der Genannte, der ein Ziegelfuhrwerk
leitete, wurde am Sonnabend nachmittag auf der Straße nach
Audenhain ſchwerverletzt aufgefunden. Wahrſcheinlich iſt er an
einer glatten Stelle ausgeglitten und unter die Räder des ſchwer-
beladenen Fuhrwerks geraten. Der Verunglückte wurde ins ſtädtiſche
Krankenhaus verbracht, wo er am Sonntag geſtorben iſt. Eine in
den elendeſten Verhältniſſen lebende Familie betrauert ihren Er-
nährer.
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Weißenfels. Weiteres von den Falſchmünzern. Wie
bereits berichtet, wurden am Freitag durch die hieſige Polizei
zwei Falſchmünzer feſtgenommen, der Schloſſer Wille und der
Schuhfabrikarbeiter Fiſcher. Während erſterer falſche Dreimark-,
Einmark- und Fünfzigpfennigſtücke verfertigte, ſetzte Fiſcher, der
erſt vor kurzem zugereiſt iſt, dieſelben um. Auch ſollen ſich noch
zwei weitere Perſonen an dem Umſetzen der Falſifikate beteiligt
haben. Den erſten Verdacht ſchöpfte eine Kellnerin, die in einem
hieſigen Lokale angeſtellt iſt. Als dann in einem Geſchäft auf
dem Markte wieder Falſchſtücke in Zahlung gegeben werden
ſollten, erfolgte die Feſtnahme. Der Verfertiger wurde in der
Fiſchgaſſe, wo er ſich eingemietet hatte, feſtgenommen. Eine vor-
genommene Hausſuchung förderte eine ganze Anzahl von Formen
zutage, die nicht gelungen waren und wieder umgegoſſen werden
ſollten. Bei der Verhaftung waren die Verbrecher an der Arbeit.
Beide ſind ſchon wegen Münzverbrechens vorbeſtraft. Der Um
fang der in Umlauf geſetzten gefälſchten Geldſtücke iſt noch nicht
feſtgeſtellt. Es iſt aber beſtimmt anzunehmen, daß eine größere
Anzahl falſcher Ein- und Dreimarkſtücke bereits im Verkehr ſind.
Vorſicht iſt deshalb am Platze.

Saalfeld. Sechs Menſchen durch Leuchtgas vergiftet.
Eine furchtbare Familientragödie hat ſich hier zugetragen. Jn
der Nacht zum Montag vergiftete ſich und ſeine ganze Familie
der Beſitzer der Kunſtplätterei Edelweiß namens Jahn durch
Oeffnen des Gashahnes. Der Mann, die Frau und vier Kinder
im Alter von 12 bis 8 Jahren ſind tor. Der Beweggrund zu der
Verzweiflungstat iſt in Nahrungsſorgen zu ſuchen.

Jljenburg. Tödlicher Rodelunfall. Beim Rodeln fuhr
am Sonntag nachmittag der Sohn des Gaſtwirts Stünkel, ein
16 jähriger Gymnaſiaſt, ſo unglücklich gegen einen Vaum, daß er
getötet wurde.

Soziales.
Wieder ein KrankenkaſſenTerrorismusSchwindel.

Das Keſſeltreiben gegen die Selbſtverwaltung der Kranken-
kaſſen wird heftiger, je näher der Zeitpunkt der entſcheidenden
Veſchlüſſe des Reichstags in dieſer Frage rückt. Auch die Kreuz-
zeitung bemühte ſich kürzlich aus eigenem zu dieſer Hetze bei-
zuſteuern, indem ſie erzählte: Bei dem Tode des Vorſitzenden
der Berliner Vuchbinder-Krankenkaſſe (eines Arbeiters) ſei,
ohne die im Vorſtande ſitzenden Arbeitgeber zu befragen, aus
Kaſſenmitteln ein Kranz mit großer roter Schleife „beſchafft
worden“, der bei der Beerdigung als Widmung des Vorſtandes
voraufgetragen wurde. Die Arbeitgeber-Vorſtands mitglieder
waren empört, doch half es nichts mehr. Ein Mitglied, das die
Jnnung vertrat, hatte ſich auf ſeine Anfrage noch einer
höhniſchen Bemerkung des Kranzträgers ausgeſetzt. Die Ar-
beitgeber mußten alſo für eine ſozialdemokratiſche Demon
ſtration anders kann man die rote Schleife nicht auffaſſen

ihr Geld mit hergeben. Der als Aufſichtsbehörde angerufene
Magiſtrat konnte keine Remedur eintreten laſſen, weil der-
artige Fälle außerhalb ſeiner amtlichen Funktionen liegen. Es
iſt nun dem Oberpräſidenten Mitteilung von dem
Vorgange gemacht worden.

An dieſer „roten“ Terrorismusgeſchichte iſt nur zutreffend,
daß ein Kranz mit roter Schleife für den Kaſſenvorſtand nieder-
gelegt wurde. Ueber den Hergang wird uns von beteiligter
Seite geſchrieben:

Am 22. Oktober 1910, am Tage nach dem Ableben des Vor
ſitzenden der Kaſſe, fand eine Vorſtandsſiteung unter Leitung
des zweiten Vorſitzenden, eines Arbeitgebers, ſtatt, in der die
Arbeitgeber ſelbſt beantragten, dem Verſtorbenen einen Kranz
aus Kaſſenmitteln zu widmen. Selbſt die Schleifenwidmung
iſt von Arbeitgebern und Arbeitnehmern gemeinſam feſtgeſetzt
worden. Der Bote, der den Kranz zu beſtellen hatte, mußte im
Auftrage ſeiner Mitarbeiter einen weiteren Kranz beſtellen,
der eine rote Schleife haben ſollte. Der Vorſtand der Orts-
krankenkaſſe hatte Vorſchriften über die Farbe der Schleife nicht
gegeben, doch war ſich der Geſamtvorſtand klar, daß nur eine
weiße Schleife in Frage kommen könne. Da dies jedoch dem
Boten nicht ausdrücklich geſagt worden war, beſtellte er beide
Kränze mit roten Schleifen.

In einer weiteren Vorſtandsſitzung kam die Sache zur
Sprache, und die Arbeitgeber erklärten ſich für völlig befriedigr,
nachdem ſie Aufklärung erhalten hatten. Nachdem die Kreus-
zeitung die harmloſe Geſchichte zu einer Hetznotiz aufgeputzi,
nahm eine dritte Vorſtandsſitzung dazu Stellung. Die Arbeit-
geberheiſitzer erklärten, daß ſie dieſer Notiz völlig fernſtänden.
Dem Vorſtand der Kaſſe iſt von einer Beſchwerde bei der Auf-
ſichtsbehörde auch nichts bekannt geworden. Die Arbeitgeber-
vertreter erklärten ausdrücklich, eine ſolche nicht abgeſandt zu
haben.

Es muß doch herzlich ſchlecht beſtellt ſein um das „Material“
der Scharfmacher, wenn ſie ſchon zu ſolchem tkindiſchen
Schwindel greifen müſſen.

Verſammlungsberichte.
Buchdrucker, Halle. Jnfolge des in dieſem Jahre ſehr früh-

zeitig ſtattfindenden Gautages mußte der Bezirk Halle a. S.
im Verbande der Deutſchen Buchdrucker, Gau An der Saale,
ſeine FrühjahrsPerſammlung bereits am Sonntag, den
8. Januar, mittags 21 Uhr, im Konzerthaus hierſelbſt ab
halten. Der Geſangverein Gutenberg-Halle eröffnete die Ver-
ſammlung in ſtimmungsvoller Weiſe mit dem Liede: Wir
ſchüren das heilige Feuer. Nach Ergänzung des Vorſtandes
und Verleſung des Protokolls der letzten Bezirksverſammlung
wurde der im Bezirk verſtorbenen Kollegen gedacht. Aus dem
dann folgenden Jahresbericht des Bezirksvorſtehers ſei folgen
des erwähnt: Der Bezirk umfaßt 19 Druckorte, davon ſind in
12 (im Vorjahr 10) Druckorten Mitglieder vorhanden. Der
Geſamt-Mitgliederſtand beläuft ſich auf 657 (620). Guten-
bergbündler ſind im Bezirke 54 vorhanden, was gegen das Vor
jahr eine kleine Aer bedeutet; dies iſt durch die Tätig-

ekeit des bündleriſchen Arbeitsnachweiſes in einigen Bezirks-
orten erklärlich. Anders- und Nichtorganiſierte ſind im Bezirk
noch 58 vorhanden. Die Aufſtellung der vorhandenen Lehr-
linge ergibt, daß die Zahl derſelben im Vergleich zu der Zahl

Verhältnis bezeichnet werden kann. Nach den Berichten aus
den einzelnen Bezirksorten ſind Klagen weder in tariflicher
noch in ſanitärer Beziehung zu führen nur auf die Druckerei
in Zörbig muß beſſer geachtet werden, um
e zu verhindern. Den Hauptpunkt der Tagesordnung
ildete Punkt 3: Stellungnahme zur nächſten Tarifreviſion.

Nach einem ausführlichen Referat des Bezirksvorſitzenden,
Kollegen Schindelhauer, wurden nach reger Debatte in
einer ausführlichen Reſolution die Wünſche und Forderungen
der Kollegen niedergelegt, um dem Gauvorſtand übermittelt
zu werden. Ferner wurden die Kollegen aufgeſtellt zu dem
im März ſtattfindenden Tarä Die übrigen Punkte derSag orbnusg fanden ſchnelle Erledigung und konnte mit
einem begeiſtert aufgenommenen Hoch auf den Verband die
Verſammilars um 345 Uhr geſchloſſen werden. Anweſend
waren von den eingelnen Bezirksorten: Halle 166, Eilenburg
22, Eisleben 21, Merſeburg 12, Delitzſch 11, Schkeuditz 6, Helbra
4, Zörbig 1, Roitzſch 1. zuſammen 244 Kollegen.

Humor und Satire.
Profeſſorenweisheit. Ein bekannter Berliner Bakteriologe

ſprach kürzlich zu ſeinen Hörern: „Meine Herren! Dieſes
Feld, das ich hier aufgezeichnet habe, iſt in eine Anzahl
Quadrate geteilt. Jedes Quadrat bezeichnet eine Mikrobe.
Auf dieſe Weiſe iſt es uns Wiſſenſchaftlern gelungen, die
Bakterien ſehr überſichtlich ſyſtematiſch zu ordnen. Wenn auch
noch nicht alle Quadrate mit der entſprechenden Mikrobe aus
gefüllt ſind, ſo iſt doch im Intereſſe dieſes Syſtems zu hoffen,
daß die Natur die noch fehlenden Arten dazu ſchaffen wird!“

(Simpliziſſimus.)
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Unſtrut und Snuale. Fall Wuchs
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Dresden 15. Jan. --1,06 16. Jan. 1,14 0,08
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eine Lehrlings-,

der Gehilfen 3255 Prozent beträgt, was nicht als günſtiges



4 p 3 Ja

Fortsetzung des grossenSozialdemolratiſche

Gemeinde Polſtil

Heft 1.
Das kommunale Wahlrecht.

Von Paul Hirsch und Dr. Hugo
Lindemann.

Preis 30 Pfg. Porto 5 Pfg.
Heft 2.

Kommunale Arbeiterpolitik.
Von Pr. Hugo Lindemann.

Preis 40 Pfg. Porto 5 Pfg.

Heft 3.
Kommungle Schulpolitik.

Bedeutende Preisvorteile.

C. F. Ritter
Inventur-Ausverkaufs.

Aeusserst günstige Kaufgelegenheit.

Von Dr. Max QuarexK.
Preis 50 Pfg. Porto 10 Pfg.

Heft 4.
Kowmunale Wodnungspolftik.

Von Paul Hireeh.
Preis 50 Pfg. Porto 10 Pfg

Heft 5.
Steuern und Hebühren.
Von Dr. Hugo ILindemann.
Preis 30 Pfg. Porto 5 Pfg.

Heft 6.
Die städtische Regie.

Von Dr. H. Lindemann.
Preis 40 Pfg. Porto 5 Pfg.

Heft 7.
Du Submlsslonswesen.

r J Paeplow.Preis 40 Pfg Porto 5 Pfg.

Enellsche lorale Selbst

Verwaltung und Ihre
kriolge.

Von William Sanders.

I

Jaahreh.n CDonnerstag den 19. Jannar abends Sie Uhr
im großen Saal des Volksparks, Burgſtraße:

MütgliederVerſummlung.
Tagesordnung:

1. Vortrag des Redakteur Genoſſen O. Niebuhr- Halle.
2. Vereinsangelegenheiten.

Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt. Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt.
Eine zahlreiche Beteiligung der Mitglieder erwartet

Der Vorſtand.

Wuhllrels Torgau Lieheuwerda.
Eonntag den 22. Januar 1911 finden in folgenden OrtenPreis 30 Pf. Porto 5 Pfg. ß

gen i un an Burxdorf, Sonnabend d. 21. Januar abends 8 Uhr im Gaſthof zum heitern Blick.

Preis 50 via Porto 5 Pfg. Fichtenberg, Sonntag 22. nachm. 3 zur Fichte.
Seſt 10 Mühlberg, Sonntag 22. abends s Preußiſcher Hof.

ife Torgau, Sonntag 22. nachm. 6 Königsbad.kommunale hneitrierfürrene Elſfterwerda, Sonntag 22. 2 Gaſthof zur Sonne.

Preis 50 Pfg. Porto 5 Pf. (Grünewalde, Sonntag 22 3 zur VWalke.
Heft 11. Bockwitz, Sonntag 22. zum Waldhans.Das tut im henen Tagesordnung in allen Verſammlungen

Von Par v Der Volksverrat des ſchwarzblauen Blocks.Preis de 9 o le A Alle Arbeiter, Bürger und Frauen werden erſucht, dieſe Verſammlungen zahlreich zu be
Zu bezt durch a ſuchen. Die Zeiten ſind ernſt, deshalb agitiere ein jeder für einen Maffenbeſuch dieſer wichtigen

träger und Verſammlnngen. Der Einherufer.Volksbuchhandlung,

Achtung AchtungDen verehrlichen Goworkschaften und Vereinen von
Halle u. Umgeg. zur gefälligen Kenntnisnahme, daß ſich die
Ortsverwattung Halle des Zentral- Verbandes

der Zivllmuslker Deutschlands
bedeutend verſtärkt hat und die Geſchäfts- ſowie Muſikleitung in
Händen orfahrener Leute liegt.

Wir bitten, bei eventuell vorkommenden u beſtehend in
Konzeorten, Bähen, Hochzeiten ſowie ſonſtig. Familien-
Festliohkeiten Aufträge an die Gesohäftsstelle, Karl-
strasse 14 (Konzerthaus), Telefon 3058, gelangen zu laſſen.Jm Auftrage: Arndt, Vorſitzender. n r Kleinſchmieden 6,

theke, Markt 17UGwu munen e M erſeb. Str. 20Alle a wi v. Löwen Brüderſtr. 17.

Halle a. S., Harz 42/43.

gcuuen

hüten ſich
vor nutzloſen Rachahmungen
immer wieder auftauchen und
nehmen bei Störungen nur noch
die echte Perioden-Tinktur, Preis
C 6,80. Diskret und portofrei d.
Chem. Laboratorium Monopol,
Berlin 169 W. Lindenſtr. 106

Bandwurm z
Verſchiedene Kuren habe ich gemacht,

um den läſtigen Bandwurm los zu
werden, aber alles verſagte; ich ließ
mir daher Jhr Bandwurmmittei
Solitaenia ſchicken, welches von vor
t Wirkung war, und ſprechehnen hiermit meinen herzlichſten dank

aus und werde bemüht ſein, das
Mittel weiter zu empfehlen. Hoch

r Emma Schöps, Kl.Mochbern, im Mai 1910. Soli-taenia f. Erwachſene 2 2,50 f. Kind.
en 50 iſt erhältlich in den Apotheken.
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Soeben erſchienen:

Wahrer Jakob 1911
Nr. 2.

Preis 10 Pf.

Gleich heit
Nr. 8.

Preis 10 Pf.
Zu beziehen durch alle Aus-

träger und die

Volksbuchhandlung,
Harz 42/43.

Hettnassen.
Befreiung garant. Auskunft

umsonst. Alt. u. Geschl.
angeb. B. Schoene Co.,

Frankfurt a. M. 372.

Arheitsmarkt.
Offene Stellen Aeebie
Zeitung: Deutsche Vakanzen-Post,

Esslingon 156.

Gesucht an jedem Ort
ein anſtändiger Mann zum Beſuch
der Privatkund ſchaft. Hoh. Ver-
dienſt. Gefl. Anfragen erb. unter
L. M. 5000 an die Exp. des Bl.
Zirarren- Arbeiter oder Arbeiterin
für Hausarbeit geſ. Fr. Sehmidt
Wahren, Halliſche Straße 56.*

Backer- Lehrling
findet Oſtern Stellung, bei wöchent-
lichem Taſchengeld.
Karl Bàäumler, Bäckermeiſter,

Eisſeben, Rammthorſtr. 17.

Rahtmannoäunf.

Sonntag den 22. Januar:

Mashenball.
reunde und Gönner laden er

gebenſt ein

kam Ha. Stein 1 fran.Masken ſind im du u
haben.

Engros
Karneval-
Artikel:
MaskKen,

J Kopfhedeckungen,

Luftschlangen,

Schneehbälls
bengaligche Iündhöleer.

NMCcA

Cehr. Buftermih,

Hallie, Landwehrstr. 9.

S
Richard Flemming,
Halle a. S., Schmeerſtraße 22.

GOptische Anstalt
Große Auswahl, billigſte Preiſe!

Umsonset u. franko sendet Haupt-Katalog m.
v. Neuheit. Stanl-, Leder-, Gold-, Optik- u.Musicw. ete., üb. 5000 Gegenstande. Bitte
zu Verlangen Wichtig für jeden. Fritz
HammeVersandu. Vers. T hin. cahr, Foche b. Solingen, Fabrik. u.vorh. Kasse

Rasliermoasser! Extra 3 JahreGarantie. Nur bei mir W S
Kronen Diamanistanl M. 3.25 à z z F

Kronen-Silberstahl M. 22258 2Rasiermesser, Weißheft M. 1.502 F 3Rasierschaien, Pinsel à M. 0.25 2 z 2
Rasierseife u. Pulver à M. 0.25 S 3 s
Streichrfkemen M. 0.90 32 s
i „Perfekt“ M. 4.253 C 3 22

kine ganz Deue Mähmaschine

billig zu verkaufen.Karl Laiſe bei Göſchen in Stedten.

Kapvumverein zu Hewvehurn u. Imnen, zu

Wir ſuchen zum 1. April für neue Verkaufs-
stelle (Benndorf-Neumarxk) einen tüchtigen

r Lagerhalter
der guter Genoſſenſchafter ſein muß. Kaution 500 M.

Ferner per ſofort einen jüngoren Kontoristen,
NMaschinenschreiber bevorzugt.

Meldungen nach dem Kontor erbeten.

Ein tüchtiger
gewandter

Chamotte-Formel
für dauernde Beſchäftigung geſucht.

Aerele Ed. Lincke Ströſer, Nietleben.

c
S 2F.

r rS

D Unsern Lesern bei Bedarf zur Beachtung empfohlen. V

Wegweiser fär unsere einkaufenden Abonnenten
Erschelnt wöchentlich dreimal.

r T g r a J C7TT

Erscheint wöchentlich drelmal.

re ehe—„è 21Aprzahlungsgeschäfte Fiserne Oefen Haus- und Küchengeräte Kolonialwaren [Sorreiorel-Soaarirariſroi] Weiss Woll Tapisserie
Thiele, Göbenstr. l, p. m Glaser, Gr. Klausstr. 24. K. Kuckenbursg, Ranvischestr. 12. H. Ackermann, Merseburgerst. 61 Franz Bamme, Lindenstr. 56.Brauereien t Iindenbabs, Könige Konigkuchen, Zuckerwaren Fran Geyer, r Brunnenstr. 32p. We rm h

Fanrrädor u. Nähmaschinen Fnf 9 50 J mer Otto o Charlotten- Zenger ne, chulst. J. 7f Cünther, Halle a. S. kllecrieh Boch. e n V e I
9Henry Klepzig, Reilstr. 2. C. Lange sen., Kl Ulrichstr. 26.

Hugo Schröter, Hirtenstrasse 14.Kate und Matzen
Priodrich Flietner., Geiststr. 23.

Briketts, Kohlen 7
Richard Wol verläng. Königstr.

Fleischermelster, Wurstfabriken

J. Klostermann. Advokatenweg 27
[Deiikatessen und Fische Franz Kungze, n Kaftfee, Kakao, Tee Leder handlungen
rer cr. 76. August Hangoll, u 105. krnstOchse, Leipzigerstr. o5. Herm. Sebwidt, Geistetr. 23.

Robert önigstr.PBrogen und Farben Olieo Unbrieht, cketsbrasse 1. Kartonagen rer
31. Rädler, Rannischestr. 2. e Gummiwaren W. Schmeil. Jakobstr. 60. e
Fritz Rust jun. Triſtstrasse 29. Mödel- 9 Grosser n C. Klappenbach., Gr. Ulriehstr. 41. Kaufhäuser Magatiag Hall. Tischlermsit. Uxrichstr. 50

Spedition, Möveltransport vis-à-vis Leipz. Turm.

0. Kästner Co., Brunoswarte 36.
Wilh. Müller, Brunnenstr. 53.

uWVnren- u. Goldwaren

neRobert Koch, uort en e4. Schüfer, lUeipzigerstr. 92.
A. Weiss, Kleinschmieden 6.

F. Hennieke, Kl. Ulrichstr. 15 Handieiterwagen- Fabriken Photographisecho Atollers Weine u. Fruchtzätte etc.
h. kha Leip- igerstr. 87.all, Bekleidg. Gegenst. j. Art.

g Theodor Luur, Leipzigerstr. 94.Eisen- und s8tahlwaren Oskar Kutscher, Moritziärehhot 10. C i r
Erns Seltmann, Merseburgerstt 10. er T ihr. lAeipzigerstr. Ja Kichard Schrödei, Steine 17.

F. lindenbahn, Königstr. 8.
M. Kade Nachf., Leipzigerstr. 93.Max Kkünzoel, Aagäeburgerstr. 59.

Zigarren handlungen

F. Soldmann, Königstrasse 86.
Schubert William, Zigarren und

Schulartikel, Lauchstädterstr. 15,
Julius Wiedemann, Schmeerstr 4.

Sanltäts-Drogerie, Inh. Rich. Glaubig.
Ammendorf Radeweil

Halleschestr. 65. Hauptstr. 20.
A. Hermann, Vhrmacher.

O. Probsthayn, Bettf.-Rein.-Anst.
W. Nünschor, Schuhwaren.

Für die Inſerate verantwortlich: Rob. Jlgner. Drugd der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruck (E. G. m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Groh, jetzt A. Jähnig. Sämtl. i. Halle a. S.
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